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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ATOM/267: Strahlende Wege - Mahnwachen gegen Uranmülltransporte ... (BBU)

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Pressemitteilung vom 02.06.2020

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Sonderzug mit Uranmüll ist eine rollende Zeitbombe im Dschungel der
Corona- Sicherheitsbestimmungen / Proteste in Gronau und Münster



Gronau/Münster, 2. Juni 2020 - Mit Mahnwachen auf einer Brücke vor der
Gronauer Urananreicherungsanlage und am Hauptbahnhof von Münster wurde am
Dienstag (2. Juni) spontan gegen die Abfahrt eines Sonderzuges mit Uranmüll
von Gronau über Münster nach Russland demonstriert. Das Gronauer
Vorstandsmitglied des Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU),
Udo Buchholz, bezeichnete den erneuten Start eines Sonderzuges mit Uranmüll
als "rollende Zeitbombe im Dschungel der derzeitigen
Corona- Sicherheitsbestimmungen". Weitere Proteste gegen Urantransporte und
für die Stilllegung der bundesweit einzigen Urananreicherungsanlage (UAA)
werden vorbereitet.

Erstes Fahrtziel des Uranmüllsonderzuges ist der Hafen von Amsterdam. Dort
übernimmt der Uranfrachter Mikhail Dudin die radioaktive Fracht aus Gronau
und transportiert sie nach Russland. Bei dem Transportmaterial handelt es
sich um abgereichertes Uranhaxafluorid, das bei der Urananreicherung in
großen Mengen als Uranmüll anfällt und zum Teil auch neben der
Urananreicherungsanlage in Containern unter dem freien Himmel gelagert
wird.

Der Transportweg des Sonderzuges und weitere Urantransporte mit
belgischen LKW

Der Uranmüllzug fuhr am Dienstag um 13.15 Uhr durch den Hauptbahnhof in
Münster. Die Durchfahrt in Hamm war um 13.50 Uhr und um 15.15 Uhr wurde der
Uranzug am Güterbahnhof Hagen-Vorhalle gesichtet. Von dort gibt es noch
zwei Fahrtmöglichkeiten: Über
Hagen-Gevelsberg-Wuppertal-Düsseldorf-Mönchengladbach-Venlo oder über
Hagen-Witten-Dortmund-Castrop-Herne-Wanne-Eickel-Gesenkirchen-Oberhausen-Wesel-Emmerich.

Während der Mahnwache in Gronau erreichten zudem mehrere belgische LKW mit
jeweils einem Uranhexafluoridcontainer die Gronauer
Urananreicherungsanlage. "Unsere Proteste richten sich gegen alle
Urantransporte. Gegen den Bahntransport und gegen LKW-Transporte. Beide
Transportarten sind mit Gefahren behaftet", so Udo Buchholz vom
BBU-Vorstand.

Sonderzüge mit Uranmüll sind 2019 und 2020 bereits mehrfach von Gronau nach
Russland gestartet. Anfang April hatte sich deshalb die Stadt Münster beim
Urenco-Konzern, der die Uranfabrik in Gronau betreibt, gegen die
Urantransporte durch Münster ausgesprochen. Und Immer wieder protestieren
Anti-Atomkraft-Initiativen gegen die Urantransporte mit Mahnwachen. Im
vergangenen Herbst waren zudem zwei Uranmüllzüge im Münsterland durch
Abseilaktionen für jeweils mehrere Stunden gestoppt worden.

Die Route der Uranmüllzüge führt von Gronau über Steinfurt, Münster,
Drensteinfurt, Hamm, den Kreis Unna, das Ruhrgebiet, den Grenzübergängen
Emmerich bzw. Venlo und viele niederländische Orte bis zum Hafen Amsterdam.
Nach der Verschiffung nach St. Petersburg geht es per Bahn weiter zum
Zielort Novouralsk bei Ekaterinburg. Novouralsk ist eine sog. "Geschlossene
Atomstadt" aus sowjetischen Zeiten, die für Außenstehende nur mit
Sondergenehmigung zu betreten ist. In Novouralsk wird der Uranmüll unter
freiem Himmel für unbestimmte Zeit gelagert.

Die Proteste reissen nicht ab

Am Sonntag (7. Juni) werden sich traditionell um 14 Uhr wieder Mitglieder
mehrerer Anti-Atomkraft- und Friedensinitiativen aus dem Dreiländereck
NRW-Niederlande-Niedersachsen zum traditionellen Sonntagsspaziergang an der
Gronauer Uranfabrik treffen. Die Sonntagsspaziergänge finden bereits seit
Ende 1986 immer am ersten Sonntag im Monat statt.

Ebenfalls für Sonntag, 7. Juni, rufen Anti-Atomkraft- und Klima-Initaitiven
zur Teilnahme an einer Fahrrad-Demonstration in Münster zum Münsteraner
Wahlkreisbüro von Bundesumweltministerin Svenja Schulze auf, um angesichts
der Inbetriebnahme des Kohlekraftwerkes Datteln IV und der fortgesetzten
Uranmüllexporte von Gronau nach Russland gemeinsam für einen sofortigen
Ausstieg aus Kohle und Atom zu protestieren. Startpunkt ist um 14 Uhr auf
dem Parkplatz des Einkaufszentrums zwischen Friedrich-Ebert-Straße und
Alfred-Krupp-Weg.

Hintergründe

Die Urananreicherungsanlage in Gronau wird vom Urenco-Konzern betrieben.
Sie gehört zu je einem Drittel dem niederländischen und britischen Staat -
das deutsche Drittel teilen sich RWE und EON zu gleichen Teilen. Die
Bundesregierung und die NRW-Landesregierung üben die fachliche und
politische Atomaufsicht über die Urananreicherung in Gronau aus. Beide
Regierungen lehnen eine Stilllegung der Urananreicherungsanlage im Rahmen
des deutschen Atomausstiegs bislang ab. Dagegen gab es in den letzten
Jahren immer wieder Proteste von Anti-Atomkraft-Initiativen und
Umweltverbänden. Erst im Januar hatten die russischen Umweltorganisationen
Greenpeace und Ecodefense im Bundesumweltministerium 70.000 Unterschriften
aus Russland gegen die Uranmüllexporte überreicht.


Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

https://www.laka.org

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/266: Halbwertzeit - Ignoranz der Netzbetreiber ... (BBU)

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Pressemitteilung vom 01.06.2020

AKW Lingen 2 trotz Proteste wieder am Netz / Über 350 Organisationen
fordern sofortige Stilllegung



(Bonn, Lingen) - Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) hat die erfolgte Wieder-Inbetriebnahme des
umstrittenen Atomkraftwerkes (AKW) Lingen 2 des Energiekonzerns RWE im
Emsland (Niedersachsen) scharf kritisiert. Das mehr als 30 Jahre alte
AKW wurde nach einer mehrwöchigen Revision (technische Überprüfung) am
Pfingstsonntag (31. Mai) wieder hochgefahren. Laut der Deutschen
Presseagentur (dpa) wurden bei der Überprüfung drei meldepflichtige
technische Mängel gefunden. Damit stieg die Zahl der Pannen und
Störfälle in dem AKW nahe der niederländischen Grenze auf über 160 seit
der Inbetriebnahme 1988. Am Freitag hatten der Elternverein Restrisiko
Emsland und das Bündnis AgiEL (AtomkraftgegnerInnen im Emsland) mit
einer Mahnwache in Lingen-Darme gegen die drohende Inbetriebnahme des
AKW Lingen 2 demonstriert. "Es ist unglaublich, dass der AKW-Betreiber
RWE auch noch ausgerechnet an einem Feiertag das AKW wieder in Betrieb
nimmt und damit der besorgten Bevölkerung die Feiertagsruhe raubt",
kritisiert BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Adressaten der vielfältigen Proteste gegen das AKW Lingen 2 des BBU und
der emsländischen Bürgerinitiativen, aber auch von Initiativen und
Verbänden aus Nordrhein-Westfalen und aus den Niederlanden sindder
zuständige niedersächsische Umweltminister Oaf Lies,
Bundesumweltministerin Svenja Schulze sowie die örtliche und regionale
Politik. Grundsätzlich wird die sofortige Stilllegung des AKW Lingen 2
gefordert, dessen abgebrannte Kernbrennstäbe als Atommüll in einem
Castor-Atommüll-Lager in Lingen gelagert werden - vermutlich dauerhaft.
Die grenzüberschreitenden Proteste richten sich zudem gegen die letzte
Brennelementefabrik in der Bundesrepublik, die sich ebenfalls in Lingen
befindet. Sie versorgt Atomkraftwerke in zahlreichen Ländern, z. B. auch
in Belgien, mit Nuklearbrennstoff. Trotz beschlossenem Atomausstieg
erfolgt der Betrieb dieser Anlage ohne befristete Genehmigung.

Der BBU unterstützt seit Jahrzehnten den Widerstand gegen das AKW Lingen
2. Bereits vor 40 Jahren, Im Herbst 1980, war der BBU Mitveranstalter
einer Großdemonstration gegen die damaligen Pläne zum Bau des AKW Lingen
2. Auch in der jüngsten Zeit hat der BBU immer wieder zur Teilnahme an
Protestaktionen gegen die noch laufenden Atomanlagen in Lingen, und
gegen die damit verbundenen Atomtransporte, aufgerufen. Das AKW Lingen 1
wurde nach Störfällen bereits vor Jahrzehnten stillgelegt.

Über 350 Initiativen, Verbände und Parteigliederungen aus der
Bundesrepublik, aus Belgien und aus den Niederlanden fordern aktuell mit
der "Lingen-Resolution" [1] die sofortige Stilllegung der
Brennelementefabrik in Lingen und des AKW Lingen 2.

Auch für das zweite in Niedersachsen noch laufende AKW (AKW Grohnde)
fordert der BBU die sofortige Stilllegung. Das AKW Grohnde ging nach der
diesjährigen Revision am 23. Mai 2020 wieder in Betrieb. "Nurdie
Stilllegung der Reaktoren schützt vor Störfällen und der weiteren
Atommüllproduktion", betont BBU-Vorstandsmitglied Buchholz.


Weitere Hintergrundinformationen:

https://www.sueddeutsche.de/politik/atom-kernkraftwerk-emsland-nach-revision-wieder-am-netz-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-200531-99-255308

https://www.base.bund.de/DE/themen/kt/stoerfallmeldestelle/ereignisse/akw/akw.html).

https://atomstadt-lingen.de/aktuelles

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202016/13.01.16.pdf

http://www.grohnde-kampagne.de/sicher/regionalkonferenz/index.html


Anmerkung:

[1] https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202020.pdf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/727: Klimakampf und Kohlefront - Kollisionskurs mit der Meinungsfreiheit ... ("Die Kirche(n) im Dorf lassen")

Bündnis "Die Kirche(n) im Dorf lassen" - Presseerklärung vom 2. Juni 2020

Stellungnahme von "Die Kirche(n) im Dorf lassen" zur Einstufung von
"Ende Gelände"

Die christliche Rede vom "Götzen Kapitalismus" - verfassungsfeindlich?



"Die Kirche(n) im Dorf lassen" protestiert gegen die Diffamierung des
Bündnisses Ende Gelände als verfassungsfeindlich und erklärt sich
solidarisch mit seinen Zielen. Vor allem die Gleichsetzung von
Antikapitalismus und Verfassungsfeindlichkeit ist ein unerträglicher
Angriff auf die Meinungsfreiheit. Angesichts zahlreicher klar
antikapitalistischer Beschlüsse christlicher Kirchen werden damit auch
Christ*innen weltweit stigmatisiert - was einen Angriff auch auf die
Religionsfreiheit bedeutet.

Der Berliner Verfassungsschutz hat Ende Gelände in seinem neuesten Bericht
als "linksextremistisch" und daher verfassungsfeindlich eingestuft. Das
eröffnet die Möglichkeit geheimdienstlicher Maßnahmen (Überwachung, Abhören
von Telefonaten, Ausspähen von Computern, Einsatz von V-Männern etc.) gegen
diese Gruppierung. Mit Ende Gelände wird eine der bedeutendsten Akteure der
Klimagerechtigkeits-Bewegung angegriffen. Da wir uns als Teil dieser
Bewegung verstehen, müssen wir dazu Stellung beziehen.

Antikapitalismus gleich verfassungsfeindlich?

In der äußerst knappen Begründung heißt es, Ende Gelände nehme
"Gewaltanwendung mindestens billigend in Kauf (...) So wurden Teilnehmende
zu Baggerbesetzungen motiviert." Zudem "geriere" das Bündnis sich nur als
Klimaschutz-Akteur, verfolge tatsächlich aber weitergehende Ziele: "Auf
eine Verortung des Bündnisses im linksextremistischen Spektrum deutet auch
eine unmittelbare Verknüpfung der Themenfelder Anti-Kapitalismus und Anti-
Faschismus hin."[1] (zur Argumentation des Berichts s. u. "Exkurs")
Diese Gleichsetzung von Antikapitalismus mit Verfassungsfeindlichkeit
bedeutet einen massiven Angriff auf die Meinungsfreiheit, der bis tief in
die sog. Mitte der Gesellschaft zielt. Grüne Jugend, 'solid und Jusos
solidarisierten sich mit dem Slogan "Wir sind linksextrem". Das ist
schlagfertig und macht Spaß, besetzt auf kreative Weise das diffamierend
gemeinte Vokabular.

Die Bedrohung ist allerdings durchaus ernst zu nehmen: Prompt reagierte die
WerteUnion und forderte nicht nur ein bundesweites Verbot von Ende Gelände
sondern darüber hinaus: "Der Verfassungsschutz muss jetzt auch bei
der Grünen Jugend prüfen, ob es sich um eine verfassungsfeindliche
Bestrebung handelt. Denn wer sich mit extremistischen Gruppierungen
solidarisiert, sollte zumindest als Verdachtsfall geführt werden."[2]
Diese Drohung gilt allen, die gegen die Einstufung und Begründung durch den
Verfassungsschutz protestieren und sich darin mit Ende Gelände
solidarisieren: "Jetzt zeigt die vereinigte linke Jugend, was sie wirklich
von unserer freiheitlichen Demokratie hält: Nichts!"[3]

Die Argumentation ist perfide: Die Einstufung von Ende Gelände als
verfassungsfeindlich wird als Tatsache gesetzt, jede Kritik daran als
Solidarität mit Verfassungsfeinden gewertet, die Kritiker*innen sind
folgerichtig selbst Verfassungsfeinde. Die Absicht, die Klimabewegung so zu
spalten, ist offensichtlich. Aber über diese vordergründige Taktik hinaus
sind - sollte sich diese Argumentation durchsetzen - zentrale Grundrechte
bedroht, nicht nur die Meinungsfreiheit, sondern auch die
Religionsfreiheit.

Antikapitalismus in christlicher Lehre

Obwohl von den institutionalisierten Kirchen des globalen Nordens oft
verschwiegen, sind Kritik und auch deutliche Ablehnung des neoliberalen
Kapitalismus zentraler Bestandteil (welt)kirchlicher Verkündigung. Schon
die Befreiungstheologie prangerte den "Götzen Kapitalismus" als
lebensfeindliches, dem göttlichen Heilsplan entgegenstehendes System an.
Diese fundamentale Kritik fand bald Eingang auch in die offiziellen
Beschlüsse der protestantischen Kirchen:

Der Lutherische Weltbund[4] nahm das Konzept vom "Götzen Kapitalismus" auf
und forderte: "Als Communio müssen wir der falschen Ideologie der
neoliberalen wirtschaftlichen Globalisierung so begegnen, dass wir dieser
Realität und ihren Auswirkungen Widerstand entgegensetzen, sie grundlegend
umwandeln und verändern."

Die Generalversammlung des Reformierten Weltbundes in Accra 2004
verurteilte die Ideologie des Neoliberalismus als "häretisch", der
Widerstand gegen dieses System sei also zwingend: "Die Integrität unseres
Glaubens ist in Gefahr, wenn wir angesichts des bestehenden Systems
neoliberaler ökonomischer Globalisierung schweigen oder uns weigern, zu
handeln." Die Kritik am Neoliberalismus bezieht sich ausdrücklich auch auf
die durch Profitgier und den Zwang zu unbegrenztem Wachstum bedingte
Zerstörung der Schöpfung. In sprachlich enger Anlehnung an die Barmer
Erklärung der Bekennenden Kirche, die Christ*innen zum Widerstand gegen das
NS-Regime aufrief, heißt es im Bekenntnis: "Deshalb verwerfen wir die
bestehende Weltwirtschaftsordnung, die uns der globale neoliberale
Kapitalismus aufzwingt." Auch die Sao-Paulo-Erklärung von 20125 schreibt
klipp und klar: "Daher bemühen wir uns um die Überwindung des
Kapitalismus."

Mit Amtsantritt von Papst Franziskus findet Kapitalismuskritik Eingang auch
in die offizielle katholische Lehre, vor allem über das
befreiungstheologische Konzept des Götzen: "Wir haben neue Götzen
geschaffen. Die Anbetung des antiken goldenen Kalbs (vgl. Ex 32,1-35) hat
eine neue und erbarmungslose Form gefunden im Fetischismus des Geldes und
in der Diktatur einer Wirtschaft ohne Gesicht und ohne ein wirklich
menschliches Ziel."[6]

Wenn auch Franziskus in seinen Äußerungen meist hinter der analytischen
Klarheit protestantischer Texte zurückbleibt, ist die Dringlichkeit seines
Appells doch deutlich: "Diese Wirtschaft tötet." Daher sucht er den Dialog
auch mit nicht-kirchlichen Akteuren, wenn er sich z.B. 2015 mit
Vertreter*innen der Sozialen Bewegungen in Bolivien trifft: "Wenn das
Kapital sich in einen Götzen verwandelt und die Optionen der Menschen
bestimmt, wenn die Geldgier das ganze sozioökonomische System bevormundet,
zerrüttet es die Gesellschaft, verwirft es den Menschen, macht ihn zum
Sklaven, zerstört die Brüderlichkeit unter den Menschen, bringt Völker
gegeneinander auf und gefährdet - wie wir sehen - dieses unser gemeinsames
Haus, die Schwester und Mutter Erde. (...) wir wollen eine Veränderung,
eine wirkliche Veränderungen, eine Veränderung der Strukturen. Dieses
System ist nicht mehr hinzunehmen."

Konsequenzen

Dieser (nur kleine) Ausschnitt aus kirchlichen Texten zeigt deutlich, dass
neoliberaler Kapitalismus von den Kirchen nicht nur grundlegend kritisiert,
sondern abgelehnt wird und überwunden werden muss. (Die zögerliche Haltung
vieler Landeskirchen des globalen Nordens ändert daran nichts!)

Ausschlaggebend für diese Haltung der Kirchen ist die weltweite soziale
Ungerechtigkeit und die systembedingte Zerstörung der Schöpfung - beides
fließt im neuen Begriff der Klimagerechtigkeit zusammen -, die im
Widerspruch zum christlichen Glauben an das Leben in Fülle stehen.

Am Einsatz für die Schöpfung und dem Kampf für eine gerechte Welt - und
damit der Überwindung des globalen neoliberalen Systems (kurz:
Kapitalismus) - führt darum für Christ*innen kein Weg vorbei. Wenn die
Gleichsetzung von Antikapitalismus und Staatsfeindlichkeit durch den
Verfassungsschutz beibehalten wird, bedroht der Staat nicht nur soziale
Bewegungen wie Ende Gelände, sondern auch Christ*innen mit dem Verdikt
"Staatsfeind"."

Unsere Konsequenz ist daher: "Die Kirche(n) im Dorf lassen" protestiert


	gegen die Diffamierung und Überwachung von Ende Gelände durch den Verfassungsschutz,

	gegen die Gleichsetzung von Antikapitalismus mit Verfassungsfeindlichkeit,

	gegen die Bedrohung all derer, die sich mit Ende Gelände solidarisieren,

	gegen die Einschränkung von Meinungs- und Religionsfreiheit.



Exkurs:
Die abenteuerliche Argumentation des Verfassungsschutzes

Es mag erstaunen, dass antikapitalistische und - vor allem! -
antifaschistische Einstellungen bereits ausreichen, um als linksextrem
eingestuft zu werden. Dazu aber der Verfassungsschutz: "Der Begriff
"Anti-Faschismus" leitet sich aus linksextremistischer Sicht aus dem
Kapitalismus ab und ist politisch eindeutig konnotiert. (...) Dabei geben
sie [autonome Antifa-Gruppen] nicht zu erkennen, dass ihr
"Faschismus"-Verständnis eine Ablehnung der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung impliziert." (S. 146f) Merke: Antifaschismus ist - aus
linksextremistischer Sicht! - gleichzusetzen mit Linksextremismus. Ein
lupenreiner Zirkelschluss - durchaus nicht der einzige in diesem Papier.

Auch Antikapitalismus wird in ganz ähnlicher Weise mit Linksextremismus
gleichgesetzt - natürlich nur für Linksextremisten: "Anti-Kapitalismus in
linksextremistischem Verständnis (...) hat (...) nicht nur die Abschaffung
der marktwirtschaftlichen Ordnung, sondern auch der parlamentarischen
Demokratie zum Ziel." (S. 150) Jetzt fehlt nur noch die Gleichsetzung von
Linksextremismus mit Verfassungsfeindlichkeit: "Linksextremismus ist ein
Sammelbegriff für alle gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung
gerichteten Bestrebungen, die auf einer Verabsolutierung der
aufklärerischen Werte von Freiheit und Gleichheit beruhen." (S. 137)


Anmerkungen

[1] Verfassungsschutzbericht Berlin 2019, S. 162.

https://www.berlin.de/sen/inneres/verfassungsschutz/publikationen/verfassungsschutzberichte/

[2] Dr. Hans-Georg Maaßen, ehemaliger Verfassungsschutzpräsident und
Mitglied der WerteUnion, PM 21.5.2020.

[3] Stefan Müller, Parlamentarischer Geschäftsführer der CSU-Landesgruppe.

[4] Vollversammlung Winnipeg 2003.

[5] Von der Vollversammlung des Ökumenisches Rates der Kirchen, Busan 2013
bestätigt.

[6] Evangelii Gaudium 2013.


Die Initiative "Die Kirche(n) im Dorf lassen" ist Teil des
Bündnisses "Alle Dörfer bleiben".

 * 

Quelle:

Bündnis "Die Kirche(n) im Dorf lassen"

E-Mail: kirchen-im-dorf-lassen@t-online.de

Internet: https://www.kirchen-im-dorf-lassen.de
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TREFF/742: Unna - Sommerleseclub 2020 ab 20.06.2020

Kreisstadt Unna

Sommerleseclub 2020



Kreisstadt Unna. Der Sommerleseclub findet in diesem Jahr zum 14. Mal
in der Bibliothek im zib statt, allerdings in einer, der Situation
geschuldeten, minimierten Form. Das Wichtigste aber zuerst: Es winken
trotzdem Preise!

In diesem Jahr können aufgrund der geltenden Kontaktbeschränkungen nur
Einzelpersonen, egal welchen Alters, am Sommerleseclub teilnehmen.
Anmeldung und Ausleihe sind ab Samstag, 20. Juni 2020 um 10.30 Uhr
möglich.

Es zählt was Spaß macht: Bilderbücher, Hörbücher, Sachbücher. Von der
romantischen Liebesgeschichte bis zum blutrünstigen Krimi oder der
Geschichte Ägyptens - alles ist erlaubt!

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben die Möglichkeit sich wie
gewohnt Bücher und Hörbücher persönlich in der Bibliothek auszuleihen
oder die digitale Variante auszuprobieren.

Nähere Informationen unter: www.sommerleseclub.de oder direkt in der
Bibliothek im zib.

Die Teilnahme ist natürlich kostenlos und für alle, die die Bibliothek
im zib noch nicht nutzen eine schöne Gelegenheit das breite Angebot
einmal unverbindlich kennenzulernen.

Jeder ist willkommen von 0 bis 100 Jahren, alle finden bestimmt das
passende Buch oder Hörbuch welches Ihnen den Sommer versüßt.
Der Sommerleseclub wird gefördert durch das Kultursekretariat
Gütersloh und vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes
NRW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.06.20

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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NAHOST/373: Geheimgefängnisse in Afrin - Islamistische Milizen misshandeln Yezidinnen

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. Juni 2020

Geheimgefängnisse in Afrin: Islamistische Milizen misshandeln
Yezidinnen



Die yezidische Community weltweit ist besorgt über das Schicksal
ihrer Religionsgemeinschaft in der Region Afrin, die die Türkei seit
März 2018 besetzt hält. Während der Kämpfe zwischen rivalisierenden
protürkischen islamistischen Gruppen in der vergangenen Woche wurde
bekannt, dass die arabisch-sunnitische Hamzat-Miliz geheime
Gefängnisse für Frauen in Afrin unterhält. "Daraufhin kursierten in
sozialen Medien Bilder von nackten Frauen, die dort festgehalten
werden. In Videos und auf Bildern sind fünf kurdischen Frauen
darunter eine Yezidin erkannt worden", berichtet Dr. Kamal Sido,
Nahostexperte der Gesellschaft für bedrohte Völker.

Nadia Murad, Trägern des Friedensnobelpreises und
UN-Sonderbotschafterin für die Würde der Überlebenden von
Menschenhandel, verurteilte die Misshandlungen. Sie forderte eine
internationale Untersuchung über die menschenverachtende Behandlung
von Frauen im ehemals autonomen Afrin. "Die protürkischen syrischen
Islamisten betreiben stillschweigend eine Kampagne zur Vertreibung
der yezidischen Bevölkerung Afrins", ergänzt Sido. "Sie entführen
Frauen, töten Zivilisten und zerstören Häuser und Schreine." Murad,
die den Völkermord durch den sogenannten "Islamischen Staat" 2014
überlebt hat, kritisiert die internationale Gemeinschaft: Sie habe
versäumt, auf diese Verbrechen aufmerksam zu machen.

Nach der Besatzung durch die Türkei und syrische Islamisten sind die
gesamte armenische Bevölkerung und die etwa 1.200
kurdisch-christlichen Gläubigen aus Afrin geflohen. Der Anteil der
kurdischen Bevölkerung einschließlich der yezidischen, alevitischen
und christlichen Teile sank von 96 auf unter 35 Prozent. Mindestens
300.000 Kurdinnen und Kurden aus Afrin sind auf der Flucht. Viele von
Ihnen leben in den Flüchtlingslagern im Norden von Aleppo. Diese sind
nahezu vollständig von der Außenwelt abgeschnitten. Yezidische und
alevitische Heiligtümer sowie kurdisch-muslimische Friedhöfe und
historische Ruinen wurden zerstört oder geplündert. "All das ist Teil
einer Kampagne: Die Türkei beabsichtigt eine Assimilierung und
Zwangsislamisierung Afrins", erklärt Sido. "Die Zerstörung ihrer
wirtschaftlichen Grundlagen wird den Geflüchteten die Rückkehr in
ihre Heimat zusätzlich erschweren."

Yezidische Verbände weltweit fordern indes mehr Druck auf die Türkei,
ihre Truppen sowie alle bewaffneten islamistischen Fraktionen aus
Afrin und anderen Regionen in Nordsyrien abzuziehen. "Die laufenden
ethnischen Säuberungen gegen die yezidische und andere Volksgruppen
in der Region müssen enden", fordert Sido. "Die vereinten Nationen
müssen Ermittlungsteams nach Afrin und in andere von der Türkei
besetzten Regionen entsenden." Diese sollten die Situation bewerten
und Gräueltaten gegen die Zivilbevölkerung dokumentieren. Zudem
müssten in den betroffenen Gebieten und den Lagern für
Binnenflüchtlinge humanitäre Hilfen anlaufen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juni 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INTERNATIONAL/281: Yanomami starten globale Kampagne - Goldgräber und Corona gefährden das gesamte Volk (Survival)

"Survival International" - Deutsche Sektion - 2. Juni 2020

Yanomami starten globale Kampagne: Goldgräber und Corona gefährden das
gesamte Volk



Das indigene Volk der Yanomami hat eine weltweite Kampagne gestartet, um
20.000 Goldgräber inmitten der Coronavirus-Pandemie von ihrem Gebiet
auszuweisen.

Drei Angehörige der Yanomami sind bereits an Covid-19 gestorben und
Dutzende weitere sind infiziert. Es wird befürchtet, dass die Krankheit
Tausende von Yanomami töten und mehrere Ye'kwana-Gemeinschaften treffen
könnte, die ebenfalls in dem Gebiet leben.

Neue Untersuchungen, die im Rahmen der Kampagne veröffentlicht wurden,
zeigen, dass Tausende Yanomami, die in der Nähe der illegalen Abbaugebiete
im indigenen Territorium der Yanomami leben, infiziert werden könnten und
dass das Gebiet im gesamten brasilianischen Amazonasgebiet am stärksten
durch das Virus bedroht ist.

Dario Yanomami von der Yanomami-Vereinigung Hutukara sagte: "Wir beobachten
die sich in unserem Gebiet ausbreitende Covid-19-Krankheit und sind sehr
betroffen über die ersten Todesfälle unter den Yanomami. Unsere Schamanen
arbeiten ununterbrochen an der Bekämpfung dieser Xawara [Epidemie]. Wir
werden kämpfen und Widerstand leisten. Dazu brauchen wir die Unterstützung
des brasilianischen Volkes und der ganzen Welt."

Die #MinersOutCovidOut-Kampagne wurde von mehreren Yanomami- und
Ye'kwana-Vereinigungen und vielen unterstützenden Organisationen weltweit
ins Leben gerufen.

Die Yanomami wollen erreichen, dass 100.000 Menschen eine Petition
unterzeichnen, in der die Regierung von Präsident Bolsonaro aufgefordert
wird, die Goldgräber aus ihrem Gebiet auszuweisen - dem größten indigenen
Territorium Brasiliens. Das Gebiet ist seit den 1980er Jahren Ziel des
illegalen Goldabbaus. Von den Bergarbeitern in den 1980er Jahren
eingeführte Malaria-Epidemien töteten ein Fünftel der indigenen Yanomami in
Brasilien und viele weitere in Venezuela.

Die Bergleute operierten in der Nähe einer von mehreren unkontaktierten
Yanomami-Gemeinden, die als Moxihatatea bekannt sind.

Unkontaktierte Völker sind besonders gefährdet, durch Krankheiten
ausgelöscht zu werden, gegen die sie keine Immunität haben. Davi Kopenawa,
ein Sprecher der Yanomami, der als "Dalai Lama des Regenwaldes" bekannt
ist, warnte kürzlich in einer UN-Ansprache , dass die unkontaktierten
Yanomami bald vernichtet werden könnten, wenn nichts unternommen wird, um
das Gebiet zu schützen.

Die Goldgräber scheinen sich durch das vom Coronavirus verursachte Chaos
und durch Präsident Bolsonaro ermutigt zu fühlen: Im März wurde mehr Land
der Yanomami von Goldgräbern zerstört als noch im Februar.

Präsident Bolsonaro hat aktiv Landinvasionen in indigene Gebiete gefördert
und ein Gesetz eingebracht, das den Abverkauf ihres Landes für Abholzung,
Bergbau, Viehzucht und Landwirtschaft ermöglichen würde.

Fiona Watson, Leiterin der Forschungsabteilung von Survival, erklärte
heute: "Das Überleben der Yanomami als indigenes Volk hängt davon ab, dass
die Bergarbeiter ausgewiesen werden. Zurzeit werden ihre Flüsse mit
giftigem Quecksilber verseucht, ihr Wald zerstört, ihre Kinder sterben an
Malaria und immer mehr Bergleute dringen unter dem Schutz der
Coronavirus-Pandemie ein. Eine humanitäre Katastrophe breitet sich aus."

"Die Yanomami haben es mit 20.000 Goldgräbern und einem Präsidenten zu tun,
der entschlossen ist, den indigenen Völkern des Landes den Garaus zu
machen."

"Wenn die Regierung jetzt nicht handelt, könnten wir wieder Zeugen einen
schrecklichen Szenarios ähnlich des Goldrauschs der 1980er Jahre werden,
als ein Fünftel der Yanomami-Bevölkerung aufgrund der Untätigkeit der
Regierung an Krankheiten starb."

Hinweise:

1. Die #ForaGarimpoForaCovid (#MinersOutCovidOut)-Kampagne ist eine
Initiative des Forums der Yanomami und Ye'kwana-Anführer sowie der
folgenden Organisationen: Hutukara Yanomami-Vereinigung (HAY), Wanasseduume
Ye'kwana-Vereinigung (SEDUUME), Kumirayoma Yanomami Frauen-Vereinigung
(AMYK), Texoli Ninam Vereinigung von Roraima (TANER) und der
Yanomami-Vereinigung der Flüsse Cauaburis und Affluentes (AYRCA).

2. Die Kampagne wird organisiert mit der Unterstützung von: APIB (Netzwerk
der indigenen Organisationen Brasiliens), COIAB (Koordinierungsstelle der
indigenen Organisationen des brasilianischen Amazonasgebietes), ISA
(Sozio-ökologisches Institut), Survival International, Greenpeace
Brasilien, Conectas Human Rights, Amnesty International, RCA (Netzwerk für
Kooperation im Amazonas), Igarapé Institut, Rainforest Foundation US und
Rainforest Foundation Norway.

3. Im Rahmen der Kampagne haben ISA und die Bundesuniversität von Minas
Gerais einen Bericht über die Auswirkungen des Goldbergbaus auf die
Yanomami veröffentlicht. Ihren Untersuchungen zufolge könnten 40% der
Yanomami, die in der Nähe der illegalen Goldminen leben, mit Covid-19
infiziert werden.

4. Das Überwachungssystem Sirad der ISA hat einen Anstieg der Aktivitäten
beim Goldabbau festgestellt. Die Ergebnisse von Sirad zeigen, dass seit den
ersten Analysen 1.925 Hektar Wald entdeckt wurden, die durch den illegalen
Abbau geschädigt wurden. Allein im März 2020 wurden 114 Hektar Wald von
Goldgräbern zerstört.

5. Nach einer langen internationalen Kampagne unter der Leitung von Davi
Kopenawa, Survival und der CCPY (Pro Yanomami-Kommission) wurde das Land
der Yanomami in Brasilien 1992 schließlich als "Yanomami-Park" demarkiert.
Zusammen mit dem Yanomami-Territorium in Venezuela ist es das größte
Regenwaldgebiet unter indigener Kontrolle weltweit.


Survival International ist die globale Bewegung für indigene Völker.
Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr Land zu schützen
und ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Juni 2020

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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MELDUNG/1068: Grundrechte-Report 2020 der Öffentlichkeit vorgestellt (Grundrechtekomitee)

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Gemeinsame Presseerklärung von 10 Bürgerrechtsorganisationen vom 1. Juni
2020

Grundrechte-Report 2020 der Öffentlichkeit vorgestellt

Präsentator Igor Levit "Fragen nach Solidarität, Miteinander,
Füreinander - sie sind aktueller denn je!"



Seit 1997 erscheint rund um den Verfassungstag am 23. Mai der
"Grundrechte-Report: Zur Lage der Bürger- und Menschenrechte in
Deutschland". Am Dienstag, den 2. Juni 2020, haben zehn deutsche Bürger-
und Menschenrechtsorganisationen in Berlin und online der Öffentlichkeit
die neue Ausgabe des "Alternativen Verfassungsschutzberichts" vorgestellt.
Die 39 Einzelbeiträge des Reports widmen sich aktuellen Gefährdungen der
Grundrechte und zentraler Verfassungsprinzipien, aber auch einzelnen
grundrechtlichen Fortschritten, anhand konkreter Fälle aus dem vergangenen
Jahr. Untersucht werden Entscheidungen von Parlamenten, Behörden und
Gerichten, aber auch von
Privatunternehmen.

Die Autor*innen des diesjährigen Reports analysieren so unterschiedliche
Themen wie die Einführung der erweiterten DNA-Analyse im Strafprozessrecht,
die Gefährdung von Umwelt und Gesundheit durch die Nitratbelastung des
Grundwassers, den Einsatz von Elektroschockwaffen im Polizeistreifendienst
oder die Ausweitung der Abschiebehaft.

Der Pianist Igor Levit, der auch für sein menschenrechtliches Engagement
etwa gegen Rassismus und Antisemitismus bekannt ist, präsentierte in diesem
Jahr den Grundrechte-Report. Für Levit steht die Gesellschaft vor bislang
unbekannten Herausforderungen: "Die Verteidigung und der Ausbau der Grund-
und Bürgerrechte und die darauf aufbauende Gestaltung einer solidarischen
Gemeinschaft müssen deshalb oberste Priorität von uns allen sein. Die
Fragen nach Solidarität, Miteinander, Füreinander - sie sind aktueller denn
je."

Ein Schwerpunkt der diesjährigen Ausgabe des Grundrechte-Reports sind
grundrechtliche Auseinandersetzungen rund um das Grundbedürfnis Wohnen, von
"Mietpreisbremse" und Berliner "Mietendeckel" über die Unverletzlichkeit
der Wohnung (Art. 13 Grundgesetz) in Geflüchtetenunterkünften bis zur viel
diskutierten Sozialisierung von Wohnraum. Ingrid Hoffmann, Mieterin bei der
Deutsche Wohnen und Vertreterin der Berliner Kampagne "Deutsche Wohnen und
Co. Enteignen!", erklärte: "Wir wollen Immobilienunternehmen mit mehr als
3.000 Wohnungen nach Artikel 15 Grundgesetz vergesellschaften. Wohnraum ist
am besten aufgehoben als demokratisch verwaltetes Gemeingut, nicht als
spekulatives Anlageobjekt."

Zwei Beiträge im Grundrechte-Report 2020 widmen sich der staatlichen
Schutzpflicht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz, für ein tragfähiges
Gesundheitssystem zu sorgen. Dazu gab Krankenpflegerin Ulla Hedemann
Auskunft, die auf einer Berliner Kinderintensivstation arbeitet. Sie
berichtete, welche verheerenden Auswirkungen der Pflegenotstand und das
aktuelle Abrechnungssystem für die Beschäftigten und für das Grundrecht auf
Gesundheit hat: "Das Fallpauschalen-System ist nicht auf den Menschen,
sondern nur auf Profite ausgelegt. Dadurch setzt es falsche Anreize, die
uns und unsere Patient*innen gefährden." Ihre Ausführungen verband sie mit
der Forderung an die Politik, ein "neues patientenorientiertes System
einzuführen".


Grundrechte-Report 2020 - Zur Lage der Bürger- und Menschenrechte in
Deutschland.

Herausgegeben von: Leoni Michal Armbruster, Bellinda Bartolucci, Rolf
Gössner, Julia Heesen, Martin Heiming, Hans-Jörg Kreowski, John Philipp
Thurn, Rosemarie Will, Michèle Winkler und Christine Zedler. Fischer
Taschenbuch Verlag, Frankfurt/M., Mai 2020, ISBN 978-3-596-70545-0, 240
Seiten, 12.00 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Juni 2020

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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TREFF/334: Berlin - Digitales Festival "Offenes Neukölln", 5. bis 7. Juni 2020

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 2. Juni 2020

Digitales Festival "Offenes Neukölln" - Gemeinsam für ein 
solidarisches und buntes Berlin-Neukölln



Vom 5. bis 7. Juni 2020 lädt das Bündnis Neukölln zum Festival
"Offenes Neukölln" ein: Zum vierten Mal setzen Initiativen im Bezirk
ein Zeichen für Solidarität und gegen Rassismus - damit Neukölln ein
Ort bleibt, in dem alle sicher und gerne leben.

Wegen der Corona-Pandemie findet das Festival in diesem Jahr
größtenteils online statt: mit Livestreams, interaktiven
Web-Konferenzen und Aktionen auf der Website. Das Programm mit allen
Veranstaltungen gibt es hier [1].

Seit 2013 gab es in Neukölln mehr als 70 rechtsextremistische Angriffe
- darunter Morddrohungen, Brandanschläge auf Privatautos und
Schmierereien an Wohnungen. Die Angriffe richten sich gegen Menschen,
die sich für Demokratie und gegen Rassismus einsetzen. Sie müssen
täglich mit der Angst leben, erneut Opfer eines Angriffs zu werden.
Denn die Täter*innen sind bis heute nicht gefasst.

Die Anschlagsserie könnte schon Menschenleben gekostet haben: 2012
wurde der damals 22-jährige Burak Bektas auf offener Straße
erschossen, 2015 folgte der Mord an Luke Holland. In beiden Fällen
sind die Motive nicht abschließend geklärt, aber es gibt deutliche
Hinweise auf einen rechten Hintergrund.

Mit dem Festival Offenes Neukölln stellen wir uns entschieden gegen
den rechten Terror und zeigen: Neukölln ist kein Ort des Hasses,
sondern des friedlichen Zusammenlebens. Wir überlassen die Straße
nicht den Rechten, sondern stehen ein für ein offenes, solidarisches
und buntes Neukölln.


Anmerkung:

[1] https://www.offenes-neukoelln.de/programm


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSICHTEN/9004: Und morgen, den 04. Juni 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 04.06.2020 bis zum 05.06.2020 +++






[image: Jean-Luc 9004 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Aus dem Westen kommt der Wind

mäßig stark geblasen,

Falken in den Lüften sind

auf der Jagd nach Hasen.
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DAS BLÄTTCHEN/2001: Befreiung vom Dank

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 11 | 25. Mai 2020

Befreiung vom Dank

von Erhard Crome



Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier hat eine Rede gehalten zum 75.
Jahrestag der Befreiung vom Faschismus, pünktlich am 8. Mai 2020. Von der
Rede des Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker zum 40. Jahrestag der
Befreiung am 8. Mai 1985 wird heute noch gesprochen - als einem Meilenstein
im Selbstverständnis deutscher Geschichte. Im Vergleich dazu hat Steinmeier
eine geschäftsmäßige Rede zur aktuellen Politik gehalten, an die sich
eigentlich bereits jetzt niemand mehr erinnert. Gleichwohl ist es
aufschlussreich, genauer auf den Text zu schauen, um zu rekapitulieren, was
er tatsächlich gesagt und was er nicht gesagt hat. Das erklärt viel über
den Geisteszustand und die Ambitionen der heutigen politischen Klasse in
Deutschland.

Insgesamt hat Steinmeier das Wort "Befreiung" neunmal benutzt. Am Anfang
der Rede steht der Satz: "Der 8. Mai war das Ende der
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, das Ende von Bombennächten und
Todesmärschen, das Ende beispielloser deutscher Verbrechen und des
Zivilisationsbruches der Schoah." Damit hat er scheinbar erst einmal alles
aufgezählt, was zum derzeitigen Katechismus offizieller deutscher
Geschichtsanrufung gehört. Aber wie hat er das gesagt? Steinmeier stellt
die Naziherrschaft und ihre Ergebnisse gleichrangig nebeneinander. Zur
Entstehung der Naziherrschaft sagt er nichts. Weizsäcker hatte ausdrücklich
betont: "Aber wir dürfen nicht im Ende des Krieges die Ursache für Flucht,
Vertreibung und Unfreiheit sehen. Sie liegt vielmehr in seinem Anfang und
im Beginn jener Gewaltherrschaft, die zum Krieg führte. Wir dürfen den 8.
Mai 1945 nicht vom 30. Januar 1933 trennen."

Bei Steinmeier wird nur von "nationalsozialistischer Gewaltherrschaft"
geredet, ohne sie als Ursache des Krieges klar zu benennen. Und dann steht
sie auf einer Ebene mit den "Bombennächten", unter denen die deutsche
Zivilbevölkerung litt, und den "Todesmärschen", zu denen die verbliebenen
KZ-Häftlinge auf Befehl der SS befohlen wurden. Ursachen und Folgen, Opfer
und Täter sind ebenso anonymisiert wie vermischt. Das verstärkt Steinmeier
noch, wenn er den Deutschen ihre Opferrolle zuweist: "Hunger, Flucht,
Gewalt, Vertreibung" - nun gänzlich losgelöst von den Ursachen, die aus dem
30. Januar 1933 kommen, und den vorn genannten "beispiellosen deutschen
Verbrechen und des Zivilisationsbruches". Und: Reduziert sich der
Zivilisationsbruch eigentlich auf die Schoah, oder gilt er ebenso für die
Ermordung von Millionen slawischer Menschen, Russen, Polen, Weißrussen und
anderen? Was ist mit den 1,4 Millionen sowjetischen Kriegsgefangenen, die
die Deutschen bereits 1941/42 absichtsvoll verhungern ließen? Nach dem auch
damals geltenden Kriegsvölkerrecht hätten sie Anspruch auf lebenserhaltende
Unterbringung und Ernährung gehabt.

"Die Befreiung war 1945 von außen gekommen", sagt Bundespräsident
Steinmeier. Durch die Hintertür? Heimlich des Nachts? Oder kam der Krieg,
gewalttätig, wie die Deutschen ihn begonnen hatten, als Antwort der Welt
nach Deutschland zurück? Gab es auch Befreier? Waren da vielleicht
die Russen dabei? Steinmeier nennt Krieg und NS-Diktatur eine
"Katastrophe". Kam die über die Deutschen wie die Corona-Pandemie? Völlig
unverschuldet? Oder gab es 1933 Millionen Wähler der NSDAP und dann
unzählige Zujubler, Mitglieder der Nazi-Partei, Freiwillige, die sich zur
SS meldeten, Blockwarte, die ihre Nachbarn bespitzelten, und unzählige
uniformierte Mörder und Hiwis, die in den SS-Einsatzgruppen und in den KZs
ihr Ausrottungshandwerk betrieben?

Der Redner Steinmeier meint des Weiteren: Dieses Land sei tief "verstrickt
in sein eigenes Unheil, in seine Schuld" gewesen. Wie ist man eigentlich in
sein Unheil "verstrickt"? Unschuldig, wie Dornröschen, weil der dreizehnte
goldene Teller fehlte und ein Fluch über das Kind verhängt wurde? Oder
hatten die Deutschen mehrheitlich ihr Unheil selbst gewählt und Schuld auf
sich geladen, weil sie bis zur Schlacht von Stalingrad glaubten, die Welt
oder zumindest Europa erobern und beherrschen zu können? Was des Soldaten
Weib alles für schöne Dinge aus den besetzten Ländern erhielt, bevor die
Todesnachricht aus dem Osten kam, darüber hatte schon Bertolt Brecht
geschrieben.

Dann vollzieht Steinmeier eine Wende: von der Befreiung, die über uns kam,
zur "inneren Befreiung", zu der "Aufarbeitung und Aufklärung" gehörten.
Jetzt haben wir unsere Geschichte "aufgearbeitet" - wie eine alte Jacke,
die beim Schneider war? - und unsere "innere Befreiung" vollbracht. Und so
kam es "zu jenem glücklichsten Moment der Befreiung: der Friedlichen
Revolution und der Wiedervereinigung". Hier lernt der staunende Leser:
Friedliche Revolution ist ab sofort ein Eigenname und wird großgeschrieben!
Abgesehen davon: Die deutsche Vereinigung ist die eigentliche Befreiung,
die von 1945 war nur ein Vorspiel für diese. Aber haben nicht auch dabei
die Russen irgendeine Rolle gespielt?

Die schlussendliche Aussage Steinmeiers ist: Am 8. Mai 1945 waren wir
"allein", heute sind wir es nicht mehr. Das stimmt insofern nicht, dass
Deutschland, als es zur Welteroberung antrat, mit Italien, Japan, Ungarn,
Rumänien, Kroatien, Finnland, Bulgarien und Spanien verbündet war. Schweden
und die Schweiz übten wohlwollende Neutralität, bis sich nach Stalingrad
das Blatt wendete. Die gemeinte Frage ist, wer sind die Verbündeten,
relativ schwache, weit entfernte oder großmächtige? Am Ende macht
Steinmeier aus "Nie wieder!" ein: "Nie wieder allein!"

Das aber ist ein alter Bekannter. Ursula von der Leyen, damals noch für das
Kriegswesen zuständige Bundesministerin, hatte gesagt, im Grundsatz gelte:
"Immer im Bündnis mit unseren Partnern. Es wird nie einen deutschen
Alleingang geben." Das wurde 2014 gesagt und bezog sich auf die Rolle
Deutschlands bei der Herauslösung der Ukraine aus dem Einflussbereich
Russlands und ihre Überführung in den Machtbereich des Westens, Deutschland
inklusive. Eine solche Neuordnung Europas ist ein weitreichender
historischer Vorgang. Da sollte - nun gestützt auf EU und USA/NATO - etwas
erreicht werden, woran Deutschland in zwei Weltkriegen gescheitert war.

Dass Steinmeier Russland am 8. Mai 2020 mit keinem Wort erwähnte, obwohl es
in Gestalt der Sowjetunion die Hauptlast bei der Zerschlagung des deutschen
Faschismus trug und es ihre Rote Armee war, die das rote Banner auf dem
Reichstag in Berlin hisste, ist insofern kein Zufall. Es ist die
ideologische Begleitmusik zur heutigen Neuordnung Europas. Und Dank an die
Russen brauchen wir nicht mehr, wo wir uns doch selber für die "innere
Befreiung" danken.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 11/2020 vom 25. Mai 2020, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GEGENWIND/875: Das Jahr 1945 in Schleswig-Holstein aus Sicht der sich neu formierenden Arbeiterbewegung

Gegenwind Nr. 380, Mai 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Vor 75 Jahren: Befreiung vom Faschismus

Das Jahr 1945 in Schleswig-Holstein aus Sicht der sich neu
formierenden Arbeiterbewegung

von Günther Stamer



19.03. Der sog "Nero-Befehl" Hitlers, wonach beim Rückzug der
deutschen Truppen alle Verkehrs-, Industrie- und Versorgungsanlagen zu
vernichten sind.

03.04. Himmlers "Flaggenbefehl", der verfügte, dass alle männlichen
Personen eines Hauses, das eine weiße Fahne zeigt, zu erschießen sind.

14.04. Befehl Himmlers, bei der Räumung von Konzentrationslagern und
Gefängnissen keine Häftlinge lebend zurückzulassen.

29.04. Britische Truppen überqueren in Lauenburg die Elbe und betreten
schleswig-holsteinischen Boden.

30.04. Vor seinem Suizid ernennt Hitler Admiral Dönitz zum
Reichspräsidenten und Oberbefehishaber. Dönitz, der sich mit Teilen
der Reichsregierung in Eutin befindet, flieht am 2. Mai vor der Front
nach Flensburg-Mürwik.

02.05. Lübeck wird kampflos den britischen Truppen übergeben.

02.05. In Kiel treffen sich ehemalige Gewerkschaftsfunktionäre und
Betriebsräte um über künftige Aktivitäten zu beraten und ein
"Vorbereitendes Komitee zur Bildung freier Gewerkschaften" zu
bestimmen. Diese Komitee setzt sich aus drei Sozialdemokraten und
einem Kommunisten zusammen.

03.05. Auf Anweisung von Dönitz sollen die Produktionsanlagen auf den
Kieler Werften zerstört werden. "Es kam aber nicht mehr dazu. Aus den
Reihen der Arbeiter hatten sich aus alten SPD- und KPD-Angehörigen
kleine Trupps gebildet, die entschlossen waren, Sprengungen auf jeden
Fall zu vermeiden, notfalls mit Gewalt." (SHVZ vom 30.4.48).

03.05. Flensburg wird mit der Ankunft der "Reichsregierung Dönitz"
"provisorische Reichshauptstadt". Die "Reichsregierung" sah ihre
Hauptaufgabe darin, mit den USA und Großbritannien zu einem
Übereinkommen zu gelangen, um Reste der Hitlerwehrmacht zu erhalten
und den Krieg gegen die Sowjetunion fortsetzen zu können.

03.05. Untergang der Cap Arcona und der Thielbeck in der Lübecker
Bucht vor Neustadt durch britischen Bombenbeschuss. Ca. 8.000
Menschen, zum größten Teil Häftlinge des KZ Neuengamme, verlieren
dabei ihr Leben.

03.05. Ein aus den Linksparteien und bürgerlichen Kreisen gebildeter
"Aktionsausschuss" ruft in Elmshorn zum Hissen weißer Flaggen auf. In
dem in der Stadt verbreiteten Flugblatt heißt es u.a.: "Damit nicht
noch fünf Minuten nach zwölf unsere schon so schwer mitgenommene Stadt
weiteren Gefahren durch Kampfhandlungen ausgesetzt sei, ist in Ruhe,
Ordnung und Disziplin die Stadt zu übergeben, jeder Widerstand zu
unterlassen und notfalls energisch zu verhindern. Es sind sofort aus
jeder Wohnung und auf jedem Betrieb deutlich sichtbar weiße Fahnen zu
zeigen, um den Friedenswillen der Stadt zu bekunden." Die "Aktion
weiße Flaggen" stieß auf große Resonanz - obwohl kein ungefährliches
Unterfangen: Seit Anfang April galt der Befehl Himmlers, alle
männlichen Bewohner eines weiß beflaggten Hauses zu erschießen.

03.05. Unmittelbar nach der kampflosen Besetzung von Neumünster durch
britische Truppen bildet sich auf kommunistische Initiative eine
"Anti-Nazi-Aktion" aus Mitgliedern der Linksparteien. Sie verstand
ihre Arbeit primär in der Durchführung von Entnazifizierungsmaßnahmen
und der Betreuung zurückkehrender KZ-Häftlinge.

04.05. Unter Führung des Antifaschistischen Gewerkschaftsausschusses
marschieren die Antifaschisten der Stadt Elmshorn zum ehemaligen
Gewerkschaftshaus (das seit 1933 als Parteihaus der NSDAP dient) und
besetzen es. Bereits am Nachmittag zeigt sich das Gewerkschaftshaus
beflaggt mit roten Fahnen und mit einem weithin sichtbaren
Transparent: "Elmshorn ist freie Stadt." Noch am selben Tag wurde ein
"Antifaschistischer Ordnungsdienst" gegründet, der ein eigenes
Gefängnis einrichtet, in dem führende NSDAP-Mitglieder und
Nazi-Unternehmer in Haft genommen werden. Der Ordnungsdienst mit
seinen "Prinz-Heinrich-Mützen" und roten Armbinden löst vom
Erscheinungsbild Erinnerungen an die Novemberrevolution aus.

04.05. In Lübeck gründen
"antifaschistische Kräfte aller Parteirichtungen" die "ANTIFA".

04.05. Soldaten des 8. Britischen Korps erreichen Kiel und nehmen die
Stadt ohne Gegenwehr ein.

05.05. Militärische Teilkapitulation der deutschen Wehrmacht in
Dänemark und Schleswig-Holstein. Damit enden die Kriegshandlungen in
Schleswig-Holstein.

05.05. In Flensburg gründen Widerstandszirkel einen Vorläufigen
Ausschuss der Flensburger Arbeiterschaft. Als Einheitsorganisation
solle er die früheren Gewerkschaften, die SPD und die KPD
repräsentieren.

06.05. Der Antifaschistische Gewerkschaftsausschuss in Elmshorn
fordert Bürgermeister Dr. Küster zum Rücktritt auf. Als dieser sich
weigert, wird er vom Ordnungsdienst verhaftet. Gleichzeitig werden
Rathaus und Polizeistation ohne größeren Widerstand besetzt. Der
Gewerkschaftsausschuss setzt Heinrich Hauschildt (SPD) als
Bürgermeister und Arthur Geissler (KPD) als Polizeichef ein. Damit hat
die Antifa-Bewegung in Elmshorn aus eigener Kraft die Stadt in die
Hand genommen.

06.05. In Kiel findet eine Funktionärsberatung von 150 Vertretern
Kieler Betriebe im Gewerkschaftshaus statt. Es wurde ein "Engerer
Ausschuss" zur Bildung freier Gewerkschaften benannt, dem vier
KPD- und drei SPD-Vertreter angehörten. Der Gewerkschaftsausschuss sah
seine Kompetenz nicht nur auf die traditionellen Betätigungsfelder
beschränkt, sondern beschäftigte sich mit allen politischen Problemen.
So gründete man gleich Anfang Mai eine "Fahndungsabteilung", die die
führenden Nazis der Stadt namhaft machen und in Zusammenarbeit mit der
britischen Polizei für deren Festsetzung sorgen sollte.

07.05. Die ersten britischen Panzerverbände ziehen in Elmshorn ein.
Der Kommandant zeigte sich über die dortigen Verhältnisse höchst
erstaunt. Bewaffnete deutsche Patroullien mit roten Armbinden waren
ihm bisher noch nicht begegnet.

08.05. Gesamtkapitulation der Deutschen Wehrmacht in Karlshorst:
Unmittelbar nach der Gesamtkapitulation wurde unter dem Kommando von
Colonel Henderson eine dem 8. Korps zugeordnete britische
Militärregierung für Schleswig-Holstein eingerichtet, die ihren Sitz
in Kiel hatte. Generalleutnant Barker befehligte von seinem
Hauptquartier in Plön (Schloss) aus die Besatzungstruppen.

09.05. Der "Reichssender Flensburg" sendet Auszüge aus dem letzten
Bericht des Oberkommandos der Wehrmacht: "Seit Mitternacht schweigen
nun an allen Fronten die Waffen. Der deutsche Soldat hat, getreu
seinem Eid, im höchsten Einsatz für sein Volk, für immer
Unvergessliches geleistet."

10.05. Auf dem Marine-Begleitboot "Buea" in der Geltinger Bucht werden
drei junge Matrosen in einer Kriegsgerichtsverhandlung wegen
Fahnenflucht zum Tode verurteilt und standrechtlich erschossen. Der
verantwortliche Commodore Petersen wird 1952 letztinstanzlich
freigesprochen.

11.05. Auf Helgoland ergibt sich die letzte deutsche Armee-Einheit.

13.05. Die Elmshorner Antifa-Leitung wird vom britischen Militär wegen
"Amtsanmaßung" verhaftet. Als neues Stadtoberhaupt setzt der britische
Kreisgouverneur den ehemaligen NSDAP-Bürgermeister von Pinneberg ein.
Die antifaschistische Bewegung wird verboten, das Gewerkschaftshaus
dem Gewerkschaftsausschuss entzogen und die roten Fahnen
beschlagnahmt.

14.05. Schleswig-Holsteins Militärgouverneur Henderson ernennt
Regierungsdirektor Dr. Hoevermann, in Kenntnis seiner
NSDAP-Mitgliedschaft (seit 1937), zum kommissarischen Oberpräsidenten.

23.05. Absetzung
und Verhaftung der "Regierung Dönitz" in Flensburg-Mürwik.

Juni. Die Militärregierung beschlagnahmte die Lederfabrik Emil Köster
KG in Neumünster Gadeland, um hier das Internierungscamp für
Kriegsverbrecher einzurichten. In den zehn Maschinenhallen waren auf
dem Belegungshöhepunkt im Herbst 1945 10.000 Internierte
untergebracht. Dabei bestand für die Besatzungstruppen totales Verbot,
mit einzelnen Deutschen oder gar mit Antifa-Gruppen bei der
Entnazifizierung zusammenzuarbeiten. Stattdessen wurden alle
antifaschistischen Gruppen aufgelöst.

16.06. Kiel: Im Gewerkschaftshaus treffen sich ehemalige Funktionäre
der Gewerkschaft, der SPD und KPD. Die Trennung von Sozialdemokraten
und Kommunisten in verschiedenen Parteiorganisationen sollte sich nach
Auffassung der Anwesenden nicht wiederholen; es sollten neue Formen
einer "einheitlichen Arbeiterbewegung" hervorgebracht werden. Man
beschloss, ein gemeinsames Gremium zu bilden, den Sozialausschuss.

13.07. Der neu gebildete Kieler Gewerkschaftsvorstand ist paritätisch
von KPD (Pressler/Schlarbaum) und SPD (Kuklinski/Kähler) besetzt.

02.08. Potsdamer Abkommen: Es legt u.a. Maßnahmen fest, "die notwendig
sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn oder die Erhaltung
des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann". In diesem Sinne wurde
vereinbart, den deutschen Militarismus und Nazismus auszurotten, die
großen Monopole zu dezentralisieren und zu entfiechten, die
Kriegsverbrecher zu verhaften und abzuurteilen, Deutschland völlig zu
entmilitarisieren und die Produktion von Kriegsmaterial zu verbieten.

22.08. Auf Initiative der SPD und unter Beteiligung von ehemaligen
SAPD-Mitgliedern und der KPD bildet sich in Neumünster ein
Vorbereitungskomitee flur die Gründung einer Einheitspartei. Man
beantragt die Genehmigung zur Parteiengründung und erhält von der
örtlichen Militärregierung die Zustimmung (obwohl Parteigründungen
offiziell noch gar nicht erlaubt sind).

01.09. Kiel: Der von SPD und KPD gebildete Aktionsausschuss bekundet
in einer Erklärung, nach einer Phase des getrennten Aufbaus eine
Einheitspartei bilden zu wollen, ohne jedoch einen konkreten Zeitpunkt
zu nennen. In dem im Vorfeld beschlossenem "Aktionsprogramm" heißt es
im Vorwort: "Die Verwirklichung dieser Einheit ist ein organischer
Prozess, in dessen Mittelpunkt die Aktionseinheit steht. Soll die
organisatorische Einheit von Bestand und Dauerhaftigkeit sein, muss
sie im Kampf geboren werden."

02.09. 331 Personen gründen die "Arbeiterpartei Neumünster". Zum
Vorsitzenden wird Paul Gründel (KPD) gewählt, stellv. Vorsitzender
wird Karl Böhm (SPD). Dem Vorstand der Arbeiterpartei gehören sechs
Sozialdemokraten und fünf Kommunisten an.

15.09. ln der britischen Zone werden Parteiengründungen erlaubt
(Verordnung Nr. 12 der Militärregierung).

29.09. Mit der Gründung von SPD- und KPD-Organisationen in Neumünster
ist auch dort das Kapitel "Einheitspartei" beendet.

05.10. Die Kieler Gewerkschafter beschließen auf Druck der
Militärregierung ihre zentralistische Einheitsorganisation aufzulösen
und gleichzeitig einen neuen Vorbereitenden Ausschuss zu bilden, der
dann die betrieblichen Gründungsversammlungen und den Aufbau der
Industriegewerkschaften vorbereiten soll.

23.10. Letzte Sitzung des Aktionsausschusses von SPD und KPD in Kiel:
Die KPD orientiert auf die Nominierung gemeinsamer Kandidaten für die
bevorstehenden Kommunalwahlen. Die Antwort der SPD ist negativ.

27.10. Kurt Schumacher hält in Kiel als Auftakt zur
SPD-Bezirkskonferenz seine erste öffentliche Nachkriegsrede. Vor 2.000
Zuhörern in der "Elac" erklärt er den gesellschaftlichen
Führungsanspruch der SPD. Die KPD sei "in ihrer politischen Theorie
und Praxis ebenso vollständig zusammengebrochen wie das Nazitum und
der Militarismus" und er warnte davor, "für den geschwächten
Parteikörper der KPD den Blutspender abzugeben und auf irgend einen
Annäherungsversuch auch nur andeutungsweise einzugehen." Im kleinen
Kreis äußerte er sich, wie ein Kieler SPD-Kreissekretär sich erinnert:
"In den Betrieben kann mit den Kommunisten nicht lange gefackelt
werden, es muss im rechten Augenblick ein Schraubenschlüssel geflogen
kommen."

15.11. Theodor Steitzer (CDU), aktiv im antifaschistischen Widerstand,
wird neuer - von der Militärregierung eingesetzter - Oberpräsident
Schleswig-Holsteins.

22.11. 1. regionale Gewerkschaftskonferenz für Schleswig-Holstein in
Rendsburg. Es referiert das SPD-Bezirksvorstandsmitglied Erich Arp.
Arp mahnte zu strikter parteipolitischer Neutralität und versicherte,
"keine Spitze gegen die Kommunisten zu dulden" und auch die
christlichen Arbeiter in die Einheitsgewerkschaft integrieren zu
wollen.

 * 

Zusammenstellung: Günther Stamer unter Verwendung vor allem folgender
Publikationen:

Danker/Schwabe. Schleswig-Holstein und der Nationalsozialismus,
Wachholtz Verlag, Neumünster 2006

Jürgensen, Kurt. Die Gründung des Landes Schleswig-Holstein nach dem
Zweiten Weltkrieg. Wachholz Verlag, Neumünster 1969

Martens, Holger. Die Geschichte der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands in Schleswig-Holstein 1945 bis 1959.
Schleswig-Holsteinischer Geschichtsverlag, Maiente 1998

Siegfried, Detlef. Zwischen Einheit und "Bruderkampf". SPD und KPD in
Schleswig-Holstein 1945/1946. Neuer Malik Verlag, Kiel 1992
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IMI/1040: Einsatz gegen Corona - Die neue Werbekampagne der Bundeswehr

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2020/020 vom 3. Juni 2020

Einsatz gegen Corona

Die neue Werbekampagne der Bundeswehr

von Nina Rupprecht



Nach der Youtube-Serie "Die Rekrutinnen" oder der "Gas, Wasser,
Schiessen"-Plakatwerbung im letzten Jahr, gibt es nun rund um Corona eine
neue Kampagne der Bundeswehr. Beauftragt ist erneut die Agentur Castenow,
die seit 2015 mit der Bundeswehr zusammenarbeitet.[1] Während mit "Die
Rekrutinnen" Frauen die erklärte Zielgruppe waren, sollte mit "Gas, Wasser,
Schiessen" die Handwerkerschaft angesprochen werden. Zurecht wurde hierbei
vom Zentralverband der deutschen Handwerkerschaft (ZDH) sowie der
Evangelischen Kirche Niveaulosigkeit[2] und mangelndes "geschichtliches
Bewusstsein" moniert.[3]

Dennoch bleibt die Bundeswehr der Firma Castenow treu, jetzt mit der
"Einsatz gegen Corona"-Kampagne auf sämtlichen Social-Media-Kanälen
(Youtube, Facebook, Twitter und Instagram). Betrachtet man die Hashtags,
die die Bundeswehr nutzt, wird die Werbebotschaft, die Castenow nun senden
will, schnell klar. Sowohl #bundeswehrhilft als auch #füreuchgemeinsamstark
stellen nicht den militärischen Charakter der Bundeswehr in den Fokus,
sondern wollen die Bundeswehr als Helferin in der Krise darstellen. Ähnlich
verhält es sich bei den Youtube-Folgen rund um die Kampagne. Hier ist in
den ersten zwölf Folgen viermal das Wort "Hilfe" im Titel enthalten.
Weiterhin wird versucht, die Bundeswehr als Unterstützerin in
Gesundheitswesen (z.B. "Transport von Intensivpatienten" oder "Im
Bundeswehrkrankenhaus") und Forschung (z.B. "Corona auf der Spur" oder
"Technologien gegen das Virus") darzustellen. Als Erfolg ist die Kampagne
bisher nicht zu werten: Die Videos der Youtube-Dokumentation bewegen sich
zwischen 20.000 und 180.000 Klicks (Stand 05.05.2020). Dennoch ist diese
Militär-PR relativ teuer: Für die Bundeswehr-Serien wurden 2020 rund 1,2
Mio. Euro ausgegeben. Schaut man auf die Einzelkosten, dann entfallen
338.000 Euro auf die Produktion der fünf- bis siebenminütigen Clips. Die
restlichen 835.000 Euro sind für die Bewerbung der Serie vorgesehen.[4]

Sehr unterhaltend ist eine Snapchat-Lens mit Warngeräusch, wenn eine Person
einer anderen zu Nahe kommt.[5] Hier hat Castenow ignoriert, dass die
Bundesregierung für sich in Anspruch nimmt, dass bei der Personalwerbung
"die Darstellung der Bundeswehr als "sinnstiftender" und "qualifizierender"
Arbeitgeber im Vordergrund [steht] und nicht die Elemente 'Fun' und
'Action'" (Drucksache 19/10515, S.1) und wurde auch nicht von ihrem
Auftraggeber korrigiert.

Die Kampagne ist einerseits sicher ein Versuch, den derzeitigen Einsatz im
Inneren zu legitimieren und das Bundeswehrimage zu verbessern. Ebenso will
sich die Bundeswehr aber als attraktive Arbeitgeberin im medizinischen oder
naturwissenschaftlichen Bereich darstellen. Ersteres ist insbesondere auch
insofern kritisch, als dass medizinisches Personal in öffentlichen
Krankenhäusern fehlt. Im Sinne der Daseinsfürsorge wäre hier ein
entschiedenes Handeln für attraktivere Arbeitsbedingungen und angemessene
Bezahlung von staatlicher Seite lange überfällig.


Anmerkungen

[1] Castenow verteidigt den Gesamtetat "Arbeitgebermarke Bundeswehr",
castenow.de, abgerufen am: 28.4.2020.

https://www.castenow.de/news/castenow-gesamtetat-arbeitgebermarke-bundeswehr/

[2] Bundeswehr-Kampagne erntet Shitstorm - Handwerk beschwert sich in Brief
bei von der Leyen, merkur.de, 23.1.2020.

https://www.merkur.de/politik/bundeswehr-plakat-erntet-shitstorm-handwerk-kritisiert-kampagne-zr-12113404.html

[3] Kritik an Bundeswehr-Werbung, evangelisch.de, 08.6.2019.

https://www.evangelisch.de/inhalte/156588/08-06-2019/kritik-bundeswehr-werbung-verteidigungsministerium-ueberwiegend-positive-kommentaren

[4] Selbstinszenierung mit Millionenbudget, neues-deutschland.de,
11.5.2020.

https://www.neues-deutschland.de/artikel/1136526.bundeswehr-selbstinszenierung-mit-millionenbudget.html

[5] Bundeswehr hilft, Leute auf Distanz zu halten, wuv.de, abgerufen am:
28.4.2020.

https://www.wuv.de/tech/bundeswehr_hilft_leute_auf_distanz_zu_halten
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VORWÄRTS/1587: Ein heisser, wilder Sommertraum

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 15/16 vom 8. Mai 2020

Ein heisser, wilder Sommertraum

von Damian Bugmann



1980, vor 40 Jahren, erschütterte und schockierte die autonome
Jugendbewegung die biedere Schweiz und die bürgerlichen Medien. Die
Gesellschaft, die Politik und die kapitalistische Wirtschaft wurden
aber wie nach 1968 nicht wirklich verändert, sondern nur etwas
reformiert und pseudofortschrittlich ausstaffiert.

Am 30. Mai 1980 fand eine Demonstration vor dem Opernhaus in Zürich
statt, die vom aufgeschreckten Medien-Mainstream empört
"Opernhauskrawall" getauft wurde in Erinnerung an den "Globuskrawall"
1968, bei dem es ebenfalls um spontanen Klassenkampf und
selbstverwaltete Freiräume gegangen war. Besucher*innen des Hauses der
Hochkultur wurden angepöbelt, sie fanden dies sehr frech und
undankbar, fanden, diese Ungezogenen sollten gescheiter arbeiten
gehen. Die Demonstrant*innen skandierten ungeniert "Wir sind die
Kulturleichen der Stadt", "Macht kaputt was euch kaputt macht", "Lust
statt Frust" und "AJZ subito". Sie bemängelten, dass für die
Unterhaltung der Oberklasse so viel öffentliches Geld floss und für
die Jugend ungleich viel weniger.


Leben im Wohlstandsgefängnis

Viele politisch Interessierte waren erstaunt, dass ein grosser Teil
der als apathisch und konsumgeil abgeschriebenen Jugend plötzlich auf
die Strasse ging und sich politisch äusserte, mal kreativ und
humorvoll, mal mit Barrikaden, Verwüstungen und Scharmützeln mit der
Polizei. Die Opernhaus-Demo, die Strassenkämpfe in Zürich nach dem
Bob-Marley-Konzert und das kollektive Massen-Hineindrücken ohne
Bezahlung in ein Konzert von Peter Tosh waren die Initialzündung für
die "Jugendbewegung" oder "Bewegung" in der ganzen Schweiz.
Jugendliche und junge Erwachsene erlebten das Leben als
Wohlstandsgefängnis von Familie, Schule, Heim, Arbeit und Ehe. Sie
forderten selbstbestimmte Freiräume ohne Konsumzwang und
Erwachsenenaufsicht. Die seit dem Ende der Sechziger Jahre in vielen
Schweizer Städten bestehenden AJZ-Bewegungen erlebten einen
Aufschwung.


Selbstverwaltete Projekte

In Biel bestand bereits 1968 ein mit Demos und Aktionen erkämpftes
Autonomes Jugendzentrum (AJZ) im ehemaligen Gaskessel auf der damals
noch unüberbauten Industriebrache. Dort traf sich die verpönte und
ausgeschlossene Hippie-, Beat- und Rock'n'Roll-Jugend, renovierte,
feierte, machte politische Aktionen. Dank eines erneuten politischen
Kampfs entstanden um den "Chessu" herum in den 1980er-Jahren
selbstverwaltete Projekte wie Notschlafstelle "Sleep-In", Gassenküche
und Schrottbar. Auch in Bern besteht die 1981 bis 82 zum ersten Mal
besetzte ehemalige Reitschule immer noch als alternatives
Kulturzentrum, trotz ständiger Angriffe von SVP, Grossem Rat und der
Berner Zeitung. Im calvinistischen Zürich wurde der störende
Sündenpfuhl AJZ schon früh geräumt, abgerissen und das Terrain geteert
als Carparkplatz hergerichtet.


Umgehend vermarktet

Viel Bewegung und Polizeirepression gab es in Europa bereits vor 1980:
Hausbesetzungen in den Niederlanden, in Westberlin und vielen Städten
Europas, Sympathien mit der RAF und den Brigate Rosse. Und im
superneoliberalen Thatcher-Königreich mächtige Riots von Punks,
Redskins, Rastas und Arbeiterjugendlichen gegen Austerität,
Arbeitslosigkeit und Polizeirepression. Ihre neuen Mythen, Outfits und
Aufstandssounds wurden von der Industrie umgehend vermarktet.

In der Schweiz waren die Siebziger nicht etwa ruhig: Es gab
regelmässig Demos und Ostermärsche der Friedens- und
Abrüstungsbewegung. Nicht zu vergessen die Anti-AKW-Bewegung mit
grossen Demos und brutalen Polizeieinsätzen vor dem AKW Gösgen, der
elfwöchigen Besetzung der Baustelle des AKWs Kaiseraugst und Ende
Februar 1979 ein Sprengstoffanschlag auf den zweistöckigen
Kaiseraugst-Infopavillon, der bis auf das tragende Gerippe verbrannte.
Aber eine solche Dichte an Bewegung, Emotionen und Mobilisierungen wie
ab Mai 1980 während zwei Jahren war neu und übertraf auch die
68er-Bewegung. Man wollte prüde Bürger*innen schockieren, die bleierne
Zeit beenden, aus vorbestimmen Rollen, Verhaltensmustern und
Lebensläufen ausbrechen.


Feiern und streiten

Die Hausbesetzungs-Bewegung war teil der autonomen Bewegung, ebenso
waren dies Punks, Freaks und Alternative, am Rand auch ein paar
marxistische Student*innen, beobachtend, teilnehmend. In der
Reitschule in Bern wurde gefeiert und gestritten, Demos und
lustvoll-freche politische Aktionen wurden vorbereitet. Gesprayt wurde
mit viel Spass und Arbeitseifer in kleinen und grossen Gruppen.

In den ehemaligen Reitschul-Stallungen tummelten sich 1981/82 in der
geräumigen Bar vor der Küche viele Punks und Spontis. Skater*innen
trainierten auf einer selbst gebauten Rollbrettbahn. Im Büro wurden
"Telefonzitig" und "Drahtzieher" produziert. Im hölzernen Dachstock
waren ein Übungsraum für Bands und die grosse Teestube der Freaks. Im
Dachstock fanden die wöchentlichen Vollversammlungen und viele kleine
und grosse Konzerte statt. Unschätzbar war der soziale Wert des
Zusammenseins verschiedenster Leute und Gruppen, die durch ein
gemeinsames Ziel und ein rebellisches Lebensgefühl zusammen gehalten
wurden.


Wiedereingliederung

Konkrete Vorstellungen von einer kollektiven, sozialistischen
Organisation von Wirtschaft, Politik und Zusammenleben und eine
Perspektive über den lokalen Rahmen hinaus aber gab es kaum. Dies zum
Einen weil marxistische Analysen und Erfahrungen von Organisation,
Revolution und Sozialismus durch permanente antikommunistische
Kampagnen seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs grausam verketzert
worden waren. Und die sozialpartnerschaftlich integrierten
Gewerkschaften waren alles andere als mögliche Revolutionspartner. Die
Kreativität der "Bewegung" wurde ab der repressiven reaktionären Welle
1982 von vielen dazu benutzt, um sich wieder in die bürgerliche Welt
und den verschärfteren Wettbewerb zu integrieren. Die Bewegten
landeten wieder in der Schule, der Arbeit, im Entzug, im Heim oder im
Gefängnis, auch im Kleinunternehmertum. Bei vielen wurden die vagen
anarchistischen Ideen nach dem Abflauen der Bewegung zu neoliberalen
oder sozialdemokratischen umgebogen. Die ersehnte Revolution blieb ein
heisser, wilder Sommertraum.

 * 

Quelle:

vorwärts - die sozialistische zeitung.

Nr. 15/16 - 76. Jahrgang - 8. Mai 2020, S. 10

Herausgeberin: Verlagsgenossenschaft Vorwärts, PdAS

und ihre Deutschschweizer Sektionen

Redaktion: vorwärts, Postfach 8230, 8036 Zürich

Telefon: 0041-(0)44/241 66 77,

E-Mail: redaktion@vorwaerts.ch

Internet: www.vorwaerts.ch

 

vorwärts erscheint 14-täglich,

Einzelnummer: Fr. 4.-

Jahresabo: Fr. 160.-, reduziert (AHV, Stud.) 110.-

Probeabo: 4 Ausgaben gratis



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





THEMENREIHE/473: ARD-alpha - Frauenbilder zwischen 1957 und 1975, 5./6.6.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 3. Juni 2020

alpha-retro

Frauenbilder

Freitag, 5. Juni 2020, ab 20.15 Uhr, ARD-alpha

Wh.: Samstag, 6. Juni, ab 21.45 Uhr, ARD-alpha



Drei Dokumentationen über vier Frauen, gedreht zwischen 1957 und 1975:
Die Lebensentwürfe, die hier gezeigt werden, könnten kaum
unterschiedlicher sein. Jede der Frauen stellt einen anderen Anspruch
an ihr Leben. In diesen Jahren kommt Bewegung in die Rolle der Frau,
auch wenn in der Arbeitswelt jener Zeit die Berufstätigkeit allein
noch kein Schritt in die Emanzipation bedeutet. "alpha-retro:
Frauenbilder" am Freitag, 5. Juni 2020, ab 20.15 Uhr endet mit einer
Fernseh-Spielshow von 1957: Vier Frauen treten im Wettbewerb um die
Auszeichnung "ideale Frau" an. Seitdem hat sich viel verändert.

Die Dokumentation "Hildegard Knef" um 20.15 Uhr porträtiert die
erfolgreiche Schauspielerin, Sängerin und Autorin u. a. mit Aufnahmen
von Konzertproben, Konzertabenden und einem Ausschnitt aus einem
Bühnenstück. Der Film zeigt eine selbstbewusste und auf ihre Arbeit
bezogene Frau in einer Männerwelt, die sie früher als den
skandalumwitterten Vamp inszeniert hat. 1967, zur Zeit der
Dokumentation, inszeniert sie sich selbst.

"Ist Hausfrau ein Beruf?" um 21.00 Uhr dokumentiert einen Tag im Leben
zweier Frauen: Die eine ist Hausfrau und Mutter von drei Kindern, die
andere ist Sekretärin, unverheiratet. Der Film aus dem Jahr 1959
möchte beider Leben objektiv zur Diskussion stellen. Deutlich wird
einerseits, wie arbeitsreich der Tag der Hausfrau ohne Kinderbetreuung
und heutige Haushaltstechnik ist - und andererseits, wie unterworfen
die Sekretärin ihrem Chef beim Diktat ist, etwa wenn sie ihm so tief
gegenübersitzt, dass sie auf Kindergröße geschrumpft scheint.

Die Dokumentation "Eine Frau auf dem Lande" um 21.20 Uhr ist einer
Bäuerin mit drei Kindern gewidmet, die sich auskennt mit den Aufgaben
auf dem Hof, von der Buchhaltung bis zur Geburtshilfe bei den Tieren.
Sie und ihr Mann arbeiten, im Jahr 1975, gleichberechtigt zusammen -
in Erntezeiten bis zur Erschöpfung. So traditionell das bäuerliche
Umfeld scheint, dieses Paar hat seinen eigenen Weg eingeschlagen.

"Wir suchen 'Die ideale Frau'" ist ein Wettbewerb des Bayerischen
Fernsehens zwischen vier Frauen. Die Kandidatinnen rühren etwa an
kleinen Tischchen Mayonnaise. Welche von ihnen macht es am besten,
welche ist die "ideale Frau"? Dass der Haushalt allein Frauensache
ist, hatte zum Zeitpunkt der Spielshow, 1957, noch höchste Weihe: Die
Aufgabenverteilung in der Ehe war per Gesetz vorgeschrieben. Das hatte
noch 20 Jahre länger Bestand, bis 1977.


alpha-retro: Frauenbilder - Die Sendungen im Überblick


Freitag, 5. Juni 2020

20.15 Uhr: alpha-retro: Hildegard Knef (1967)

(Wh.: Samstag, 6. Juni, 21.45 Uhr)

Skizzen zu einem Porträt der modernen Frau

Dokumentation, SWR

21.00 Uhr: alpha-retro: Ist Hausfrau ein Beruf? (1959)

(Wh.: Samstag, 6. Juni, 22.30 Uhr)

Dokumentation

21.20 Uhr: alpha-retro: Eine Frau auf dem Lande (1975)

(Wh.: Samstag, 6. Juni, 22.50 Uhr)

Dokumentation, NDR

21.50 Uhr: alpha-retro: Wir suchen "Die ideale Frau" (1957)

(Wh.: Samstag, 6. Juni, 23.20 Uhr)

Spielshow

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. Juni 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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HÖRSPIEL/2097: Deutschlandfunk Kultur - Preisträger des Prix Palma Ars Acustica, 5.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Palma Ars Acustica

Von verschiedenen Autorinnen und Autoren

EURORADIO Ars Acustica Gruppe 2020/ca. 54'30

Klangkunst

Freitag, 5. Juni 2020, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die EURORADIO Ars Acustica Gruppe ist ein Zusammenschluss europäischer
Klangkunst-Redaktionen. Seit 1989 treffen sich die Mitglieder einmal
im Jahr, um herausragende Produktionen auszutauschen und neue
Entwicklungen in der Radiokunst zu diskutieren. Im Mai 2020 lud der
SWR nach Baden-Baden und Karlsruhe. Hier vergaben die Mitglieder den
Prix Palma Ars Acustica an die beste Klangkunst-Ursendung des
Vorjahres. Wir präsentieren die Preisträger.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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MELDUNG/2080: Deutschlandfunk - "Künstlerische Visionen. Für die Zeit danach.", 5.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

"Künstlerische Visionen. Für die Zeit danach."

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 5. Juni 2020, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Zurück zur Normalität", sobald die Corona-Krise überstanden ist. Aber
was heißt denn überhaupt "Normalität"? Und wollen wir die wirklich
zurückhaben? Kunst- und Kulturschaffende aus verschiedenen Teilen der
Welt haben sich darüber Gedanken gemacht und ihre Visionen vertont.
Sie kommen aus oder leben in Deutschland, China, Südafrika, der Türkei
und Tschechien. Die Pianistin und Klangkünstlerin Ulrike Haage war
noch Ende 2019 in China. Dort hat sie den Musiker Xiao He
kennengelernt. Zusammen mit ihm komponiert sie nun über die Distanz
hinweg kleine Musikstücke, um die Verbindung aufrechtzuerhalten. Die
Malerin Ezgi Kilincaslan hatte soeben eine Künstler-Residenz in
Istanbul begonnen, als die Krise über die Türkei hereinbrach. Anstatt
alle nach Hause zu schicken, entschieden sich die Künstler und
Organisatoren, zusammenzubleiben und weiterhin Kunst zu machen. In
Südafrika hat die Regierung die Bewegungsfreiheit ihrer Bürger stark
eingeschränkt. Mhlanguli George ist Theater-Regisseur. Seine Vision
ist zwiegespalten: Da gibt es die Menschen, die einen Neuanfang wagen
wollen und diejenigen, die sich komplett von der Außenwelt abwenden.
Und die Schauspieler vom deutsch-tschechischen Kabarett aus Prag
schauen mit einem Augenzwinkern in die Zukunft. Die Sendung entstand
mit Unterstützung des Goethe-Instituts.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INNERE/1426: Thrombosen ernst nehmen - mangelnde Bewegung als Risikofaktor (idw)

Deutsche Gesellschaft für Angiologie - Gesellschaft für Gefäßmedizin e.V. - 29.05.2020

Thrombosen ernst nehmen. Bewegung rettet Leben! 

Experten zeigen sich beunruhigt über steigende Zahl schwerer Thrombosen



Thrombosen und Lungenembolien machen auch während der Corona-Pandemie
keine Pause. Experten beobachten sogar eine Häufung schwerer Fälle der
lebensbedrohlichen Thromboembolie bei Menschen, die nicht an Covid-19
erkrankt sind. Viele scheuen in der aktuellen Corona-Pandemie den
Arztbesuch aus Angst vor einer Infektion, das kann gefährliche Folgen
haben. Auch mangelnde Bewegung ist ein Risikofaktor für die Gesundheit und
kann das das Thromboserisiko erhöhen.


[image: © Deutsche Gesellschaft für Angiologie]

Einfache Gymnastikübungen stärken die Venen

© Deutsche Gesellschaft für Angiologie



Symptome ernst nehmen und ärztlichen Rat suchen

Durch den öffentlichen Fokus auf die durch das neuartige Corona-Virus
hervorgerufene Covid-19-Erkrankung scheinen andere lebensbedrohliche
Krankheiten aus dem Blickfeld zu verschwinden. Diese Entwicklung hat
fatale Folgen für viele Patientinnen und Patienten, etwa im Fall einer
nichtbehandelten Thrombose. Prof. Rupert Bauersachs, wissenschaftlicher
Leiter des Aktionsbündnis Thrombose, appelliert daher an die Patienten:
"Achten Sie auf jedes neue Symptom, etwa Schwellungen oder Schmerzen im
Bein. Sprechen Sie Ihren Hausarzt an und lassen Sie Ihr Thromboserisiko
abklären."

Hintergrund ist eine Häufung von schweren Fällen in letzter Zeit. "Wir
beobachten eine deutlich geringere Zahl an Fällen, die von Hausärzten
überwiesen werden. Stattdessen kommen deutlich mehr schwere Fälle zu uns
in die Klinik, die stationär behandelt werden müssen und häufig
Folgeschäden davontragen. Diese Fälle hätte man oft frühzeitig gut
behandeln können."

Der erste Ansprechpartner sollte immer die Hausärztin oder der Hausarzt
sein. Nach einer kurzen Zeit mit vielen geschlossenen Praxen sind die
meisten mittlerweile mit Schutzmaterial ausgerüstet und treffen strenge
Vorsichtsmaßnahmen. Das Gleiche gilt für den Besuch von Fachärzten oder
Ambulanzen, der nicht unnötig verschoben werden sollte.

Bewegung nicht vernachlässigen

Auch mit den aktuellen Lockerungen bleibt der Grad der Bewegung vieler
Menschen unter dem Niveau vor dem Lockdown. Arbeiten im Homeoffice macht
den Weg zur Arbeit unnötig und auch die Wege in der eigenen Wohnung sind
häufig deutlich kürzer als im Büro. Auch Menschen in Kurzarbeit oder
Personen, die sich in ihrem normalen Tagesablauf viel bewegen, spüren
diese Einschränkungen.

"Hinzu kommt natürlich der Bereich Sport. Ein ganz normales Training im
Verein oder auch im Fitness-Studio wird noch einige Zeit so nicht möglich
sein", beschreibt Professor Bauersachs das Problem. "Gesunde Gefäße sind
aber ein wichtiger Schutzfaktor gegen eine Thrombose. Einfaches Training
hilft schon, die Venen so zu stärken, dass diese ihre Arbeit zuverlässig
machen können."

Das Aktionsbündnis Thrombose hat eine Übersicht mit einfachen Übungen wie
der "Fußwippe" oder "Zehenspitzen heben" anschaulich aufbereitet und zum
kostenlosen Download auf der Website https://www.risiko-thrombose.de/
bereitgestellt.

Fakten zur Thrombose und Lungenembolie

Über 40.000 Menschen sterben in Deutschland an den Folgen einer
Lungenembolie, das sind mehr Tote als durch Verkehrsunfälle, Brust- und
Prostatakrebs und HIV zusammen. Häufigste Ursache dafür ist eine
Thrombose. Diese kann Menschen jeden Alters treffen. Jährlich werden knapp
über 370.000 Neuerkrankungen an Thrombose, Phlebitis und Thrombophlebitis
registriert. Rund 50.000 Menschen erkranken pro Jahr an einer
Lungenembolie.


Das Aktionsbündnis Thrombose

Das Aktionsbündnis Thrombose ist ein Zusammenschluss von medizinischen
Fachgesellschaften und einer Patientenvereinigung. Es initiiert eine
Aufklärungskampagne, um auf die Risiken von Venenthrombose und
Lungenembolie hinzuweisen. Sie soll das öffentliche Bewusstsein für
Prävention, Diagnose und Therapie schärfen, damit weniger Menschen an den
Folgen einer Thrombose sterben.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2137

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Angiologie - Gesellschaft für Gefäßmedizin e.V. - 29.05.2020
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ONKOLOGIE/2084: Forschung - Den Immunzellen in Hirntumoren auf der Spur (idw)

Universität Zürich - 28.05.2020

Den Immunzellen in Hirntumoren auf der Spur



Bösartige Hirntumore operativ vollständig zu entfernen ist nicht immer
möglich. Forschende der Universität Zürich und des Universitätsspitals
Zürich konnten nun die Zusammensetzung der Immunzellen von verschiedenen
Hirntumoren mit beispielloser Präzision charakterisieren. Damit liefern
sie wichtige Grundlagen für künftige Immuntherapien.

Die Entfernung eines bösartigen Tumors im Gehirn gleicht einer
Gratwanderung: Einerseits gilt es, möglichst viel Tumorgewebe zu
entfernen, andererseits muss gleichzeitig gesundes Gewebe verschont
werden. Da die Krebszellen das gesunde Hirngewebe infiltrieren, lassen sie
sich durch eine Operation in der Regel nicht vollständig entfernen. Zwar
verbessert eine möglichst grosse Tumorentfernung mit anschliessender
Strahlen- und Chemotherapie die Prognose deutlich, doch eine dauerhafte
Heilung ist mit den herkömmlichen Therapieansätzen nur in seltenen Fällen
möglich.

Immuntherapien als Hoffnungsträger

Ein Team von Forschenden der Universität Zürich (UZH) und des
Universitätsspitals Zürich (USZ) hat nun erstmals ermittelt, welche Typen
von Immunzellen in welcher Anzahl in verschiedenen Arten bösartiger
Hirntumore vorhanden sind. Diese sehr präzisen «Tumorkarten» sind
wesentlich, um die individuellen Immunkomponenten im Tumor besser zu
verstehen, und um gezielt wirkende Immuntherapien zu entwickeln die die
Abwehrreaktion anregen.

«Unser Immunsystem arbeitet mit grösster Präzision und Effektivität. Die
Abwehrzellen können einzelne Tumorzellen eliminieren, während gesunde
Zellen verschont bleiben», erklärt Burkhard Becher vom Institut für
experimentelle Immunologie der Universität Zürich. Immuntherapien zeigen
bei einigen Krebsarten erstaunliche Erfolge - bei bösartigen Hirntumoren
funktionieren sie bisher aber deutlich schlechter. Denn bislang war
unklar, wie das Tumorgewebe von Hirntumoren zusammengesetzt ist. Dieses
Mikromilieu umfasst neben den Krebszellen auch Gefäss-, Bindegewebs- und
vor allem Zellen des Immunsystems.

Hochdimensionale Massenzytometrie und komplexe Computeralgorithmen

Für die Charakterisierung der Immunzellen in bösartigen Hirntumoren
analysierten die Forschenden Gewebe aus dem neurochirurgischen
Operationssaal des USZ mit einer an der UZH etablierten Methode: der
sogenannten hochdimensionalen Massenzytometrie. Diese Technologie
ermöglicht es, Millionen von unterschiedlichen Zelltypen gleichzeitig auf
Stufe von Einzelzellen darzustellen. Charakterisiert werden die Zellen
anhand von zahlreichen Eiweissen auf ihrer Oberfläche und im Zellinnern,
die je nach Zelltyp variieren. Die riesige Datenmenge wird anschliessend
mit komplexen, selbstlernenden Computeralgorithmen verarbeitet. «Für jeden
Hirntumor entsteht mit unserer Technologie eine individuelle Signatur der
vorhandenen Immunzellen. Ähnlichkeiten und Unterschiede zwischen Patienten
und Tumorarten können so miteinander verglichen werden», sagt Letztautor
Becher.

Tumorart prägt die Immunzellzusammensetzung

Die Studie zeigt, dass vor allem die Tumorart dafür verantwortlich ist,
welche Typen von Immunzellen mit welcher Häufigkeit und Verteilung in
individuellen Hirntumoren vorhanden sind. «Gliome, die sich direkt im
Gehirn entwickeln, sehen anders aus als Metastasen - Ableger anderer
Tumore im Körper, die ins Gehirn einwandern. Auch bei Gliomen konnten wir
verschiedene Untergruppen anhand der spezifischen Zusammensetzung der
Immunzellen klar voneinander unterscheiden», ergänzen die beteiligten
Doktorandinnen Ekaterina Friebel und Konstantina Kapolou.

Gemäss Marian Christoph Neidert, Neurochirurg am USZ, helfen die
Ergebnisse nicht nur, die immunologischen Mechanismen in Hirntumoren
besser zu verstehen: «Sie bieten eine Grundlage dafür, massgeschneiderte
Immuntherapieansätze für die verschiedenen Tumorarten im Gehirn zu
entwickeln». Das untersuchte Tumorgewebe stammt von Patientinnen und
Patienten des Hirntumorzentrums des USZ. Allerdings sind noch weitere
Forschungsarbeiten nötig, bis Hirntumorpatienten von den immunologischen
Erkenntnissen profitieren können.


Originalpublikation:

Literatur:

Ekaterina Friebel, Konstantina Kapolou et al: 

Single-cell mapping of
human brain cancer reveals tumor-specific instruction of tissue invading
leukocytes. 

Cell, 25.6.2020. 

DOI: 10.1016/j.cell.2020.04.055

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/de.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich - 28.05.2020
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DIAGNOSTIK/625: Neuartiges Covid-19-Schnelltestverfahren auf Basis innovativer DNA-Polymerasen (Uni Konstanz)

Universität Konstanz - 28. Mai 2020

Neuartiges Covid-19-Schnelltestverfahren auf Basis innovativer DNA-Polymerasen entwickelt



Eine Forschungskooperation der Universität Konstanz unter Federführung
von Professor Dr. Christof Hauck (Fachbereich Biologie) mit
Beteiligung des Klinikum Konstanz, eines Konstanzer Diagnostiklabors
und des Konstanzer Unternehmens myPOLS Biotec, einer Ausgründung aus
der Arbeitsgruppe für Organische Chemie / Zelluläre Chemie der
Universität Konstanz, hat ein neuartiges Covid-19-Schnelltestverfahren
entwickelt. Dieser Test ermöglicht es, Ergebnisse in der Hälfte der
Zeit zu ermitteln - im Vergleich zur klassischen
Polymerase-Ketten-Reaktion (PCR).

Die frühe Identifikation von Patienten, die mit dem neuartigen
Coronavirus (SARS-CoV-2) infiziert sind, ist zentrale Voraussetzung
bei der globalen Bewältigung der aktuellen Pandemie. Die
Polymerase-Ketten-Reaktion (PCR) ist dabei das Standard-Testverfahren,
das von diagnostischen Laboren in Deutschland für den Nachweis einer
akuten Infektion verwendet wird. Diese Methode beruht darauf, dass ein
Enzym, eine sogenannte DNA-Polymerase, das Erbgut des Erregers
vervielfältigt und damit sichtbar macht. Ein solcher DNA-basierter
PCR-Test ist sehr robust und äußerst sensitiv, er hat jedoch bei einem
RNA-Virus wie SARS-CoV-2 einen entscheidenden Nachteil: In zwei
Vorschritten muss zunächst die RNA des Virus aufgereinigt und dann
enzymatisch von RNA in DNA umgewandelt werden. Erst danach kann die
eigentliche Vervielfältigung mittels DNA-Polymerase stattfinden. Da
aufgrund der globalen Nachfrage immer wieder Engpässe bei Reagenzien
und Verbrauchsmaterialien für die automatische Aufreinigung von RNA
auftauchen und die manuelle Isolierung von RNA aus Patientenproben
fehleranfällig und zeitaufwändig ist, besteht ein großes Interesse an
alternativen Möglichkeiten, die RNA des Coronavirus zu detektieren.

Wissenschaftler der Universität Konstanz zeigen nun eine innovative
Möglichkeit auf, die zeit- und kostenaufwendige Aufreinigung der
viralen RNA zu umgehen. Ermöglicht wird dieses Vorgehen durch den
Einsatz eines optimierten Enzyms, das eine Doppelrolle übernimmt: Das
Enzym kann sowohl RNA-abhängig arbeiten und das SARS-CoV-2-Erbgut von
RNA in DNA umwandeln, als auch sogleich als DNA-Polymerase mit der
Vervielfältigung der DNA beginnen. Da dieses Enzym zudem besonders
stabil ist, können beide Schritte bei hohen Temperaturen, sozusagen
unter Volldampf, durchgeführt werden.

Wie sich zeigte, ist es dadurch möglich, den SARS-CoV-2-Nachweis
direkt vom Patientenmaterial ausgehend durchzuführen und damit den
ressourcen- und zeitaufwendigen RNA-Aufreinigungsschritt einzusparen.
Ob eine Infektion vorliegt oder nicht, wird mit diesem Test folglich
deutlich früher bekannt: Bereits nach zwei Stunden. Der Test verfügt
über eine ähnlich hohe Sensitivität wie die klassische PCR.

Ein wesentlicher Vorteil des neuen SARS-CoV-2-Nachweises liegt nicht
nur in der Zeitersparnis, sondern vor allem in der unkomplizierten
Durchführung: Ohne die aufwendige RNA-Isolierung entfallen mehrere
Schritte der Probenhandhabung, so dass gerade bei hohem
Probendurchsatz die Gefahr einer Verschleppung von einzelnen Proben
minimiert wird. Eine Vereinfachung lässt sich bei dieser neuen
Vorgehensweise auch dadurch erreichen, dass herkömmlich PCR-Geräte
verwendet werden können und das Ergebnis des Tests nicht nur in einem
exklusiven Diagnosegerät, sondern mittels einer unprätentiösen
tragbaren LED-Lampe ausgelesen werden kann. Gekoppelt mit der
Möglichkeit, die kostenintensive RNA-Isolierung zu umgehen, bietet
sich dieses neue Verfahren deshalb gerade auch für die Regionen der
Welt an, in denen sich Covid-19 aktuell rasant ausbreitet, aber wo die
diagnostischen Standardverfahren die ökonomischen Ressourcen bei
weitem übersteigen.


Faktenübersicht:

- Die Ergebnisse wurden auf medRxiv.org als sogenannte
Preprint-Version veröffentlicht. Das Paper berichtet über neue
medizinische Forschungsergebnisse, die noch evaluiert werden müssen
und daher noch nicht als Leitfaden für die klinische Praxis dienen
können.

- Preprint-Veröffentlichung: 

Johannes W.P. Kuiper, Timo Baade, Marcel Kremer, Ramon Kranaster,
Linda Irmisch, Marcus Schuchmann, Johannes Zander, Andreas Marx,
Christof R Hauck

Detection of SARS-CoV-2 from raw patient samples by coupled high
temperature reverse transcription and amplification

medRxiv.org, 19.05.2020.

DOI: https://doi.org/10.1101/2020.05.19.20103150

- Eine Forschungskooperation unter Federführung von Prof. Dr. Christof
Hauck (Fachbereich Biologie) von der Universität Konstanz hat ein
neuartiges Covid-19-Schnelltestverfahren auf Basis von DNA-Polymerasen
entwickelt.

- Dieses neue Verfahren kommt ohne RNA-Aufreinigung aus und ist daher
nicht nur schneller, sondern auch mit unter 5 Euro pro Test deutlich
günstiger als die klassische PCR.

- Das Verfahren verfügt über eine ähnlich hohe Sensitivität wie die
klassische PCR.

- Zu den Kooperationspartnern zählen das Klinikum Konstanz (Entnahme
von Patienten-Proben) sowie das Konstanzer Diagnostiklabor Labor Dr.
Brunner. Dieses übernahm die Durchführung der Vergleichsmessungen mit
etablierter CE-zertifizierter Routinemethode (PCR).

- Ebenfalls beteiligt ist myPOLS Biotec, eine Ausgründung aus der
Arbeitsgruppe für Organische Chemie / Zelluläre Chemie der Universität
Konstanz um Professor Dr. Andreas Marx sowie Dr. Ramon Kranaster
(jetzt Geschäftsführer von myPOLS Biotec). Das neue Testverfahren
basiert auf einer von myPOLS entwickelten DNA-Polymerase.

- Timo Baade (Arbeitsgruppe Prof. Hauck) bestätigt die finanzielle
Unterstützung des Projekts durch die Konstanz Research School Chemical
Biology (KoRS-CB) an der Universität Konstanz. Dies betrifft
Drittmittel aus der Exzellenzinitiative sowie Haushaltsmittel. Prof.
Dr. Andreas Marx bestätigt die - nicht-finanzielle - Unterstützung des
Projekts durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen von
SPP 1784.

 * 

Quelle:

Universität Konstanz

Pressemitteilung Nr. 50/2020 vom 28. Mai 2020

Universitätsstraße 10, 78457 Konstanz

Telefon: 07531-88-0, Fax: 07531-88-3688
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INTERNATIONAL/055: Finanzierungskonferenz der Impfallianz Gavi - Routineimpfungen ausweiten (DSW)

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 3. Juni 2020

Vor internationaler Finanzierungskonferenz der Impfallianz Gavi:
NGOs fordern mehr Investitionen von Deutschland

Routineimpfungen müssen trotz Corona-Maßnahmen ausgeweitet werden



Berlin, 3. Juni 2020. Vor der morgen stattfindenden
Finanzierungskonferenz der Impfallianz Gavi rufen sieben
Entwicklungsorganisationen die Bundesregierung auf, den deutschen
Beitrag für Gavi von 600 auf 700 Millionen Euro zu erhöhen. Nur durch
eine Aufstockung der bereits zugesagten Gelder für Gavi können
Millionen Kinder auch in den ärmsten Ländern ungeachtet der
zusätzlichen Herausforderungen durch die Corona-Pandemie gegen
vermeidbare Krankheiten geimpft werden. Insgesamt benötigt Gavi von
2021 bis 2025 mindestens 7,4 Milliarden US-Dollar, um ihre
erfolgreiche Arbeit fortsetzen zu können.

Die Entwicklungsorganisationen Aktionsbündnis gegen Aids, Deutsche
Stiftung Weltbevölkerung (DSW), Global Citizen, ONE, Plan
International Deutschland, Save the Children und World Vision
Deutschland erklären:

"Die Corona-Pandemie hat selbst solide Gesundheitssysteme an ihre
Belastungsgrenzen gebracht. In Ländern mit geringem Einkommen drohen
noch dramatischere Folgen. Schon jetzt ist hier die Zahl der
Routineimpfungen deutlich zurückgegangen. Wir schlagen Alarm:
Millionen von Kindern fehlt der Schutz vor vermeidbaren Krankheiten.
Masern, Lungenentzündungen oder schwere Durchfallerkrankungen dürfen
heutzutage kein Todesurteil sein - auch nicht in Zeiten von Corona."
Die NGOs fordern daher, dass die Bundesregierung Gavis Arbeit in den
kommenden fünf Jahren mit insgesamt 700 Millionen Euro unterstützt und
damit den Beitrag der letzten Finanzierungsperiode um 100 Millionen
Euro erhöht.

Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte beim diesjährigen
Weltwirtschaftsforum in Davos 600 Millionen Euro für die Arbeit der
Impfallianz für die nächsten fünf Jahre angekündigt. Bereits vor der
Corona-Pandemie hatten sich die sieben Organisationen unter anderem
mit der Kampagne #GoodNews2025 für eine Erhöhung dieser Gelder
eingesetzt und gemahnt, dass Gesundheitssysteme weltweit dringend
gestärkt werden müssen.

Die Impfallianz Gavi wurde vor 20 Jahren mit dem Ziel gegründet, allen
Menschen in ärmeren Ländern gerechten Zugang zu Impfungen zu
ermöglichen. Sie ist eine starke und zuverlässige Partnerin bei der
Bekämpfung vermeidbarer Krankheiten und unterstützt derzeit
Impfprogramme in 73 Ländern. Seit ihrem Bestehen hat Gavi
Partnerländer dabei unterstützt, über 760 Millionen Kinder zu impfen
und hat damit mehr als 13 Millionen Leben gerettet. Mit den 7,4
Milliarden US-Dollar, die auf der morgigen Konferenz mindestens
zusammenkommen sollen, kann Gavi bis 2025 weitere 300 Millionen Kinder
impfen und damit acht Millionen Todesfälle verhindern.

Die Corona-Pandemie erfordert zusätzliche Investitionen in Diagnostik,
Therapien sowie in die Forschung und Entwicklung eines Impfstoffes,
der weltweit für alle bezahlbar und zugänglich sein muss. Die sieben
entwicklungspolitischen Organisationen unterstützen den von Gavi
bereits praktizierten und nun auch für Covid-19 vorgeschlagenen
Mechanismus der vorgezogenen Markteinführung (Advance Market
Commitment, AMC) für Impfstoffe. Es handelt sich dabei um eine
Abnahmegarantie mit dem Ziel, die Erforschung, Entwicklung und
Verfügbarkeit von Impfstoffen zu beschleunigen. "Die hierfür
notwendige Finanzierung darf aber nicht auf Kosten von Gavis
Hauptarbeit gehen. Beides wird nötig sein: Wir müssen Routineimpfungen
ausweiten und Gesundheitssysteme weltweit stärken, aber ebenso
schnellstmöglich einen Corona-Impfstoff entwickeln", betonen die
Organisationen.


Das Aktionsbündnis gegen AIDS setzt sich für das Menschenrecht
auf Gesundheit für alle ein. Wir wenden uns insbesondere gegen
jegliche Diskriminierung von Menschen, die mit HIV leben oder
besonders gefährdet sind. Solidarität und Gerechtigkeit bilden die
Grundlage unseres Handelns. Im Bündnis engagieren sich Menschen und
Organisationen gemeinsam für den Zugang zu HIV-Prävention, Behandlung,
Betreuung und Pflege für alle Menschen. Wir setzen uns dafür ein, dass
Deutschland und Europa einen fairen Beitrag für ein Ende von Aids
weltweit leisten. Dafür müssen Gesundheitssysteme global gestärkt und
der Zugang zu Medikamenten nachhaltig gesichert werden. Denn: Leben
ist ein Menschenrecht.

Die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) ist eine international
tätige Entwicklungsorganisation. Ihr Ziel ist es, zu einer
zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung beizutragen. Daher unterstützt
sie junge Menschen dabei, selbstbestimmte Entscheidungen über ihre
Sexualität und Verhütung zu treffen. Gleichzeitig bringt sie sich auf
nationaler und internationaler Ebene in politische
Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit, Familienplanung und
Gleichstellung der Geschlechter ein. www.dsw.org

Global Citizen ist eine globale Bewegung engagierter Menschen, die
gemeinsam ihre Stimmen nutzen, um extreme Armut bis 2030 zu beenden.
Global Citizen bietet hierzu Informationen rund um Kernthemen wie
Ernährungssicherheit, Gleichberechtigung, Bildung, Umweltschutz und
globale Gesundheit - und die Möglichkeit, sich gemeinsam für die
Themen einzusetzen, die einem am Herzen liegen. Auf diesen Wegen
mobilisiert Global Citizen eine große Community von Global Citizens,
die zusammen Entscheidungsträger*innen aus Politik und Wirtschaft zum
Handeln auffordert und finanzielle und politische und politische
Zusagen für die Global Goals der Vereinten Nationen einfordert.
Darüber hinaus unterstützt Global Citizen die Global Goals mit
einzigartigen Event- und Aktionsformaten, wie den Global Citizen
Festivals, für die Tickets nicht erwerblich sind, sondern durch
politisches und soziales Engagement verdient werden. Seit Global
Citizen im Jahr 2011 mit der Kampagnenarbeit begann, sind Global
Citizens mehr als 25 Millionen Mal aktiv geworden. Diese Aktionen
haben zu Zusagen von Regierungen, Institutionen und Unternehmen in
Höhe von über 48 Milliarden US-Dollar geführt, die bis heute das Leben
von 880 Millionen Menschen verbessert haben. 

www.globalcitizen.org

ONE ist eine internationale Bewegung, die sich für das Ende extremer
Armut und vermeidbarer Krankheiten bis 2030 einsetzt. Damit jeder
Mensch ein Leben in Würde und voller Chancen führen kann. Wir sind
überparteilich und machen Druck auf Regierungen, damit sie mehr tun im
Kampf gegen extreme Armut und vermeidbare Krankheiten, insbesondere in
Afrika. Zudem unterstützt ONE Bürger*innen dabei, von ihren
Regierungen Rechenschaft einzufordern. Mehr Informationen auf 

www.one.org

Plan International ist eine unabhängige Organisation der
Entwicklungszusammenarbeit und humanitären Hilfe. Mädchen und Jungen
sollen weltweit die gleichen Rechte und Chancen haben und ihre Zukunft
aktiv gestalten. Um das zu erreichen, setzen wir in unseren
Partnerländern effizient und transparent Projekte zur nachhaltigen
Gemeindeentwicklung um und reagieren schnell auf Notlagen und
Katastrophen, die das Leben von Kindern bedrohen. In mehr als 75
Ländern arbeiten wir Hand in Hand mit Kindern, Jugendlichen,
Unterstützenden und Partnern jeden Geschlechts, um unser globales Ziel
zu erreichen: 100 Millionen Mädchen sollen lernen, leiten, entscheiden
und ihr volles Potenzial entfalten. Die nachhaltigen Entwicklungsziele
der Vereinten Nationen bestärken uns in unserem Engagement.

Save the Children ist als größte unabhängige Kinderrechtsorganisation
der Welt in mehr als 110 Ländern tätig. Die Schwerpunkte liegen in den
Bereichen Schule und Bildung, Schutz vor Ausbeutung und Gewalt sowie
Überleben und Gesundheit - auch in Katastrophensituationen. Save the
Children setzt sich ein für eine Welt, die die Rechte der Kinder
achtet. Eine Welt, in der alle Kinder gesund und sicher leben und frei
und selbstbestimmt aufwachsen können. Mehr Informationen auf 

www.savethechildren.de

World Vision setzt sich seit 70 Jahren mit Projekten in Asien,
Lateinamerika und Afrika für Kinder ein. Als Kinderhilfsorganisation
verfolgen wir das Ziel, für Kinder in großer Armut eine bessere Welt
zu schaffen. Um dieses Ziel zu erreichen, arbeitet World Vision in
drei Bereichen: Nachhaltige Entwicklungszusammenarbeit, Humanitäre
Hilfe und Politische Arbeit. Für World Vision steht dabei immer das
Wohlergehen und die gesunde Entwicklung der Kindern im Fokus. In fast
100 Ländern weltweit setzt sich World Vision für Bildung, gesunde
Ernährung, sauberes Trinkwasser und gute medizinische Versorgung ein.

 www.worldvision.de


Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss
auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 3. Juni 2020

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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INTERNATIONAL/054: Besser vorbereitet für künftige Krisen - Empfehlungen aus der Risikoforschung (IASS)

Institut für transformative Nachhaltigkeitsforschung (IASS) - 29. Mai 2020

Besser vorbereitet für künftige Krisen: Empfehlungen aus der Risikoforschung



Obwohl es frühzeitige Warnungen vor einer exponentiell wachsenden
Pandemie gab, wirkten die meisten politischen Entscheidungsträgerinnen
und Entscheidungsträger weltweit unvorbereitet und zögerlich, als sich
Covid-19 von China aus in die ganze Welt ausbreitete. Inzwischen hat
die Krise zu beispiellosen Einschränkungen geführt und die schwerste
Rezession seit dem Zweiten Weltkrieg ausgelöst. In einem Artikel im
"Journal of Risk Research" analysieren Aengus Collins, Marie-Valentine
Florin (beide EPFL International Risk Governance Center) und
IASS-Direktor Ortwin Renn die Schlüsselfaktoren und geben
Empfehlungen, wie wir uns für künftige Krisen besser vorbereiten
können.

Der Artikel gibt einen Überblick über die Ausbreitung von Covid-19 und
beschreibt sechs Ursachen der Krise: die exponentielle Infektionsrate,
die internationale Verflechtung, mangelnde Kapazitäten der
Gesundheitssysteme in vielen Ländern, Kompetenzwirrwarr und fehlende
Weitsicht bei vielen staatlichen Behörden, die Schwierigkeiten, die
wirtschaftlichen Auswirkungen des Shutdowns parallel zu den
gesundheitlichen Folgen zu bedenken, sowie die von der Finanzkrise von
2008 herrührenden Schwächen im Kapitalmarkt. Bei der Entwicklung von
Lösungsvorschlägen nutzt das Autorenteam das von Ortwin Renn
mitentwickelte Rahmenwerk des International Risk Governance Council.

Fünf der dort beschriebenen Aspekte der Risikobeherrschung sind laut
der Studie für den Weg aus der Coronakrise besonders relevant. So gilt
es, mehr Kapazitäten für eine global wirksame
wissenschaftlich-technische Bewertung der Risiken zu schaffen, um vor
allem zuverlässige Frühwarnsysteme bereit zu stellen. Diese Forschung
bedarf der ergänzenden Analyse der Risikowahrnehmung - also der
individuellen und gesellschaftlichen Meinungen, Sorgen und Wünsche.
Denn nur wenn man diese kennt und beherzigt, kann man effektive
Krisenkommunikation betreiben und entsprechend wirksame
Verhaltensvorschriften erlassen. Eine Schlüsselaufgabe für
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger ist die
Risikoevaluierung: Ob und in welchem Umfang sind Maßnahmen zur
Risikominderung notwendig? Welche Zielkonflikte treten bei der
Gestaltung von Maßnahmen und Einschränkungen auf und wie lassen sich
diese nach anerkannten ethischen Kriterien auch bei weitgehender
Unsicherheit auflösen? Aus der Evaluierung folgen dann bewertete
Optionen für das Risikomanagement. Es geht um kollektiv verbindliche
Entscheidungen über Maßnahmen, um insgesamt das Leid der betroffenen
Bevölkerung zu minimieren. Es umfasst auch Strategien zur Verringerung
unerwünschter Nebenwirkungen. Eine wesentliche Voraussetzung für die
Bewältigung der Krise ist eine abgestimmte Krisen- und
Risikokommunikation, deren Wirksamkeit von
kommunikationswissenschaftlicher Fundierung und professioneller
Umsetzung abhängt.

Aus seinen Überlegungen leitet das Autorenteam zehn Empfehlungen
ab: 

- Risiken an der Quelle adressieren: 

also im Fall von Pandemien die Möglichkeit verringern, dass Viren vom
Tier auf den Menschen übertragen werden.

- Auf Warnungen reagieren: 

Dazu gehören die Überprüfung nationaler und internationaler
Risikobewertungen, außerdem müssen im Voraus bessere
Schutzvorkehrungen für Risiken mit besonders gravierenden Auswirkungen
ausgearbeitet werden.

- Zielkonflikte beachten: 

Maßnahmen zur Verringerung eines bestimmten Risikos haben Auswirkungen
auf andere Risiken. Unerwünschte Nebenwirkungen müssen in die
Risikobewertung einfließen.

- Rolle von Technologie berücksichtigen: 

Wie können maschinelles Lernen und andere Technologien bei der
Pandemiebewertung, -vorsorge und -reaktion von Nutzen sein?

- In Resilienz investieren: 

Gewinne an organisatorischer Effizienz haben kritische Systeme wie das
Gesundheitswesen anfällig gemacht. Nun muss deren Belastbarkeit
gestärkt werden, etwa durch Verringerung von Abhängigkeiten bei
wichtigen Produkten und Dienstleistungen.

- Konzentration auf die wichtigsten Knoten im System: 

Im Fall einer Pandemie ist eine frühzeitige Einschränkung des
Flugverkehrs wirkungsvoll. Für solche Maßnahmen könnte ein globaler
Notfallfonds eingerichtet werden.

- Stärkung der Verknüpfung von Wissenschaft und Politik: 

Länder, in denen die Übermittlung von Informationen und Empfehlungen
aus der Wissenschaft an die Politik gut funktioniert hat, waren
erfolgreicher in der Bekämpfung des Coronavirus.

- Staatliche Kapazitäten aufbauen: 

Der Umgang mit systemischen Risiken sollte eher als kontinuierlicher
Bestandteil guter Regierungsführung denn als Reaktion auf Notfälle
aufgefasst werden.

- Bessere Kommunikation: 

Die Kommunikation zu Covid-19 war in einer Reihe von Ländern langsam
oder fehlerhaft. Eine Lösung hierfür wäre die Einrichtung nationaler
und internationaler Risiko-Informations- und Kommunikationseinheiten.

- Über gesellschaftliche Brüche reflektieren: 

Die Coronakrise zwingt Menschen und Organisationen, mit neuen
Lebens- und Arbeitsmustern zu experimentieren. Jetzt ist es an der
Zeit zu überlegen, welche Veränderungen langfristig als wünschenswert
beibehalten werden sollten.


Publikation:

Aengus Collins, Marie-Valentine Florin & Ortwin Renn (2020) 

COVID-19 risk governance: drivers, responses and lessons to be
learned

Journal of Risk Research, DOI: 10.1080/13669877.2020.1760332

 * 

Das IASS forscht mit dem Ziel, Transformationsprozesse zu einer
nachhaltigen Gesellschaft aufzuzeigen, zu befördern und zu gestalten -
in Deutschland wie global. Der Forschungsansatz des Instituts ist
transdisziplinär, transformativ und ko-kreativ: Die Entwicklung des
Problemverständnisses und der Lösungsoptionen erfolgen in
Kooperationen zwischen den Wissenschaften, der Politik, Verwaltung,
Wirtschaft und Gesellschaft. Ein starkes nationales und
internationales Partnernetzwerk unterstützt die Arbeit des Instituts.
Zentrale Forschungsthemen sind u.a. die Energiewende, aufkommende
Technologien, Klimawandel, Luftqualität, systemische Risiken,
Governance und Partizipation sowie Kulturen der Transformation.
Gefördert wird das Institut von den Forschungsministerien des Bundes
und des Landes Brandenburg. 

www.iass-potsdam.de

 * 

Quelle:

Institut für transformative Nachhaltigkeitsforschung (IASS)

Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Berliner Straße 130, 14467 Potsdam

Telefon: 0331 / 288 22-300, Fax: 0331 / 288 22-310
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INFEKTION/1872: Forschung - Ist das Nervensystem bei SARS-CoV-2-Infektionen beteiligt? (idw)

Justus-Liebig-Universität Gießen - 26.05.2020

Ist das Nervensystem bei SARS-CoV-2-Infektionen beteiligt?

Bundesweites Register CNS-COVID-19 soll Datengrundlage für die Erforschung
des Pathomechanismus bezüglich des Gehirns bieten - Organisation durch
zwei Institute der Universität Gießen gemeinsam mit dem MIRACUM-Konsortium



Infektionen mit SARS-Cov-2 betreffen offenbar auch andere Organe als die
Lunge. "Es gibt bei COVID-19 Hinweise auf Infektionen des Herzens und der
Niere, aber auch auf eine Beteiligung des zentralen Nervensystems", sagt
Prof. Dr. Till Acker, Leiter des Instituts für Neuropathologie der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) und Vorstandsvorsitzender der Deutschen
Gesellschaft für Neuropathologie und Neuroanatomie e.V. (DGNN). Belastbare
Belege für eine Beeinflussung von Nervenzellen durch das neuartige
Coronavirus beziehungsweise zur Neuroinvasion von SARS-CoV-2 fehlen jedoch
bislang; für Infektionen mit anderen humanen Coronaviren ist sie bereits
nachgewiesen worden. Um eine mögliche Beteiligung des Nervensystems bei
COVID-19 zu untersuchen, wird auf Initiative der DGNN ein
deutschlandweites Register mit humanen Proben aus dem zentralen und
peripheren Nervensystem (ZNS, PNS) bei COVID-19-Obduktionen aufgebaut. Das
CNS-COVID-19 benannte Register wird durch das Institut für Neuropathologie
und das Institut für Medizininformatik der JLU gemeinsam mit dem
MIRACUM-Konsortium (Medical Informatics in Research and Care in University
Medicine) organisiert. MIRACUM wird im Rahmen der
Medizininformatik-Initiative (MI-I) des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF)
gefördert; alle drei Mitgliedshochschulen des Forschungscampus
Mittelhessen gehören zu den Mitgliedern.

"Es wird diskutiert, ob eine Beteiligung des zentralen Nervensystems durch
eine Störung der kardiorespiratorischen Zentren im Hirnstamm für den
häufig ungünstigen Krankheitsverlauf bei COVID-19-Patientinnen und
-patienten, auch unter Beatmung, mitverantwortlich ist", so Prof. Acker.
Viele Menschen, die an COVID-19 erkranken, leiden insbesondere unter
Schwindel, Kopfschmerz sowie schweren Beeinträchtigungen des Geruchs- und
Geschmackssinns. So hatte eine Untersuchung aus Wuhan (China) bei einem
Drittel der Patientinnen und Patienten mit COVID-19 neurologische Symptome
gezeigt. Zudem ist die Erbsubstanz von SARS-CoV-2 in der
Gehirn-Rückenmarks-Flüssigkeit nachgewiesen worden.

Mit der neuen Biobank soll nun die Grundlage dafür geschaffen werden, eine
mögliche ZNS-Beteiligung detailliert morphologisch, molekular und klinisch
zu charakterisieren und die Pathomechanismen der SARS-CoV-2-Infektion
besser zu verstehen. So ist nicht bekannt, bei welchen klinischen
Verläufen und in welcher Häufigkeit das ZNS bei COVID-19 involviert ist.
Hierzu ist auch eine enge Zusammenarbeit mit der PanN3-Initiative der
Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) vereinbart worden, die
neurologische Begleiterkrankungen bei COVID-19 untersucht.

Das Register soll unter Nutzung der von der Medizininformatik-Initiative
entwickelten Plattformen mit anderen COVID-19-Patientenregistern für
konföderierte Abfragen vernetzt werden. "Hierbei wird es einen engen
Austausch mit anderen Fachgesellschaften geben", betont Prof. Acker. "Das
Register wird der wissenschaftlichen Gemeinschaft zur Verfügung gestellt."
Die Einrichtung ist von der DGNN im Rahmen des von der Charité -
Universitätsmedizin Berlin koordinierten "Nationalen Forschungsnetzwerks
der Universitätsmedizin zu COVID-19" beantragt worden.
Beteiligt an dem Register sind an der JLU neben Prof. Acker auch Prof. Dr.
Henning Schneider und Prof. Dr. Keywan Sohrabi (beide Medizinische
Informatik), PD Dr. Jan de Laffolie (Pädiatrie), PD Dr. Anne Schänzer
(Neuropathologie) und Prof. Dr. Christiane Herden (Veterinär-Pathologie).
Zudem gehört Prof. Dr. Axel Pagenstecher (Neuropathologie) von der
Philipps-Universität Marburg mit zum Team.

Eine schnelle Umsetzung des Projekts wird unter anderem durch die Nutzung
des bereits existierenden und unter der Federführung von PD Dr. de
Laffolie betriebenen Registers CEDATA-GPGE für Kinder und Jugendliche mit
chronisch entzündlichen Darmerkrankungen ermöglicht. "Die Erforschung
komplexer Erkrankungen bedarf der Integration von Daten über die einzelnen
Standorte in Deutschland hinaus", so de Laffolie. "Mit unserer Expertise
in der longitudinalen, multizentrischen Datenerfassung und Archivierung
kann binnen kürzester Zeit das Register für COVID-19 aufgesetzt werden und
uns auch für künftige Herausforderungen adäquat wappnen."


Webseite des Campus-Schwerpunkts "Biomedizinische Informatik und E-Health":

www.fcmh.de/biomed

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.cns-covid19.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen - 26.05.2020
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LUNGE/294: Seltene Lungenerkrankungen früh erkennen (idw)

Justus-Liebig-Universität Gießen - 26.05.2020

Seltene Lungenerkrankungen früh erkennen

Gießener Lungenforscher wirbt europäische Förderung in Höhe von 1,1
Millionen Euro für Verbundprojekt zur Erforschung Interstitieller
Lungenkrankheiten ein



Patientinnen und Patienten, die an einer interstitiellen Lungenkrankheit
(Interstitial Lung Disease - ILD) leiden, haben meist keine guten
Heilungschancen. Denn für die rund 100 Formen dieser jeweils seltenen
Erkrankung stehen nur wenige symptomatische Behandlungsansätze zur
Verfügung, so dass die Patientinnen und Patienten häufig an den Folgen der
Krankheit versterben. Von zentraler Bedeutung ist daher die frühzeitige
Diagnose, um das Fortschreiten der Erkrankung verlangsamen zu können. Für
ein Verbundforschungsprojekt zur Früherkennung von ILD hat Prof. Dr.
Andreas Günther, Leiter des Zentrums für Interstitielle und Seltene
Lungenerkrankungen am Universitätsklinikums Gießen und Marburg (Standort
Gießen, Medizinische Klinik II), nun eine Förderung auf europäischer Ebene
eingeworben: Das von Prof. Günther koordinierte Forschungsvorhaben
"Raising Diagnostic Accuracy and Therapeutic Perspectives in Interstitial
Lung Diseases (RARE-ILD)" wird vom "European Joint Program on Rare
Diseases" (EJP-RD) mit insgesamt 1,1 Millionen Euro über drei Jahre
gefördert. Das EJP-RD ist ein Zusammenschluss fast aller europäischen
Förderagenturen mit dem Ziel, seltene Erkrankungen zu erforschen. Es wird
von der Europäischen Union kofinanziert.

JLU-Präsident Prof. Dr. Joybrato Mukherjee gratulierte Prof. Günther
herzlich zur Einwerbung dieser hochkompetitiven Förderung: "Gerade in
Zeiten der aktuellen Corona-Pandemie zeigt sich die Bedeutung der Gießener
Lungenforschung einmal mehr sehr deutlich. Ich freue mich sehr, dass die
dringend notwendige Erforschung von seltenen Lungenerkrankungen durch
Gießener Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler durch das Verbundprojekt
RARE-ILD auch auf europäischer Ebene weiter gestärkt wird."

Ziel des Projekts RARE-ILD ist es zum einen, neue Biomarker für die
frühere und sichere Diagnose der jeweiligen Form einer ILD zu entdecken.
Zum anderen möchten die Forscherinnen und Forscher die zugrundeliegenden
Pathomechanismen aufklären, um neue Therapieprinzipien entwickeln zu
können. Beteiligt sind führende Arbeitsgruppen aus den Bereichen
Gensequenzierung, Analyse von Atemwegskondensaten, "Big Data" sowie
Künstlicher Intelligenz aus Deutschland, Spanien, Frankreich,
Großbritannien und Israel. Neben der Leitung dieses Konsortiums und eines
mit diesem Konsortium verzahnten Europäischen ILD Register/Biobank wird
sich Prof. Günther mit der diagnostischen Nutzbarkeit von
Atemwegskondensaten und der sogenannten "elektronischen Nase"
beschäftigen.

Bei dieser Methode werden Muster der von Patientinnen und Patienten
ausgeatmeten Moleküle mithilfe mobiler Geräte erfasst und mittels
datenverarbeitender Software verglichen. Dies soll eine möglichst
frühzeitige, wenig invasive und spezifische Diagnostik ermöglichen.
Bisherige Studien der Arbeitsgruppe zeigten bereits vielversprechende
Ansätze in der Unterscheidung von gesunden und lungenkranken Patientinnen
und Patienten. Nun soll in einer großen europaweiten Patientenkohorte und
einem neuartigen, durch die European Respiratory Society prämierten Gerät
- dem sogenannten "Sniffphone" - die Nutzbarkeit dieses Ansatzes überprüft
werden.

Die für die Analysen benötigten Proben und Daten sollen über das
Europäische ILD Register/Biobank gewonnen werden, in dem führende
klinische ILD-Zentren in Europa vereinigt sind. Dieses ILD-Register wird
durch das "European IPF Network" koordiniert - ein Netzwerk, das Prof.
Günther bereits in der Vergangenheit bei der Europäischen Kommission
eingeworben hatte. "In Verbindung mit der ebenfalls im Aufbau
befindlichen, automatisierten UGMLC Giessen Biobank im 'Center for
Infectious Genomics of the Lung' wird hier eine zukunftsweisende
Verbindung von detaillierten klinischen Informationen, systematischer
Akquise verschiedenster Biomaterialien mit translationalen
Forschungsaktivitäten und Künstlicher Intelligenz hergestellt", so Prof.
Günter, der auch die UGMCL Giessen Biobank leitet.

Interstitielle Lungenkrankheiten

Interstitielle Lungenkrankheiten (Interstitial Lung Diseases - ILDs) sind
eine sehr heterogene Krankheitsgruppe, die vor allem durch eine Vernarbung
der zarten Wandung der Lungenbläschen gekennzeichnet ist. Dieser Umbau des
Lungengerüstes führt im Verlauf zu einer verminderten Dehnbarkeit der
Lunge und zu einer Störung des Gasaustausches. Daher ist das Hauptsymptom
eine zunehmende Atemnot, die im frühen Krankheitsstadium bei körperlicher
Belastung und bei fortgeschrittener Krankheit auch in Ruhe auftritt und
später eine Sauerstofftherapie notwendig macht.

Die Behandlung stellt eine besondere Herausforderung dar, da die Ursachen
bei etwa zwei Drittel aller Fälle noch unbekannt sind. Bei einem Drittel
der Erkrankungen sind äußere Faktoren als Krankheitsauslöser bekannt.
Vorrangig sind es die Inhalationen organischer oder anorganischer Stoffe,
Reaktionen auf Arzneimittel und Infektionen.


Die 1607 gegründete Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) ist eine
traditionsreiche Forschungsuniversität, die rund 28.000 Studierende
anzieht. Neben einem breiten Lehrangebot - von den klassischen
Naturwissenschaften über Rechts- und Wirtschaftswissenschaften,
Gesellschafts- und Erziehungswissenschaften bis hin zu Sprach- und
Kulturwissen¬schaften - bietet sie ein lebenswissenschaftliches
Fächerspektrum, das nicht nur in Hessen einmalig ist: Human- und
Veterinärmedizin, Agrar-, Umwelt- und Ernährungswissenschaften sowie
Lebensmittelchemie. Unter den großen Persönlichkeiten, die an der JLU
geforscht und gelehrt haben, befindet sich eine Reihe von
Nobelpreisträgern, unter anderem Wilhelm Conrad Röntgen (Nobelpreis für
Physik 1901) und Wangari Maathai (Friedensnobelpreis 2004). Seit dem Jahr
2006 wird die Forschung an der JLU kontinuierlich in der
Exzellenzinitiative bzw. der Exzellenzstrategie von Bund und Ländern
gefördert.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution217
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SCHMERZ/806: Forschung zur Vermeidung von Tumorschmerz beim Bauchspeicheldrüsenkrebs (idw)

Universitätsmedizin Mannheim - 27.05.2020

Forschung zur Vermeidung von Tumorschmerz beim Bauchspeicheldrüsenkrebs

Aktuelle Ergebnisse hochrangig publiziert



Bösartige Tumore der Bauchspeicheldrüse verursachen in den frühen Stadien
oft keine, oder nur unspezifische Symptome. Genau das macht diesen Krebs
so hinterlistig und gefährlich, denn häufig wird der Tumor daher erst im
fortgeschrittenen Stadium erkannt.

Obwohl sich der Bauchspeicheldrüsenkrebs (wissenschaftlich:
Pankreaskarzinom) so unbemerkt im Körper ausbreitet, entwickeln doch viele
Patienten im Laufe der Erkrankung zum Teil schwere Tumorschmerzen. Ein
wichtiger Auslöser dieser Schmerzen sind Tumorzellen, die in die
sensorischen Nerven innerhalb der Bauchspeicheldrüse einwachsen.

Wie es die Tumorzellen genau bewerkstelligen, in die Nerven einzuwandern,
haben jetzt Wissenschaftler des Pharmakologischen Instituts der
Universität Heidelberg (Leitung: Prof. Dr. Rohini Kuner) und der II.
Medizinischen Klinik der Universitätsmedizin Mannheim (Leitung: Prof. Dr.
Matthias Ebert) untersucht. Von einem besseren Verständnis der
grundlegenden Mechanismen erhoffen Sie sich, Ansatzpunkte für neue
Therapiestrategien ableiten zu können. Die Ergebnisse ihrer Arbeit sind
aktuell im Fachjournal Gastroenterology publiziert.

Die Wissenschaftler fanden heraus, dass Nervenzellen eine Vielzahl von
Botenstoffen freisetzen und Tumorzellen sich von mehreren dieser
Botenstoffe angezogen fühlen. "Interessant war, dass die Nervenzellen die
Botenstoffe besonders exzessiv ausschütteten, wenn Tumorzellen in der Nähe
waren", beschreibt Dr. Michael Hirth, der Erstautor der Arbeit, seine
Beobachtung. "Daraus schließen wir, dass es eine komplexe Interaktion
zwischen Tumorzellen und Nerven gibt, die wir weiter erforschen müssen."

Anhand von Zellkulturen und einem Modell von am Pankreaskarzinom
erkrankten Mäusen konnten die Wissenschaftler zeigen, dass vor allem zwei
Botenstoffe offenbar einen besonderen Reiz auf die Tumorzellen ausüben:
die Chemokine CXCL10 und CCL21. Chemokine sind Lockstoffe, die dafür
sorgen, dass Zellen wandern. CXCL10 und CCL21 waren in den Nervenzellen zu
finden und das passende Gegenstück, der Rezeptor, an den die
Signalmoleküle binden, auf den Tumorzellen. Und: Sobald die
Wissenschaftler entweder einen der beiden Botenstoffe oder deren Rezeptor
blockierten, hatten die an Bauchspeicheldrüsenkrebs erkrankten Tiere
deutlich weniger Schmerzen.

Für diese Hypothese spricht auch die Beobachtung der Wissenschaftler, dass
Tumorzellen von Patienten, die an einem Bauchspeicheldrüsenkrebs erkrankt
sind und Tumorschmerzen haben, eine deutlich höhere Dichte an diesen
Rezeptoren aufweisen als Tumorzellen von schmerzfreien Patienten.

Der aufgedeckte Wirkmechanismus stellt eine vielversprechende Zielstruktur
zur pharmakologischen Intervention dar und könnte möglicherweise in neuen
Behandlungsoptionen münden, um die Schmerzen von Patienten mit
Bauchspeicheldrüsenkrebs zu lindern.

Originalpublikation:

CXCL10 and CCL21 Promote Migration of Pancreatic Cancer Cells Toward
Sensory Neurons and Neural Remodeling in Tumors in Mice, Associated With
Pain in Patients

Michael Hirth, Jagadeesh Gandla, Christiane Höper, Matthias M. Gaida,
Nitin Agarwal, Manuela Simonetti, Aykut Demir, Yong Xie, Cleo Weiss,
Christoph W. Michalski, Thilo Hackert, Matthias P. Ebert, Rohini Kuner

Gastroenterology (Article in Press)

https://doi.org/10.1053/j.gastro.2020.04.037

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment80014

Pressemitteilung
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STUDIE/311: Hauchdünne Fasern sollen Nerven nach Hirn-OP schützen (idw)

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 27.05.2020

Studie: Hauchdünne Fasern sollen Nerven nach Hirn-OP schützen



Der Arzneistoff Nimodipin könnte Nervenzellen nach Operationen am Gehirn
vor dem Absterben bewahren. Pharmazeuten der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU) haben gemeinsam mit Neurochirurgen des
Universitätsklinikums Halle (Saale) (UKH) ein neues Verfahren entwickelt,
mit dem sich der Wirkstoff direkt im Gehirn und mit weniger Nebenwirkungen
anwenden lässt. Die Ergebnisse wurden im Fachmagazin "European Journal of
Pharmaceutics and Biopharmaceutics" veröffentlicht.

Wenn am Gehirn operiert wird, ist das für die Nervenzellen gefährlich.
Bereits leichte Verletzungen können bei den empfindlichen Zellen dazu
führen, dass sie sterben. Der Arzneistoff Nimodipin könnte helfen, das zu
verhindern. Er wird bisher bei Hirnblutungen eingesetzt. Das Medikament
wirkt entspannend auf Blutgefäße und kann so Verkrampfungen verhindern.
Außerdem schützt es offenbar die Nervenzellen vor dem Absterben. Die
Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Karsten Mäder vom Institut für Pharmazie der
MLU hat jetzt ein System entwickelt, mit dem sich der Wirkstoff direkt im
Gehirn anwenden lässt. "Die Neurochirurgen haben sich eine lokale
Anwendung gewünscht, um mögliche Nebenwirkungen zu reduzieren", so Mäder.

Seine Arbeitsgruppe hat Nimodipin in bioabbaubare Polymerfasern
eingearbeitet. Die Fasern sind nur ein bis zwei Mikrometer dick, werden im
Körper abgebaut und das Material, aus dem sie bestehen, findet in der
Medizin bereits häufig Anwendung. "Wenn man etwas direkt an die Nerven
applizieren will, muss es sehr gut verträglich sein", so Mäder. Denn
Nervenzellen sind besonders empfindlich. Bisher wurden die
Nimodipin-Polymer-Fasern auf Stabilität und ihre Wirkung auf verschiedene
Zellkulturen im Labor getestet. Die Forscherinnen und Forscher um Mäder
konnten zeigen, dass sie den Wirkstoff sehr kontinuierlich freisetzen. Das
ist wichtig, um Nebenwirkungen bei einer Überdosierung auszuschließen.

Die Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Christian Scheller an der
Universitätsklinik und Poliklinik für Neurochirurgie des UKH testete
daraufhin die Wirkung auf verschiedene Zellen des Gehirns. Die Fasern
zeigten keinerlei toxische Wirkung. Unter verschiedenen Stressbedingungen,
wie Hitze oder bei hoher Salzkonzentration, reduzierten sie die Zahl der
Zelltode teils enorm. Vor allem Nervenzellen profitierten von der
Behandlung. "In den Zellsystemen konnten wir zeigen, dass der Effekt
genauso gut ist, wie wenn wir den Wirkstoff ohne die Fasern dazugeben
würden, was der intravenösen Gabe entspricht", so Scheller. Allerdings hat
Letzteres verschiedene Nachteile: Der Wirkstoffe zerfällt sehr schnell und
hat unerwünschte Nebeneffekte, da er nicht nur auf Blutgefäße im Gehirn,
sondern im ganzen Körper entspannend wirkt, so auch auf die Herzmuskeln.
So kann es zu gefährlich niedrigem Blutdruck kommen, wenn die Dosis zu
hoch ist. Eine direkte Anwendung am Gehirn könnte diese Nebenwirkungen
minimieren, weil so auch deutlich weniger Wirkstoff notwendig ist.

Die Fasern könnten auch außerhalb des Gehirns zum Einsatz kommen, so
Scheller. Denkbar sei das bei verschiedenen Operationen, bei denen Nerven
in Gefahr sind.


Originalpublikation:

Zech et al. 

Electrospun Nimodipine-loaded fibers for nerve regeneration: Development and in vitro performance. 

European Journal of Pharmaceutics and Biopharmaceutics (2020). 

https://doi.org/10.1016/j.ejpb.2020.03.021

Weitere Informationen finden Sie unter

https://pressemitteilungen.pr.uni-halle.de/index.php?modus=pmanzeige&pm_id=3277
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SUCHT/713: Was Unternehmen im Umgang mit Sucht helfen kann (idw)

SRH Hochschule Hamm - 27.05.2020

Was Unternehmen im Umgang mit Sucht helfen kann

Interview mit Psychologie-Professorin Sabrina Krauss und Oberarzt Arne
Lueg.




Herr Lueg, Sie sind Oberarzt der Suchtmedizin der LWL-Klinik. Wie weit ist das Thema "Sucht" in der Bevölkerung verbreitet?

Abhängigkeits- bzw. Suchterkrankungen sind insgesamt betrachtet ein weit
verbreitetes Thema in der Bevölkerung. Gerade das Ruhrgebiet mit seiner
ehemals hohen Dichte an Brauereien und Brennereien scheint eine gewisse
Affinität zum Alkoholkonsum zu haben. So ist eine Geburtstagsfeier, auf
welcher nicht ausgelassen Alkohol konsumiert wird, doch eher die Ausnahme.
Vielmehr wird man schon beinahe mit Argwohn betrachtet, wenn man gar
keinen Alkohol trinkt. So lag der Alkoholkonsum pro Kopf in Deutschland im
Jahr 2017 bei etwa 10,9 Liter. Damit sind wir im Ländervergleich, laut
Daten der WHO und der OECD, offiziell als Hochkonsumland ausgewiesen. Und
auch die Wahrscheinlichkeit für Rauschtrinken an ein bis drei Tagen
innerhalb eines Monats (30-Tage-Prävalenz) liegt für Männer immerhin bei
26,5 % und für Frauen bei 17,2 %. Übrigens bereitet die ständige
Verfügbarkeit von Alkohol vielen unserer Patienten durchaus Probleme.


Gibt es bestimmte Bevölkerungsgruppen, die besonders betroffen sind?
Von psychischen Erkrankungen stärker betroffen sind im allgemeinen
Menschen aus Schichten mit geringerem Einkommen. Dies gilt natürlich auch
für die Abhängigkeitserkrankungen. Dabei ist allerdings zu bedenken, dass
Betroffene auch eher der Gefahr eines sozialen Abstiegs, z. B. durch
Jobverlust, ausgesetzt sind. Aber auch genetische Faktoren werden
diskutiert. So ist bekannt, dass die Gefahr, selbst eine Suchterkrankung
zu entwickeln, bei positiver Familienanamnese höher ist.
Wie lange kann es dauern, bis aus jemandem, der gerne trinkt, ein Patient
in Ihrer Einrichtung wird?

Konkrete Zahlen liegen mir dazu nicht vor. Erfahrungsgemäß kann es aber
durchaus Jahre dauern, bis sich ein Patient mit einer
Abhängigkeitserkrankung bei uns in Behandlung begibt. Häufig erfolgt der
Erstkontakt zu uns über die Familie, da der Leidensdruck nicht selten
zunächst bei den nahen Angehörigen entsteht. Dann ist Motivationsarbeit
gefragt, da viele Betroffene ja noch nicht über die Erkrankung aufgeklärt
sind und entsprechendes Suchtverhalten z. B. als Charakterschwäche
auffassen. Da gilt es dann Aufklärung zu betreiben.


Glauben Sie, dass Arbeitgeber etwas tun können, um die Suchtprävention zu unterstützen?

Arbeitgeber können aus meiner Sicht eine Menge tun, um die Suchtprävention
zu unterstützen. So könnte ein Betrieb ab einer bestimmten Größe
beispielsweise eine fachlich ausgebildete Sozialarbeiterin oder
Psychologin einstellen, die Betroffene als direkte Ansprechpartnerin
unterstützt. Viele Arbeitgeber verfügen bereits über entsprechende
Maßnahmen. Ich denke aber, dass es diesbezüglich noch Ausbaubedarf gibt.


Frau Krauss, Sie sind Professorin für Psychologie an der SRH Hamm und
bilden unter anderem Arbeits- und Organisationspsychologen aus. Welche
Rolle spielen diese hinsichtlich des Themas Sucht?

Arbeits- und Organisationspsychologen sind oft in den Personal- oder in
bestimmten Stabsabteilungen der Unternehmen angesiedelt und unterstützen
vor allem Führungskräfte, aber auch Mitarbeiter durch z. B. Coachings,
Seminare und individuelle Beratungen. Natürlich auch beim Thema "Umgang
mit Sucht".

Wenn ein Mitarbeiter auffällig wird - dieser erscheint z. B. alkoholisiert
im Betrieb -, wissen die Führungskräfte zumeist schon, dass etwas nicht
stimmt und sie nun tätig werden sollten. Oft fehlt ihnen aber die Idee,
was nun konkret zu tun ist. Hier setzen die Arbeits- und
Organisationspsychologen an: sie schulen die Führungskräfte in den
Themenkreisen Sucht und Prävention und bieten Gesprächsleitfäden an, die
es den Führungskräften erleichtern, das Thema professionell und
wertschätzend anzusprechen und weitere notwendige Schritte einzuleiten.

Darüber hinaus stellen die Psychologen einen vertrauensvollen
Ansprechpartner innerhalb des Unternehmens dar, an den sich die
Betroffenen selbst wenden können. Oft ist es für den Mitarbeiter viel
einfacher, mit einer Person zu sprechen, die nicht in der
Vorgesetztenfunktion steht. Sich seinem Chef zu offenbaren, ist weitaus
schwieriger als sich einem Psychologen anzuvertrauen, der weder über die
nächste Beförderung, noch über das Gehalt entscheiden muss. Nicht selten
tragen die Gespräche zwischen Psychologen und Klienten dann dazu bei, dass
die Betroffenen einen Weg in die Therapie, z.B. in die LWL Suchtklinik,
finden. Die Arbeits- und Organisationpsychologen erfüllen somit eine
wichtige Schnittstellenposition.


Wie genau funktioniert diese Überleitung dann?

Zunächst einmal muss die Person es selbst wollen bzw. für richtig halten.
Dann können die Arbeits- und Organisationspsychologen darüber
informieren, was Sucht bedeutet und welche Möglichkeiten sich der
betroffenen Person nun anbieten. Vielfach bieten die Arbeits- und
Organisationspsychologen auch Kontaktadressen und Ansprechpartner an und
beraten, wie der Klient mit der Familie oder Freunden sprechen könnte.
Zusätzlich können Arbeits- und Organisationspsychologen natürlich auch,
und oft zusammen mit den Betriebsärzten, das Thema "Suchtprävention" sehr
gut in den Betrieben etablieren.


Zu den Personen:

Prof. Dr. Sabrina Krauss ist Professorin für Psychologie und
Studiengangleiterin für die Studiengänge "Arbeits- und
Organisationspsychologie" und "Psychologie" an der SRH Hochschule Hamm.
Sie ist seit mehr als 10 Jahren psychologische Beraterin unterschiedlicher
Wirtschaftsunternehmen, insbesondere zu den Themen Digitalisierung und
Change Management.

Arne Lueg ist Psychiater und Oberarzt in der suchtmedizinischen Abteilung
der LWL Klinik in Dortmund. Er ist langjähriger Experte für psychische
Erkrankungen und hat sich auf die Therapie von Suchterkrankungen
spezialisiert.
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ENTWICKLUNG/1547: Mit neuer Drucktechnik zu besserem Gewebeersatz (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 28.05.2020

Mit neuer Drucktechnik zu besserem Gewebeersatz



Künstlich gesponnene Netze als Träger von körpereigenen Zellen sind ein
zentraler Baustein der regenerativen Medizin. Forscher der Universität
haben jetzt diese Technik und damit deren Einsatzmöglichkeiten enorm
verbessert.

Polymere werden in einem elektrischen Feld zu extrem dünnen Fäden
gesponnen und anschließend zu feinen Gittern angeordnet: Das ist das
Prinzip des Melt Electrospinning Writings (MEW). Mit körpereigenen Zellen
und Wachstumsfaktoren beladen, kommen solche Gitter beim Tissue
Engineering und in der regenerativen Medizin zum Einsatz. Sie tragen dort
dazu bei, nach und nach neues Gewebe zu bilden - beispielsweise Muskeln,
Nerven und Haut.

Wissenschaftlern der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) ist es
nun gemeinsam mit Kollegen in Spanien gelungen, die Herstellung dieser
Polymergitter enorm zu verbessern. Durch winzige Veränderungen während des
Druckprozesses, die sich in Größenordnungen unterhalb des Durchmessers
eines Haares bewegen, konnten sie die Design-Möglichkeiten dramatisch
erhöhen. Damit sind sie nun in der Lage, das künstliche Trägergerüst
maßzuschneidern, beispielsweise für künstliche Sehnen, Bänder und
Herniennetze.

Eine Vielfalt von Formen

Ihre Ergebnisse haben die Wissenschaftler in der aktuellen Ausgabe der
Fachzeitschrift Advanced Materials veröffentlicht. Hauptautor ist Paul D.
Dalton, Professor für Biofabrikation am Würzburger Lehrstuhl für
Funktionswerkstoffe in der Medizin und der Zahnheilkunde und einer der
weltweit führenden Experten auf dem Gebiet des MEW.

"Bislang war nur möglich, die hoch aufgelösten Fasern vertikal zu
platzieren", erklärt Dalton. Mit Hilfe der jetzt entwickelten Technik sind
die Wissenschaftler dazu in der Lage, auch horizontal zu drucken. Durch
eine Verschiebung der Druckschichten im Mikrometerbereich lässt sich so
beinahe jede gewünschte Form herstellen - beispielsweise Wände, die nach
innen geneigt sind, die nach außen kippen, die sich verzweigen und wieder
vereinen. Weil sich die jeweilige Form auch auf die Mechanik des
Druckermaterials auswirkt, können die Wissenschaftler so Gewebe mit neuen
makroskopischen Eigenschaften entwickeln.

Mit Biomimikry zu neuem Gewebe

"Unsere Ergebnisse werden die Arten von Materialien, die im nächsten
Jahrzehnt implantiert werden sollen, grundlegend verändern", ist Dalton
überzeugt. Denkbar sei nun eine Art "reverse Entwicklung". Das bedeutet:
"Wenn wir wissen, über welche Eigenschaften ein bestimmtes Implantat
verfügen soll, können wir Gewebestrukturen gestalten, die genau über diese
Eigenschaften verfügen", erklärt der Forscher. Biomimikry sei das dazu
passende Schlagwort. Für eine Reihe bislang ungelöster medizinischer
Herausforderungen bei Biomaterialien, darunter Netze für Bauchhernien,
Ersatzgewebe für geschwächte Herzen oder künstliche Blutgefäße, könnte
diese neue Form der 3D-Drucktechnologie die passende Lösung bieten.

Bis künstliche Gewebe, die auf dieser Technik basieren, in die
"Serienproduktion" gehen, wird allerdings noch einige Zeit vergehen,
schließlich handele es sich beim Melt Electrowriting noch um eine junge
3D-Drucktechnologie, so Paul Dalton. Allerdings erweitern die jetzt
vorgestellten Erkenntnisse das Wissen darüber, was mit dieser Technik
gemacht und gestaltet werden kann. In der Folge werde sich auch die Zahl
der Forscher erhöhen, die diese Technologie übernehmen und sie auf
biomedizinische Herausforderungen anwenden, die so dringend gelöst werden
müssen.


Unterstützt wurde diese Arbeit von der Volkswagen Stiftung (Grant Number:
93417) und dem Erasmus+ Programm.

Originalpublikation:

Designing Outside the Box: Unlocking the Geometric Freedom of Melt
Electrowriting using Microscale Layer Shifting. 

Ievgenii Liashenko, Andrei Hrynevich, Paul D. Dalton. 

Advanced Materials, 27 May 2020.

https://doi.org/10.1002/adma.202001874
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LABEL/5232: Glitterhouse Mail-Order-Mail 29.05.20 (glitterhouse)

GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (29.05.2020)



OBS 24 Livestream:

Ein Festival in Quarantäne

Wir haben zum Pfingstwochenende etwas Besonderes für euch geplant.
An den ursprünglich vorgesehenen Festivaltagen werden Streams vom
Festivalgelände zu sehen sein. Am Freitag, 29., Samstag, 30. und
Sonntag, 31. Mai, jeweils ab 21:00 Uhr wird auf der
Streaming-Plattform www.dringeblieben.de und auf der Orange Blossom
Special Facebook-Seite "Duck the Virus! Teil 1-3" gezeigt.

https://dringeblieben.de/orange-blossom-special-festival/videos

Der Untertitel "Ein Festival in Quarantäne" klingt traurig, wir
versprechen jedoch einen unterhaltsamen Kessel Buntes aus dem
OBS- Kosmos: Bilder vom furchtbar leeren Festivalgelände, launige
Moderationen, irrwitzige Spielszenen, der relativ legendäre und stets
recht schlechte Dreitageswitz, Gesundheitstipps, absurde
Schnapsideen, Video-Schalten zu Musikern, die eigentlich hätten
auftreten sollen, die Vorstellung der
OBS-Rettungs-Crowdfunding- Belohnungen, eine Call-In Show, Einblicke
in das Rahmenprogramm und die heiligen Hallen des OBS-Backstage, eine
ausgeklügelte Licht- Installation sowie die Ankündigungen der bereits
für das OBS 2021 feststehenden Künstler*innen. Außerdem natürlich
ganz viel Musik, z.B. noch nie gesehene Aufnahmen vom vergangenen OBS
und Live-Streams von bereits für das OBS 24 gebuchten Bands.

Das alles ist verbunden mit der Möglichkeit, parallel
Unterstützer- Tickets zu erwerben - natürlich in Form von
verschiedenen Luftgitarren. Die Ausschüttung der eingenommenen Gelder
erfolgt fair: alle Einnahmen werden anteilig auf alle Musiker, alle
Beteiligten sowie an das OBS verteilt.

Euch erwartet eine hoffentlich unterhaltsame Aneinanderreihung von
teils irrwitzigen Schnapsideen und fantastischer Musik. Wir freuen
uns, euch am Bildschirm begrüßen zu dürfen. Wir zählen auf euch!
Danke und lasst uns alle gemeinsam hoffen, dass das OBS ab 2021
wieder stattfinden können wird. Duck The Virus!

Um durch die Ankündigung des "Live"-Streams eventuell entstehende
Begehrlichkeiten schon im Vorfeld zu kontern, weisen wir deutlich
darauf hin, dass es vor Ort am Festivalgelände in Beverungen am
Pfingstwochenende nichts zu sehen gibt. Hier passiert während des
Streams vor Ort nichts, was euch dazu bringen sollte, zum
Festivalgelände zu kommen. Gar nichts. Die Außenaufnahmen sind
bereits vorproduziert, Bleibt daheim, schaut den Stream, haltet den
Musiker*innen und uns die Treue und freut euch, dass ihr lebt."


Frisch im Glitterhaus:

Heads. - Push 

LP/Ltd. col. LP/CD - EUR 17,75/18,75/15,75

PUSH ist der Nachfolger des von Fans wie Presse gefeierten Albums
Collider: "So oft die Platte einen ärgert, so häufig legt man sie
jedoch wieder auf. Sie ist die dunkle, seltsame, unnahbare
Musikentsprechung zu Kafkas anstrengendstem Romanfragment »Das
Schloß«" schrieb das Intro Magazin und traf damit genau ins Schwarze.

Das Trio aus Berlin und Melbourne präsentiert auf PUSH eine
faszinierend eigene Mischung aus Noise-Rock, Post-Punk und
Alternative Rock, über dessen Weite sich die Stimme von Sänger Ed
Fraser erhebt. Die Geduld fordernde, lärmige Schwere vorangegangener
Werke reift hier zu einer vielschichtigeren Komposition
experimenteller und wilder Klänge heran. Radikal - aber doch
eingängig. Der Radius hat sich erweitert. So tun sich neue
musikalische Motive auf, cineastisch und von ungemeiner Dynamik. Das
klopft laut an die Tür von 90er Noise-Rock Heroen wie The Jesus
Lizard oder TAR, hat die experimentelle Urgewalt von Lysistrata, die
fast schon brüskierende Kühle von Protomartyr und die stoische Kraft
neueren Post-Punk Datums.

Produziert wurde das Album in Berlin von Christoph Bartelt, seines
Zeichens Kadavar Schlagzeuger. Mix und Mastering übernahm Magnus
Lindberg (Refused, Cult Of Luna). Als Gastmusiker treten Swans Lap
Steel Gitarrist Kristof Hahn, Matthias Feit von Radare und Markus E.
Lipka von Eisenvater in Erscheinung.


Die Ente zum Kaffee:

OBS - Mug The Virus

Tasse - EUR 12,-

OBS-Retten und Tee trinken. Oder Kaffee. Oder Kakao. Oder Grog. Nie
war der Genuss von Heißgetränken so stilvoll wie mit dieser
hochwertigen Soli-Keramiktasse. Mit C-förmigem Henkel, weiß-glänzend
mit original Orca-Beschichtung, vorne und hinten bedruckt mit dem
farbigem "duck the virus - love Orange Blossom Special"-Logo.
Spülmaschinengeeignet, Höhe 95 mm, ¥ 82 mm, Fassungsvermögen ca. 330
ml.


Der Mailorder-Katalog im Netz

Eine Woche lang wird Euch der Mai-Katalog im Netz noch begleiten,
dann - endlich - gehts mit der Juni-Ausgabe an gewohntem Ort weiter.


Auserwählte Pretiosen zum verdienten Wochenende:

Ariel Sharratt & Mathias Kom - Never Work

LP/CD - EUR 15,95/13,95

Was hier so unaufgeregt und auf den ersten Blick schlichtschön
handgemacht daherkommt, ist das grandiose Glanzwerk des kongenialen
zweiköpfigen Burning Hell-Konzentrats, das sich mit seinem
Duett- Zweitwerk anschickt, die klassische New York-Folk-Schule mit
dem federleichten Independent-Pop der 80er Jahre, Heim-Hymnen mit
edler Holzbläser-Eleganz, geradlinige Garage-Folk-Kante mit
feinsinnigem Humor und intelligentem Charme zu vereinen. Zum Teil mit
reinen Akustik-Darbietungen von Gitarre und Stimme aufs äußerst
Nötige reduziert, mal in kunstvoll filigraner
Folk-Ensemble-Besetzung, mal um sympathisch-nostalgische
Casio-Elektronik erweitert, mal schillernd-farbenfroh verspielt,
dabei aber nie Gefahr laufend, zu konventionell zu klingen, leben
diese zehn Paradebeispiele einer zeitlosgelösten, rauh-zarten
Singer-Songwriterkunst ganz von den sich beherzt bereichernden
Stimmen der beiden sympathischen Protagonisten, naturnah eingängigen
Melodien und nicht zuletzt von wohlgesetzten Texten, die in
köstlicher Unaufdringlichkeit Hirn und Herz gleichermaßen erfreuen,
und nahezu durchgängig das Lächeln der beiden Akteure durch die
Zeilen schimmern lassen Zwischen samt-sanften Klarinettenspiel und
klaren Klavierakkorden, schlichten Akustik- Akkorden und kunstvoll
dargereichten Tex Mex-Gitarreneskapaden, E Piano- und
Einfach-Elektronik-Gastspielen, schummriger Orgel und
naiv- natürlichen Ukulele-Unbeschwertheiten entsteht ein sich erst
beim Zweit- und Dritt-Hören voll entfaltendes Fein-Folk-Kaleidoskop,
das bei aller Spiel- und Sangesfertigkeit stets den Charme der
herrlichen Handarbeit verströmt, gleichermaßen die Verwandtschaften
zu Mimi & Richard und Farina und den Moldy Peaches spüren lässt,
mitunter klingt, als habe man Zooey Dechanel John Grant als "Him" zur
Seite gestellt, sogar Calexico- und Los Lobos-Vergleiche verdient und
vom ersten Satz über den Aufruf zur Alexa-Revolution bis hin zu den
launigen Worten zum Ausklang nicht nur köstlich unterhält, sondern
auch als reifes Liedwerk lange nachhallt. Ein zunächst karg
scheinendes, dafür umso länger und reicher wirkendes Folk-Kunststück.
(cpa)


Masaki Batoh - Smile Jesus Loves You

CD - EUR 14,95

20er und 5. komplett analog produzierte Solo-LP des Masterminds der
japanischen Kultband Ghost, Gäste kommen u.a. ebenfalls aus dem
Dunstkreis von denen. Es wird mehrsprachig gesungen.
Folk- beeinflußter Stoff, aber grundsätzlich nie pur/immer erweitert,
vermischt bis verfremdet, überwiegend (vielfältig) akustisch
gehalten, diverse Saiten von Gitarre (inkl. 12-saitiger), Banjo
(gerne), Lap Steel, Slide bis exotisch, unter Einschluß von mehrfach
E-Gitarre und Piano, gelegentlich Mellotron, Flöte, Akkordeon, kurz
auch Sax, Harmonica, Shanai (Blasinstr.). Zarte oder zerschossene
Saiten-Meditationen mit z.T. Ethno/Medieval-Touch, ein
Hippie- Psychedelic-Mountain-Folk-Mix von erstaunlicher
Klangfarbenvielfalt und faszinierender Sogwirkung (friedlich,
abgehoben und bodenständig zugleich), ein World Music-Amalgam von den
USA bis Fernost und mehr (polyrhythmisch verflochten),
behutsam-freigeistiger Strange Folk in freiem Fluß, wie auch eine
originelle von delikaten (E-) Gitarren- Effekten durchwirkte
Psyche-Folk-Pretiose, hypnotischer Slow Motion- Folk von fremdartiger
Poesie und Schönheit; das mit 13 Min. längste unter vielen längeren
Stücken kombiniert unvermittelt Strange Folk mit uralten
Sakralmusik-Elementen, plötzlichem Störfeuer, seltsamem "Indie Pop",
Free Jazz, Folk-Klassik. Und ein Cover von Hendrix' Are You
Experienced unterlegt Experimental-Psyche Rock dezent bluesig samt
jazziger Untertöne (reizvoll abgefahren, wie das ganze Werk!). (dvd)


Black Ark Players - Black Ark In Dub

LP/2-CD - EUR 14,95/13,95

Digitaler Doppelpack mit je einer jamaikanischen Spät-70er-Rarität
pro Silberling. "Black Ark In Dub" und der Nachfolger "Black Ark
Vol.2" wurden 1980 und 1981 veröffentlicht und kommen jetzt frisch
remastert und mit ausführlichen neuen Linernotes von David Katz im
12- seitigen Booklet. Wir hören klassischen Black Ark-Dub-Sound aus
der Hexenküche von Lee Scratch Perry, eingespielt von den Upsetters.
Entstanden sind die beiden Alben in Kollaboration mit seiner
damaligen Muse Pauline "Aisha" Morrison, kurz bevor das legendäre
Studio dann (wahrscheinlich) vom Chef selbst niedergebrannt wurde.
Perry soll zu jener Zeit ja ein recht exzentrisches Verhalten an den
Tag gelegt haben, diese beiden Alben zeigen ihn aber kreativ voll auf
der Höhe. Wir hören klassischen Lee Perry-Dub und bewährte Riddims;
"Black Ark Players" ist ein klassisches Dub-Album, während "Black Ark
In Dub" entgegen des Titels deutlich mehr Vocals (Junior Byles,
Carole Cole, The Inamans, Lacksley Castell, Bunny Rugs) zu bieten
hat. Inklusive leicht trashiger Cover-Versionen von "How Deep Is Your
Love" (Bee Gees) und "I Am, I Said" von Neil Diamond. (Joe Whirlypop)

Die 2020er Vinyl-Version bietet das remasterte Black Ark In
Dub- Album.


Dr. Israel - In Dub

CD - EUR 9,95

Stelle gerade fest, dass Dub zum Morgenkaffee perfekt funktioniert.
Groovt deep und mellow, angenehm unaufgeregt und in der Wirkung
tiefenentspannt - auch für Nichtraucher. Douglas Bennett aka Dr.
Israel kommt aus Brooklyn und produziert milde modernisierten
Dub- Reggae. Also nicht so knarzig-analog und weirdomäßig wie seine
Erfinder in den 70ern (Tubby & Perry), eher Richtung späte 80er und
frühe 90er, mit digitaler Bassline und wenigen dezenten Electronics
(z.B. auch mal Autotune). Wie seinerzeit bei den Briten Alpha & Omega
gelingt auch Dr. Israel ein ausgesprochen warmer Roots-Sound: die
Bassline sorgt für tiefergelegten Groove, darüber wechseln sich
verschiedene Vokalisten ab, trifft ein verhalltes Piano auf
klassische Melodica-Lines im Augustus Pablo-Style. Wahlweise auch mit
Gospel-Vibe, TripHop-Beats, Hippie-Flöte oder Last Poets-Sprechgesang
- traditionsbewusst, aber nicht puristisch. Insgesamt ein
hypnotischer Trip mit spirituellem Flow ins zeitvergessene
Dub-Universum.. (Joe Whirlypop)


El Michels Affair - Adult Themes

LP/Ltd. col. LP/CD - EUR 17,95/18,95/12,95

Vierter Longplayer der Soul-Freunde des Wu-Tang Clan - diesmal aber
etwas Neues wagend - "Cinematic Soul" ist hier das Zauberwort. Die
Daptone- und Big Crown-Allstars um Saxplayer Leon Michels, mit
diversen Mitgliedern von Sharon Jones & The Dap Kings, Budos Band und
Antibalas spielen hier oldschoolige (Fake-) Filmmusik wie man sie aus
den späten 60ern und frühen 70ern kennt. Stilistisch zwischen
Blaxploitation und Porno-Soundtrack - durchaus nicht unähnlich zu dem
was der Italo-Däne Alex Puddu ("The Golden Age Of Danish
Pornogrophy") schon seit Längerem produziert. El Michels Affair
bedienen sich aber auch beherzt bei klassischen Italo-Scores von
Maestro Ennio Morricone. Ohne Vocals, höchstens mal mit lasziv
gehauchtem, tonlosem Mädchengesang. Teils pointiert orchestriert
(Blech und Streicher), dominiert oft eine elegante Flöte, Gitarre und
Orgel verbleiben ornamental im Hintergrund. So entstehen tatsächlich
cineastische Klangwelten von dichter Atmosphäre. Die Produktion ist
ausgesprochen detailverliebt und mit erkennbarer Leidenschaft
inszeniert, im Ergebnis grooven manche Tracks dann aber doch ein
wenig belanglos und fast immer laidback vor sich hin. Insgesamt also
eher ein Album für Soundtrack-Spezialisten als für Soul/HipHop-Fans.
(Joe Whirlypop)


Luke Elliot - The Big Wind

LP/CD - EUR 19,95/16,95

20er. Nach EP und vielgelobter Debut-LP das 2. Album des
Singer- Songwriters aus New Jersey. Hoher Balladenanteil. Mit
Vorliebe im (manchmal leicht wehmütigen) reduzierten (gern
Piano-betonten) bis großformatigen (mit Streichern und/oder Bläsern
resp. Bass- Klarinette, zudem oft Orgel, teils Chöre, mal etwas
Vibrafon) Songwriter-Pop-Modus, teilweise stetig/organisch langsam
intensiviert/verdichtet (in jeder Beziehung), mit dramatischen
Akzenten, bzw. in Stufen anschwellend mit Ruhephasen. Andere Stücke
bleiben ruhig, entspannt. Gelegentlich klassisch 70s-angelehnt, oder
etwas folkiger (z.B. irisch beeinflußt, 1x eine kleine Prise
Americana-Feeling), manches ist einfach emotional packend (mit viel
Tiefe z.B. der tolle Opener). Eine gefühlsstarke fast reine
Piano- Ballade geht unter die Haut, 1,2 Tracks entzücken in ihrer
ganz zartfühlenden Art. Von all den gehörten hochgegriffenen
Vergleichen (Dylan, Waits, Cohen z.B.) kann ich allenfalls (partiell)
aktuelleren balladesken Nick Cave heraushören (ein bischen), manchmal
erinnert's mich an bestimmte Richard Hawley-Sachen, 1x deutlich an
die Tindersticks. Und wem die Musik skandinavisch vorkommt: Ja, da
lebt er inzwischen tatsächlich, es gibt schon mal Parallelen zu
einschlägig bekannten Songwritern von dort. Sivert Höyem (Madrugada)
gastiert übrigens. (dvd)


Holy Hive - Float Back To You

LP/CD - EUR 18,95/13,95

Debütalbum einer Band aus Brooklyn, vorab - nicht unzutreffend - als
Folk-Soul deklariert. Im Hintergrund verspürt man einen entspannten
Dapkings-Vibe, der Sound wird bestimmt vom Falsettgesang von Paul
Spring. An den Drums sitzt gar das New Yorker Soul-Urgestein Homer
Steinweiss (Sharon Jones, Amy Winehouse, Bruno Mars, Charles
Bradley), der im eigenen Studio auch produziert hat. Mein erster
Eindruck: Shuggie Otis trifft auf Bobby Oroza. Und deutlich mehr Soul
als Folk - trotz akustischer Gitarre. Die schlanke Instrumentierung
klingt nach Daptone, aber mit weniger Gebläse - dafür aber teils mit
Flöte. Die Songs verbleiben fast ausschließlich im unteren Midtempo,
der Vibe ist tiefenentspannt. Einflussreich war wohl eine gemeinsame
Tor mit Soul-Hero Lee Fields, das kann man hören. Als musikalische
Gäste treten u.a. die Harfenistin Mary Lattimore, Leon Michels (El
Michels Affair) an Saxofon und Keyboard, Shannon Wise (The Shacks)
als Backgroundsängerin und Dave Guy (The Roots) an der Trompete auf.
Gecovert werden "Be Thou By My Side" (Honeybus) und das irische
Folk-Traditional "Red Is The Rose". (Joe Whirlypop)


Keep On Chooglin' - Vol. 24/Crazy Mama

CD - EUR 7,95

Pause wollte ich eigentlich machen. Aber da ich, wenn ich Musik höre,
vorzugsweise KOC-kompatibles Zeug höre, habe ich ruckzuck eine Liste
zusammen. Dann wird gecheckt, verworfen und der richtige Flow
gefunden usw. Und eswird stramm weitergehen, weil ich ein paar Leute
gefunden habe, die mitmischen. Der erste Entwurf von #25 steht schon
und hört sich verdammt gut an. Also Ohren auf.

Den Opener Oldtimer von Tapestry, der auch gut hätte auch einem der
frühen Neil Young Alben seien können, hatte ich schon lange auf der
Liste, aber da die letzten Volumen recht Southern Rock-lastig waren,
ist er immer wieder rausgeflogen. Nach Tapestry folgt Tragic von JJ
Grey & Mofro und der Band-Song Tears Of Rage in der Gene Clark
Version. Louie & The Lovers packen ein geniales CCR-Riff aus, bevor
es in die Sümpfe geht. Ganze 7 Minuten erzählt Alex Harvey (US, nicht
UK) über Hoodoo und Frau Fanny De Berry (schon mal von Kenny Rogers
auf KOC gewesen), einfach großartig. Dann ein Neil Cover von Joey
Gregorash und Outlaw Man von den Eagles (vorher schon mal in anderer
Version auf KOC), The Band vergreift sich an JJ Cale, Peter Rowan
rockt mittelschnell und Casey Kelly zieht das Tempo leicht an und
eröffnet eine Phase, die ich mal Roots-Rock mit Funky-Soul Touch
nennen würde. Swamp Dogg, Lonnie Mack, Mama's Pride, The Commonheart
und mit The Sign Of The Lion eine fast discoide B-Seite von Tony Joe
White. Natürlich kam ich nicht umhin, das Werk mit fünf Southern
Rockern abzuschließen: Rainbenders, Beau Weevils (Charlie Daniels
Projekt, keine Fiddle, viel Slide), Morrison Brothers Band, ZZ Top
und die Cathouse Prophets.

Eine etwas andere Herangehensweise dieses Mal, bin aber mehr als
zufrieden, soll ja auch nicht langweilig werden.


Jackie Lynn - Jaqueline

LP/CD - EUR 23,95/14,95

20er, die 2. LP von Singer-Songwriterin Haley Fohr aus Chicago unter
diesem Namen, sonst agiert sie (großartig!) als Circuit Des Yeux
(hier auch schon mehrmals gefeiert, aber gänzlich anders
ausgerichtet). Fast jedes Stück klingt anders, vielen ist eine
dezente bis massive elektronische Ausrichtung gemein - nicht gerade
meinen Hörgewohnheiten entsprechend, doch diesmal mag ich es.
Gesanglich variabel gestaltet mit ein paar ziemlich faszinierenden
Momenten, die kompletten Bitchin Bajas begleiten. Wir hören
ausnahmsweise gänzlich gitarrenbetonten Früh-70er Glam-Pop mit
Sparks- Note, zeitgenössischen elegischen Dream Pop, wunderschöne im
Raum schwebende Klangkulissen mit dezenten Pop-Verweisen, Yellow
Magic Orchestra-Pop-in-Groove (eine Spur funky), bunten
"Electro-Proto- Techno-Disco-Pop", catchy behutsam süffigen Drama-Pop
(ein Hauch Weyes Blood), Electro-Kraut und Synth Pop go Trance-Techno
(hypnotisch, kurzzeitig ein bischen spacy), teilakustischen partiell
repetitiven Contemporary Electro-Folk in Space, einen Mix aus
getragenen beinahe sakralen Klängen und (späterer) 70s-Kraut-
Elektronik. Das alles ausgesprochen interessant, attraktiv und
effektvoll gestaltet! (dvd)


Mark Lanegan - Straight Songs Of Sorrow

2-LP/CD - EUR 26,95/15,95

Von seiner mal melancholischen, mal morbiden Faszination hat der
Sänger mit der einzigartig schartigen Stimme seit Screaming
Trees- Zeiten nichts verloren, auch wenn sein musikalischer Weg ein
mitunter sehr bewegter war. In den letzten Jahren von wahrer
Veröffentlichungswut getrieben, stürzte sich Lanegan mitunter auch in
Klang- und Stil-Experimente, auf deren Spuren nicht alle langjährigen
Verehrer nahtlos folgen konnten, dennoch war es stets der gnadenlos
unter die Haut reibende Gesang, der als blutroter Faden auch auf den
ersten Blick seltsam scheinende Seitenwege begeh- und bewunderbar
machte. Mit der imaginationssteigernden Erinnerungskraft seiner
zeitgleich mit dem 2020er Song-Werk erscheinenden Memoiren im Rücken,
wächst der vielschichtig faszinierende Sänger und Songwriter über
sich hinaus und erschafft eine 15 Weisen-Wucht, die in ihrer Tiefe
eine wahrlich bewegtes Leben spiegeln, während der stilistische
Reichtum dieser Kollektion auch musikalisch vom jahrzehntelangen
Kreativ-Weg kündet, von stetem Suchen und Finden begleit und
getragen. In den 15 neuen Originalen findet man nicht nur Episoden
aus all seinen Lebensphasen, sondern auch sämtliche Stil-Gesichter
des wandelbaren Geistes, wobei aber der klassische Lanegan
vorherrscht, dessen Sandpapier-Stimme zwischen Desert, Doom und Drone
die Untiefen des Lebens auslotet. Gemeinsam mit musikalischen
Studio- und Wegbegleitern wie Greg Dulli, Waren Ellis, John Paul
Jones und Ed Harcourt wird ein dunkel faszinierendes Song- und
Klangwerk zwischen nackten Akustik-Akkorden und brachialen
E-Gitarren-Ausbrüchen, zwischen hypnotisierenden Wüsten-Passagen und
elektrisierenden Klangteppichen, kunstreicher Handarbeit und
phantasievoller Programmierung erschaffen, ganz und gar dazu angetan,
das vokale Wirken des exzentrischen Eigenbrötlers in allen seinen
Schattierungen ins rechte Düster-Licht zu rücken. 15 Facetten eines
in Wut gereiften Genies, manch neuer Lanegan-Klassiker dabei. (cpa)


Scott Matthew - Adorned

LP/CD - EUR 17,75/15,75

Gestattet mir das etwas abgegriffen gewohnte, hier aber schlicht
treffende Bild: Mit der samtweichen Stimme und den zutiefst
seelenrührenden Songs des Scott Matthew ist es wie mit edelstem Wein:
Sie gewinnen und gedeihen, wachsen und reifen mit der Zeit - auch
wenn ich mir vor zwölf Jahren, bei der ersten betörenden Berührung
mit dem schlicht mit eigenem Namen benannten Solo-Album, kaum eine
Steigerung der wohltuend wehmütigen Wirkung dieser einzigartig
herzwärmenden Weisen hätte vorstellen können. Wir, die wir die Ehre
haben, den Barden mit der so gern mit wahrhaft großen Namen
verglichenen Stimme zur eigenen, unvergleichlichen Reife begleiten zu
dürfen, spürten die Lieder über die Jahre an Größe und Bedeutung
gewinnen, während wir Scott selbst auch als inspirierten Interpreten
auf den Leib gewählten Fremdguts kennen- und schätzen lernten. Kaum
etwas lag da näher, als den Interpreten Scott sich des Autoren
Matthew annehmen zu lassen, um die wehen, verwehten Weisen aus zwei
Jahrzehnten des Schreibens, Singens und Wirkens mit aufrichtiger
Liebe, gewachsenem Gefühl, reicher Erfahrung und hoher
Kunstfertigkeit für sich und uns neu zu entdecken, dabei manch
verborgenen Schatz wieder ans Tageslicht zu fördern und sogar in
ihrer geschliffenen Schönheit perfekt geglaubte Edelsteine zu
verblüffend frischer, überraschend anderer, gleichzeitig berückend
blendender Strahlkraft aufzuarbeiten. Wenn samt-sentimentale
Lieblinge magischer Melancholie plötzlich mit feinperliger Elektronik
und unwiderstehlichem Groove in die streiflichternd schillernde
Dunkelheit einer durchtanzten Club-Nacht locken, so wird schon bald
aus der anfänglichen Scheu des langjährigen Verehrers ein durch
nichts getrübtes Gefallen, weiß Scott die zehn so bekannt geglaubten
Weisen doch in eine trotz mitunter zurückhaltender Besetzung ungemein
variabel-vielfältige Melange aus akustischem Folk und pulsierenden
Keyboard-Klangfarben, aus prächtigem Pathos und schlicht-schöner
Eleganz, aus Tanzeinladung und Trip Hop, Piano und Pop, Gospel und
Groove zu tauchen, in denen sowohl seine seelenwarme Stimme, als auch
die kostbare Köstlichkeit seiner Melodien in solitärem Glanz und
mehrlagigen Harmonien voll und ganz zur Geltung kommen. Zur bleibend
belebenden Wirkung der ebenso beherzten wie beseelten Bearbeitungen
trägt, neben ausgewählten Mitmusikern und SängerInnen vor allem auch
die kreative Partnerschaft mit dem dänisch-deutschen Produzenten und
Vielinstrumentalisten Jens Gad bei, dessen flirrend-phantasievolle
Musikalität diese zehn innig ans Herz gewachsenen Wegbegleiter in
neuen vielfarbigen Gewändern leuchten lässt. (cpa)


Nimm 3, zahl 2

Zur Feier des am 15. Mai erscheinenden Adorned-Albums haben wir nicht
nur vorübergehend einige bewährte Scott-Klassiker im Preis gesenkt,
dem Mehrfachkäufer bietet sich auch noch ein ganz spezielles Angebot:
Drei zum Preis von Zweien. Oder für den Zahlenfreund: Nimm 3, zahl 2.
Dabei gilt: Wählt man 3 Tonträger einer Preisgruppe (z.B. sagenwirmal
7,75), so zahlt man am Ende nur den Preis von zweien (also ca. ugf.
15,50", statt 23,25"). Oder ist man mutig, und wählt Alben aus
verschiedenen Gruppen, so gibt es die im geringsten Preissegment
quasi gratis obendrauf (für den, der in Beispielen denkt: 2 LPs für
17,75 plus 1 LP für 11,75 schlagen im Aktionszusammenhang nicht mit
47,25, sondern mit nur 35,50 zu Buche. Großartig? Will ich wohl
meinen). Für drei Tonträger aus drei verschiedenen Preisgruppen gilt
nämliches (die preiswerteste wird geschenkt): Elva Snow-CD + Scott
Matthew-LP + Unlearned-CD kosten unter dem Strich nur noch 27,50 Euro
(statt 35,25"). Und jetzt schnell noch eine Aufgabe zum Üben: 2
Adorned-CDs + 1 Adorned-LP ergeben: a) 49,25 b) 33,50 c) 150 Mijonen.

Und hier der Fundus, aus dem Ihr schöpfen dürft:

Elva Snow - Elva Snow - CD 7,75

Scott Matthew - Scott Matthew LP - (+CD)/CD 11,75/7,75

Scott Matthew - There's An Ocean ... - LP/CD 11,75/7,75 

Scott Matthew - Gallantry's Favorite Son - LP/CD 11,75/7,75

Scott Matthew - To Love Is To Live, To Receive Is To Give - CD 7,75

Scott Matthew - Ode To Others - LP (+CD)/CD 17,75/15,75

Scott Matthew - Unlearned LP - (+CD)/CD 17,75/15,75

Scott Matthew - Adorned - LP/CD 17,75/15,75


Melenas - Dias Raros

LP/CD - EUR 16,95/13,95

Zweites Album der entdeckenswerten spanischen Girl-Band. Es beginnt
wie Stereolab zu besten Zeiten, allerdings nicht so verkopft, sondern
straight und gradlinig: mit stoisch treibendem Beat, Orgel und
spacigem Geflirre, dazu mehrstimmiger (wahrscheinlich eher
gedoppelter) Mädchengesang in 60er-Garagen-Ästhetik, The Free Design
trifft Velvet Underground, ganz famos. Auch im Weiteren kann man sich
an dieser treibenden Dynamik erfreuen, mit einfachen Mitteln in Szene
gesetzt, der Gesang eben nahe an den sixtiesseligen Stereolab. Mit
jangelnder Gitarre und Farfisa-Orgel wird ein flächiger, immer leicht
verhallter, tendenziell auch leicht krautiger Soundteppich gewoben.
Die Songs sind von einfacher Struktur, melodisch und poppig, teils
auch ein wenig melancholisch. Der Reiz liegt auch in der spanischen
Sprache, die das Album der Band aus Pamplona zu einem Kleinod für
Girl-Pop-Afficionados macht. (Joe Whirlypop)


Mountain Witch - Extinct Cults

LP/CD - EUR 15,95/13,95

Drittes Album von einer meiner liebsten Retro-Heavybands: Die
Hamburger Jungs machen auch diesmal alles richtig. Man sieht es schon
am Cover-Artwork, der Sound geht statt ganz frühen 70ern diesmal in
Richtung Mitte der Dekade, wie das Promo-Info korrekt beschreibt.
Ganz im Stil von offensichtlichen Vorbildern wie Black Sabbath, die
sich seinerzeit auch schon ein gutes Stück vom doomig-stumpfen
Bluesrock-Geriffe weiterentwickelt hatten. Auch bei Mountain Witch
werden die Songstrukturen etwas komplexer, von verkopftem Progrock
halten sie sich aber konsequent fern. Stattdessen gibt es fetten,
satten Hardrock alter Schule, ohne Schnörkel und überflüssigen
Schnickschnack. Wobei die Keyboards beim zweiten Song sogar richtig
gut passen. Besonders gelungen finde ich den betont unaufdringlichen
Gesang, ganz ohne Gegrowle oder hysterischen Heldentenor. Die Riffs
sind fuzzig und heavy, die Tempi aber nicht nur schleppend, sondern
durchaus auch mal mittelschnell. Kommt natürlich im
Vintage-Sounddesign, analog und erdig eingespielt. Fühle mich
angenehm an Bands wie Saint Vitus, Demon, Budgie oder Cathedral
erinnert. (Joe Whirlypop)


OBS 24 - Buttons: Das Set.

Buttons - EUR 6,-

Alle Neune: Sämtliche 9 Button-Motive zum OBS 24 im preisgünstigen
Sammel-Pack.

Auch zu finden in unserer wunderbaren Retteraktion.


Gary Olson - Gary Olson

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Gary wer? Sänger und Songwriter der Band The Ladybug Transistor?
Hatte ich jetzt nicht gleich präsent, das Solodebüt von Herrn Olson
(beim verlässlichen Tapete-Label) packt mich aber von Anfang an. Der
leicht barocke Songwriter-Janglepop erinnert mich nämlich aufs
Schönste an den guten Pete Astor und seine wunderbaren Weather
Prophets. Das liegt zum einen an der betörend alterslosen Stimme, zum
anderen an der Reife der Songs. Diese werden anders als bei Astor
nicht nur (aber auch) mit perlenden Creation-Gitarren inszeniert,
sondern auf subtile Weise kammermusikalisch bis milde sinfonisch
arrangiert. Also mit sanften Bläsern (die edle Trompete spielt Olson
selbst) und dezenten Streichern, von nichts zu viel. Das in Brooklyn
und Norwegen aufgenommene Album lebt von einer upliftenen Frische im
Stil der frühen 80er (siehe auch Bands wie Jazz Butcher,
Go-Betweens...). Die Streicher-Arrangements stammen von Joe McGinty
(Psychedelic Furs, Ryan Adams). Das Album ist insgesamt ein flockiger
Traum in Vintage-80er-Indiepop. (Joe Whirlypop)


Östro 430 - Keine Krise kann mich schocken

(Die kompletten Studioaufnahmen 1981-1983)

2-LP/CD - EUR 23,95/14,95

Visionärer Titel für diese komplette Werkschau der legendären
Punk- Frauen aus Düsseldorf. Tapete Records packt sämtliche 24
überlieferte Aufnahmen aus den frühen 80ern auf einer CD und zwei
Vinylen zusammen. Martina Weith, Bettina Flörchinger, Marita Welling
und Monika Kellermann fanden sich Ende 1979 als Östro 430 zusammen,
landeten schnell im Vorprogramm der Mit-Düsseldorfer
Underground- Helden Fehlfarben und nahmen je eine EP, Single und 1983
schließlich das einzige Album "Weiber wie wir" für Schallmauer
Records auf - 1984 löste man sich auf. Das Besondere am Sound: man
hatte keine Gitarre, dafür aber einen dominanten Bass und präsente
Keyboards, teilweise auch ein etwas aufdringliches Sax. Vielleicht
kann man es schon an dieser Instrumentierung erkennen: Östro 430
operierten in der Grauzone zwischen Punk und NDW. Machomäßige Härte
ging ihnen weitgehend ab, stattdessen pflegte man einen (aus heutiger
Sicht) poppigen New Wave-Sound ganz ohne derbe Gitarrenriffs. Der
Gesang erinnert an Ideal, auch sonst gibt es gewisse Parallelen.
Ihren Musikstil charakterisierte die Band selbst als "einfach, aber
grob" (Wiki). Ich höre recht bodenständige, technisch sauber
gespielte Popnummern mit waviger Zickigkeit ganz und gar zeittypisch.
Die Texte sind alltagnah (pro Sex, contra Spießigkeit) bis ironisch
("Weiber wie wir, Randale und Bier!"). Eher uncool ist das "In The
Mood"- Cover, auch kleine Rock'n'Roll-Referenzen funktionieren nicht
so gut. Ansonsten klingen die Songs aber frisch und unverbraucht,
dank des smoothen E-Pianos fühlt sich manches wie ein früher
Gegenentwurf zu den Hamburger Sternen an. Die NDW-Nähe macht Spaß,
wann sonst hätte man schon eine Hymne an die TV-Serie "Dallas" so
authentisch präsentieren können? Übrigens treten die beiden
Gründerinnen Martina Weith und Bettina Flörchinger heute wieder
gemeinsam auf. (Joe Whirlypop)


Maya Rae - Can You See Me?

CD - EUR 14,95

20er, kanadische Singer-Songwriterin, produziert und arrangiert vom
wunderbaren Saiten-As Steve Dawson, der durchgehend für die Akustik-,
E- und gelegentlich 12-string-Gitarren bzw. Pedal Steel
verantwortlich ist - ob rein begleitend oder kurz solierend, selten
auffällig, aber glänzend gespielt (hinzu kommen Orgel oder mal
E- Piano/Keyboards, ab und zu Geige und/oder Cello, 2x Vibrafon von
Charlie McCoy, 1x gar Trompete; u.a. ist der von z.B. Sarah Jarosz,
Laura Veirs oder Tim O'Brien bekannte Kai Welch dabei). (Songwriter-)
Pop bzw. Folk-Pop oder Roots- bis Country-Pop, zwischendurch ruhig
bluesig (1x sehr feinfühlig samt super Slide), selten dezent rockig
oder ein kleiner R'n'B-Touch, ob freundlich und licht, in sich ruhend
bis relaxt/locker, ab und zu erdiger/bodenständig/etwas agiler und
rhythmisch schön leichtfüßig oder etwas dunkler/gedankenverloren bis
leicht wehmütig. Und mehrfach ein gewisses Laurel Canyon-Feeling,
finde ich, was vielleicht auch an ihrer schönen Stimme (die u.a. mit
der frühen Emmylou verglichen wurde) resp. Gesangsweise liegen mag.
Auch Carole King kam mir 1x kurz in den Sinn. Ein ausgesprochen
angenehmer Vibe, nie spektakuläre aber grundsympathische warm
klingende gute Musik! (dvd)


Die Wilde Jagd - Haut

LP/CD - EUR 17,95/14,95

Zum zwei Jahre alten Vorgänger "Uhrwald Orange" habe ich höchst
Vielversprechendes gelesen, man sprach von soghafter Schönheit
zwischen Neo-Kraut und Elektronica, mit Einflüssen von Bands wie Neu!
und La Düsseldorf. Das neue dritte Album "Haut" nimmt mich dann auch
gleich von Anfang an gefangen. Der Berliner Multiinstrumentalist
Sebastian Lee Philipp lässt sanft pulsende Drones erwachen und
unterlegt sie mit unaufdringlich pluckerndem Beat. Der Vibe ist
tatsächlich (neo-) krautig, mutmaßlich erzeugt mit analogen Synthies,
die für ein angenehm warmes Sounddesign sorgen. Es gibt aber auch
Gitarren und deutschen Boy/Girl-Gesang, was dann zeitweise irgendwo
zwischen Ougenweide und Popol Vuh liegt - oder auch die poetischen
Momente der Einstürzenden Neubauten erinnert.... Ein hypnotischer
Beatbox-Groove nimmt einen auf eine gemächliche Reise. Ich erkenne
Parallelen zu Bands wie Espers, aber auch zu Ulrich Schnauss, Klaus
Schulze und Tangerine Dream. Mit solchen Referenzen wird aber nur
gespielt. Das Album besteht aus vier recht unterschiedlichen, langen
Songs, oft mit sphärischem Ambient-Pulsen, aber eben auch mit
stimmungsvollem Beinahe-Neo-Folk im Sound. Innovativer Stilmix, der
Neuland betritt. (Joe Whirlypop)


Lucinda Williams - Good Souls Better Angels

2-LP/CD - EUR 19,95/14,95

20er. Co-produziert wie damals Car Wheels' von Ray Kennedy,
gewissermaßen eine (leicht überraschende) Rückkehr zu ihren Anfängen
(sagt sie selbst), ihre Langzeit-Band/der Sound mächtig kraftvoll,
aufs Nötige reduziert oft. 2x satter rockender Blues mit Schärfe,
z.T. sehr dreckig. Dunkler Blues, schlank und trocken. Mehrfach
bluesig-rootsig in packender Atmosphäre, pumpend-düster bis glorios
schneidend oder intensiv und schleppend, mit glänzenden
Gitarren- Punktierungen und Kurz-Soli, inkl. Wah-Wah. Scharfkantiger
spannungsreicher muskulöser rhythmisch attraktivster Guitar Rock
(auch hier: Superbe diesmal schleifende kurz fast schon noisige
Gitarren; überhaupt: Großartige Gitarrensounds in den meisten
Stücken, viel Distortion). Auf der anderen Seite ein paar
feinfühlige/einfühlsame emotional bestechende Balladen mit z.T. auch
Americana-Elementen, oder mal eine zerbrechliche anrührende
Roots- Ballade (mit zurückhaltender großartig malender Gitarre), die
mich ein bischen an Tom Waits (ohne Störfeuer) erinnert; später etwas
elegisch - und durchweg wundervoll! Ihr Gesang kommt herrlich rauh
und lose, zur Hälfte sind die Songs über 5 Minuten (und keine Sekunde
zu) lang und thematisch übrigens um einiges dunkler als gewohnt. Ganz
hervorragendes Album! Dicke Empfehlung! Vinyl mit 5 Bonustracks
(akustische Demos). (dvd)


DEMNÄCHST in diesem Theater:

05.06.

Mark Olson/Ingunn Ringvold - Magdalen Accepts The Invitation

Sarah Jarosz - World On The Ground

Rolling Blackouts Coastal Fever - Sideways To New Italy

Kraut! Die innovativen Jahre des Krautrock 1968-1979/Teil 2

Harald Grosskopf - Synthesist

12.06.

Courtney Marie Andrews - Old Flowers

Larkin Poe - Self-Made Man

Norah Jones - Pick Me Up Off The Floor

19.06.

Bob Dylan - Rough And Rowdy Ways

Neil Young - Homegrown

Gretchen Peters - The Night You Wrote That Song

Phoebe Bridgers - Punisher

Ron Sexsmith - Hermitage

The Ladies Of Too Slow To Disco Vol. 2 - Various Artists

Shred Kelly - Like A Rising Sun

Jim White/Marsia Anderson - The Quickening

Jill Barber - Entre Nous

26.06.

Trixsi - Frau Gott

Will Hoge - Tiny Little Moves

Khruangbin - Mordechai

10.07.

Laura Marling - Song For Our Daughter

Julianna Barwick - Healing Is A Miracle

17.07

Oneness Of Juju - African Rhythms 1970-1982

24.07.

Shirley Collins - Heart's Ease

07.08.

Jason Molina - Eight Gates

14.08.

Rumer - Nashville Tears

21.08.

Sophia - Holding On/Letting Go

04.09.

Suzanne Vega - An Evening of New York Songs and Stories


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Bald sind sicher auch wieder Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

Tourdaten derzeit Corinna-bedingt nur unter Vorbehalt.

SCOTT MATTHEW

scottmatthewthemusic

23.09.2020 DE - Berlin - Lido Berlin

24.09.2020 DE - Leipzig - UT Connewitz

25.09.2020 DE - Köln - Stadtgarten

26.09.2020 DE - Frankfurt - Nachtleben Frankfurt

27.09.2020 DE - Ulm - Roxy

28.09.2020 DE - München - Ampere

29.09.2020 AT - Salzburg - ARGEkultur Salzburg

01.10.2020 AT - Wien - Porgy & Bess

02.10.2020 AT - Linz - Posthof - Zeitkultur am Hafen

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

16.07. - 18.07.2020 Cuxhaven, Deichbrand Festival

30.07. - 02.08.2020 Diepholz, Appletree Garden Festival

20.08.2020 Düsseldorf, Vier Linden Open-Air


Alle guten Wünsche und jede Menge Gesundheit für Euch & die
Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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AUSLAND/9425: Aus aller Welt - 03.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Polens Parlament verabschiedet neues Wahlrecht

Das Unterhaus in Warschau hat für die kommende Präsidentschaftswahl ein
neues Wahlrecht verabschiedet. Damit ist eine Stimmabgabe sowohl in
Wahllokalen als auch per Brief möglich. Das Gesetz wurde von
Staatschef Andrzej Duda nach dem Parlamentsbeschluß unterzeichnet und
ist damit in Kraft. Wegen der Corona-Pandemie war die ursprünglich
für den 10. Mai geplante Präsidentschaftswahl verschoben worden. Die
Wahl soll nun am 28. Juni stattfinden.

3. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9425: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Mutmaßliche Onlinebetrüger in Frankfurt am Main verhaftet

In der Finanzmetropole Frankfurt nahm die Polizei mehrere mutmaßliche
Onlinebetrüger vorübergehend in Gewahrsam. Sie sollen Waren über die
Verkaufsplattformen Ebay und Ebay Kleinanzeigen angeboten und Geld
dafür bekommen haben, ohne daß die Ware jemals an die Käufer
versandt wurde. Nach Angaben der Ermittlungsbehörden wurden über 600
Strafverfahren gegen 27 Personen eingeleitet.

3. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9422: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Explosion vor Moschee im Zentrum von Kabul

In der afghanischen Hauptstadt Kabul sind mindestens zwei Menschen
bei einer Bombenexplosion im Eingangsbereich einer Moschee ums Leben
gekommen. Nach Informationen des Innenministeriums handelt es sich
bei den Opfern um einen bekannten Imam und einen Besucher des
Gotteshauses. Die häufig von Regierungsvertretern besuchte
Wasir-Akbar-Khan-Moschee liegt am Rand der hochgesicherten Grünen
Zone im Zentrum von Kabul. Bisher bekannte sich niemand zu dem
Anschlag. Die Taliban verurteilten die Tat.

3. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9424: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Regierung beschließt Ausbau der Windkraft auf See

Das Bundeskabinett billigte heute eine gesetzliche Grundlage für
einen stärkeren Ausbau der Windkraft in Nord- und Ostsee. Geplant
ist, das Ausbauziel für Offshore-Windkraftanlagen von 15 Gigawatt auf
20 Gigawatt Leistung bis 2030 anzuheben. Diese Zielerhöhung ist Teil
des Klimaschutzprogramms der großen Koalition. Bis 2040 soll die
installierte Leistung von Offshore-Anlagen auf 40 Gigawatt gesteigert
werden.

3. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9422: Tragisches und Kurioses - 03.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Tödlicher Absturz eines Flugdrachenfliegers

Der Pilot eines motorisierten Fugdrachens ist in einem Waldstück bei
Immendingen-Mauenheim im Landkreis Tuttlingen tödlich verunglückt.
Augenzeugen berichteten von einem qualmenden Motor. Der 51jährige
Pilot, der von einem Flugplatz in Donaueschingen
(Schwarzwald-Baar-Kreis) zu einem Rundflug in der Region gestartet
war, erlitt bei dem Absturz tödliche Verletzungen. Die Ermittlungen
zur Unglücksursache dauern an.

3. Juni 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8507: Aus Forschung und Technik - 03.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Großer Asteroid im Anflug auf die Erde

Am kommenden Wochenende wird nach Informationen der NASA ein bis zu
570 Meter großer Asteroid relativ nahe an der Erde vorbeifliegen. Der
kosmische Brocken gilt als potentiell gefährlich, die Gefahr einer
Kollision besteht laut Angaben der US-Raumfahrtbehörde aber nicht.
Ihren bisherigen Berechnungen zufolge wird der Abstand des Asteroiden
163348 (2002 NN4) zur Erde am Samstag etwas mehr als fünf Millionen
Kilometer betragen. Erst im Mai war ein acht Meter durchmessender
Himmelskörper nur rund 42.000 Kilometer entfernt an unserem
Heimatplaneten vorbeigerast.

3. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8521: Aus aller Welt - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Hilfe der Staatengemeinschaft für den Jemen viel zu gering

30 Teilnehmerstaaten der von der UNO und Saudi-Arabien am Dienstag
veranstalteten Geberkonferenz für das südarabische Bürgerkriegsland
Jemen haben für Hilfsmaßnahmen in diesem Jahr umgerechnet rund 1,2
Milliarden Euro zugesagt. Das ist in etwa die Hälfte des Geldes,
welches benötigt wird. Schon vor der Videokonferenz, an der Vertreter
von 130 Staaten teilnehmen sollten, waren laut Uno nur 15 Prozent der
für 2020 benötigten Mittel zusammengekommen. Der
Uno-Nothilfekoordinator Mark Lowcock berichtete, 30 der 41
wichtigsten Hilfsprogramme im Jemen müßten wegen Geldnot
möglicherweise in wenigen Wochen eingestellt werden. Nach fünf Jahren
Krieg sind im Jemen vier von fünf Menschen auf humanitäre Hilfe von
außen angewiesen. Seitdem sich Saudi-Arabien und seine Alliierten als
Kriegspartei in den Bürgerkrieg eingeschaltet haben, sind im Jemen
mehr als 112.000 Menschen getötet worden. Hunderttausende erkrankten
an Cholera, Malaria und Dengue-Fieber. Außerdem hat die
Corona-Pandemie im Jemen Fuß gefaßt.

3. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8474: Medizin und Gesundheitswesen - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Erneuter Ebola-Ausbruch im Kongo

Es ist noch gar nicht lange her, da schien die Seuchenbekämpfung der
Weltgesundheitsorganisation WHO in der Demokratischen Republik Kongo
erfolgreich zu sein. Jetzt mußte sie afp zufolge erneut einen
Rückschlag hinnehmen. Der zentralafrikanische Staat meldete einen
neuen Ebola-Ausbruch im Nordwesten des Landes. Mindestens vier
Menschen sind in Mbandaka, der Hauptstadt der Provinz Equateur und
ein wichtiger Verkehrsknotenpunkt am Kongo-Fluß, an Ebola gestorben.
Es ist bereits die zehnte Ebola-Epidemie in dem Land. Bekanntlich
leiden die Betroffenen an Fieber, Muskelschmerzen, Durchfall sowie in
an inneren Blutungen und schließlich Organversagen.

3. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8509: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Räumungsklage zu Wohnprojekt Liebig 34 in Friedrichshain bestätigt

Die Bewohnerinnen des Wohnprojekts Liebig 34 müssen laut einem Urteil
des Berliner Landgerichts das Gebäude im Stadtteil Friedrichshain
verlassen. Der Hauseigentümer hatten wegen ausstehender
Nutzungsgebühren gegen den Verein "anarcha-queer-feministisches
Hausprojekt Liebig 34" geklagt. Der Verein muß nun rund 20.000 Euro
aufbringen und das Haus räumen. Das Gericht fällte ein sogenanntes
Versäumnisurteil, weil sich der den Verein vertretende Anwalt bei
einer Verhandlung Ende Januar unter die Zuschauer gesetzt hatte,
nachdem er einen Befangenheitsantrag gegen den Richter gestellt
hatte. Damit hatte sich der Anwalt nicht an der Verhandlung
beteiligt. Das Gericht folgte der Argumentation der Kläger. Besagter
Verein hatte die Immobilie für zehn Jahre gepachtet. Der
Gewerbemietvertrag lief 2018 aus. Die Bewohnerinnen blieben trotz
Kündigung durch den Eigentümer im Haus. Die Entscheidung des
Landgerichts kann noch angefochten werden. Der Anwalt des
Bewohnervereins will entsprechende Schritte unternehmen. Der Abschluß
des Zivilverfahrens am Mittwoch erfolgte unter strengen
Sicherheitsvorkehrungen. Beamte in schußsicheren Westen wurden vor
dem Gerichtssaal postiert. Zuschauer wurden bis in die Schuhe hinein
kontrolliert. Am Vorabend hatte es bei einer Kundgebung gegen das
bevorstehende Räumungsurteil laut Polizei 160 vorübergehende
Festnahmen gegeben. Dafür waren 350 Beamte zusammengezogen worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8431: Sprache, Kunst und Medium - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Rätsel um ungebetene Bronzeskulptur in Bremen

In Bremen wundern sich seit vergangener Woche Passanten über die
lebensgroße Bronzestatue eines gebeugten alten Mannes, der einen
nagelneuen leeren Einkaufswagen vor sich herschiebt. Seitdem rätseln
insbesondere die Mitarbeiter der Kulturbehörde, denn es handelt sich
keineswegs um einen Auftrag. Vielmehr wurde die Statue vermutlich von
einem anonymen Künstler über Nacht aufgestellt. Der machte seine
Arbeit ordentlich, denn die Skulptur wurde in den Wallanlagen in der
Stadtmitte auch im Boden verankert.

Vorerst soll die Figur dort bleiben, wie ein Sprecher der Bremer
Kulturbehörde sagte. Das sei zwar nicht ganz richtig gewesen, die
Statue klammheimlich nachts aufzustellen. Doch irgendwie sind die
Bremer auch stolz auf diesen Coup, schließlich handelt es sich um eine
ernstzunehmende künstlerische Arbeit. Bürgermeister Bovenschulte
meinte dazu: "Das ist halt auch Bremen."
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8498: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



IAI testet Artilleriesystems LORA auf dem Mittelmeer

Das staatliche Rüstungsunternehmen Israel Aerospace Industries (IAI)
hat den erfolgreichen Test von zwei ballistischen Langstreckenraketen
gemeldet. Bei dem Test auf dem Mittelmeer kam das
Langstrecken-Artilleriesystems LORA ("Long Range Attack") zur
Anwendung. Dieses ermöglicht Raketenstarts von Schiffen und von
mobilen Einrichtungen an Land aus. Die Reichweite der getesteten
Raketen wird mit 90 bis 430 Kilometern angegeben. Beim jüngsten Test
befand sich das Ziel der einen Rakete in 400 Kilometer Entfernung.
Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu kommentierte den
Raketenstart am Dienstagabend mit den Worten, dieser sei eine gute
Nachricht für die Bürger Israels und eine schlechte für seine Feinde.
Mit dem Raketensystem könne seine Regierung die Sicherheit Israels
mit offensiven und defensiven Mitteln garantieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8512: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Kabinettsbeschlüsse zum Ausbau der Offshore-Windenergie

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch nach Angaben von
Wirtschaftsminister Altmaier Gesetze zum Ausbau der
Offshore-Windenergie auf den Weg gebracht. Den
Koalitionsvereinbarungen zufolge soll die Installationsleistung der
Windparks in Nord- und Ostsee bis zum Jahr 2030 auf 20 Gigawatt statt
bislang geplanten 15 Gigawatt erhöht werden. In der Dekade darauf
können noch einmal 10 Gigawatt hinzukommen. Zum Vergleich: das neue
Steinkohlekraftwerk Datteln 4 ist für eine elektrische Bruttoleistung
von 1,1 Gigawatt ausgelegt. Laut Kabinettsbeschluß sollen künftig die
Genehmigungsverfahren für Windkraftanlagen auf dem Meer deutlich
erleichtert werden. Im Mai hatten der Bund, die Küstenländer und die
Übertragungsnetzbetreiber eine enge Kooperation beim Ausbau der
Offshore-Windenergie vereinbart.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8481: Tragisches und Kurioses - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Verheerender Auftakt der Unwettersaison in der Karibik

Durch den ersten Tropensturm dieser Saison sind in Mittelamerika
mindestens 18 Menschen umgekommen. In den Kleinstaaten El Salvador
Honduras und Guatemala mußten Tausende Menschen in Notunterkünfte
gebracht werden. Es entstanden riesige Sachschäden.

Aus Honduras wurden Überschwemmungen und Erdrutsche gemeldet. Nach
einer Verlautbarung des Innenministers von El Salvador, Duran, regnete
es binnen 70 Stunden so viel wie sonst im ganzen Jahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8510: Arbeit, Soziales und Familie - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Franzosen protestieren gegen Polizeigewalt

In Frankreich sind am Dienstag die medizinischen Befunde dazu
veröffentlicht worden, wie 2016 der 24jährige Schwarze Adama Traoré
in Polizeigewahrsam ums Leben gekommen ist. Seine Familie hatte
eine zweite Untersuchung in Auftrag gegeben. Beiden zufolge erstickte
der junge Mann bei einer gegen seinen Bruder gerichteten
Polizeiaktion aufgrund der von den Beamten angewendeten Methode. Ein
am vergangenen Freitag veröffentlichter anderer Untersuchungsbericht
führt den Tod von Adama Traoré auf dessen schlechten
Gesundheitszustand zurück. Der Fall erinnert viele Franzosen an den
Tod von George Floyd, der vor gut einer Woche bei einer
Festnahmeaktion in Minnesota von Polizisten erstickt wurde. Wie in
den USA kam es am Dienstag in mehreren Städten Frankreichs zu einer
Welle des Protestes gegen rassistische Polizeigewalt. An den
Kundgebungen beteiligten sich trotz eines landesweit geltenden,
corona-bedingten Versammlungsverbots Tausende von Menschen. Vor einem
Pariser Gerichtsgebäude demonstrierten am Dienstag laut
Polizeiangaben etwa 20.000. Die Polizeipräfektur der Stadt hatte die
Demonstration ausdrücklich verboten. Traorés ältere Schwester Assa
erklärte bei der Kundgebung, es gehe nicht mehr nur um den Kampf der
Familie Traoré, es sei ihrer aller Kampf. Wenn man heute für George
Floyd kämpfe, kämpfe man für Adama Traoré. In Lille protestierten
rund 2500 Menschen, in Marseille etwa 1800 und in Lyon rund 1200
gegen dessen Tod. Einer der drei an der Festnahme beteiligten
Polizisten hatte berichtete, zu dritt hätten sie Adama Traoré zu
Boden gedrückt. Er habe im Polizeifahrzeug das Bewußtsein verloren
und sei später auf der Wache verstorben. In diesem Jahr ist ein
Familienvater am Eifelturm getötet worden. Polizisten hatten den
Lieferfahrer zu Boden gedrückt, wodurch er einen Kehlkopfbruch
erlitt. In Béziers starb ein 33jähriger Mann auf einer Polizeiwache,
nachdem er mit dem Gesicht nach unten fixiert worden war.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8485: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Massenaussterben droht

Das Artensterben geht ungebremst weiter. Über 500 Landwirbeltierarten
stehen derzeit am Rande des Aussterbens. Jetzt ergab eine Studie von
Forschern um Gerardo Ceballos von der Nationalen Autonomen
Universität Mexikos (Unam), daß dies größtenteils auf menschliches
Handeln zurückzuführen ist. Zu den akut gefährdeten Arten zählen dpa
zufolge das Sumatra-Nashorn (Dicerorhinus sumatrensis), der
Stummelfußfrosch Atelopus varius, der Clariónzaunkönig
(Troglodytes tanneri) und der Buntbock (Damaliscus pygargus).
Besonders auffällig ist, daß 335 der stark bedrohten Arten
Vogelspezies sind. Zu den menschlichen Aktivitäten, die als Gründe
für das Massensterben anzusehen sind, gehören unter anderem die
Übernutzung von Ressourcen, die Umweltverschmutzung und der illegale
Wildtierhandel.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8498: Märkte und Finanzen - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



TUI und Boeing vereinbaren Schadenersatzmodalitäten

Der deutsche Touristikkonzern TUI hat sich mit dem Flugzeugbauer
Boeing hinsichtlich Schadensersatz für die Folgen des Ausfalls der
737-Max-Maschinen verständigt. Laut TUI kommt Boeing im Verlauf von
zwei Jahren für einen erheblichen Teil des Schadens auf, der dem
Unternehmen entstanden ist, nachdem zwei Passagiermaschinen 737 Max
abgestürzt sind und ein weltweites Flugverbot für den Typ verhängt
wurde. TUI hatte zu dem Zeitpunkt 15 Stück 737 Max in Dienst gestellt
und erwartete für das Jahr 2019 die Auslieferung von weiteren acht.
Insgesamt stehen 61 Maschinen für TUI in den Auftragsbüchern von
Boeing. Davon soll in den kommenden beiden Jahren nicht einmal die
Hälfte ausgeliefert werden. Entsprechend weniger Kapital muß TUI
aufbringen. Die Vereinbarungen mit Boeing kommen TUI bei den Plänen
entgegen, die eigene Flotte wegen der Folgen der Corona-Krise zu
verkleinern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8508: Aus Forschung und Technik - 03.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Vorabversion von Android 11 aufgetaucht

Noch ist Googles aktuelle Betriebssystem-Version Android 10 noch
nicht bei allen Smartphones angekommen, da kündigt sich bereits der
Nachfolger an. Zwar hatte das Internet-Unternehmen noch vor wenigen
Tagen angekündigt, mit der Veröffentlichung wegen der Proteste im
Zusammenhang mit der Tötung des US-Afroamerikaners George Floyd bei
einem brutalen Polizeieinsatz in Minneapolis noch warten zu wollen,
trotzdem ist die Android 11-Beta nun vorzeitig bei einigen Nutzern
gelandet. Wie winfuture.de weiter meldete, kann man in der
durchgesickerten Version diverse Neuerungen finden, darunter eine
neue Wiedergabe-Kontrolle in den Schnelleinstellungen, ein anpaßbares
"Power-Menü" (beim längeren Drücken des An/Aus-Buttons) sowie
App-Vorschläge für das Pixel Launcher-Dock. Außerdem soll man künftig
bei Android zwischen den Icon-Formen "Vessel", "Pebble" und "Tapered
Rect" wählen können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/411: Heiße Sterne werden laut ESO-Daten von riesigen magnetischen Flecken heimgesucht (idw)

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
01.06.2020

Heiße Sterne werden laut ESO-Daten von riesigen magnetischen Flecken
heimgesucht



Astronomen haben mit Hilfe von Teleskopen der Europäischen Südsternwarte
(ESO) riesige Flecken auf der Oberfläche extrem heißer Sterne entdeckt,
die sich in Sternhaufen verstecken. Diese Sterne werden nicht nur von
magnetischen Flecken geplagt, einige erleben auch Superflare-Ereignisse,
energiereiche Explosionen, die mehrere Millionen Mal stärker sind als
ähnliche Ausbrüche auf der Sonne. Die Ergebnisse, die heute in Nature
Astronomy veröffentlicht wurden, helfen Astronomen, diese rätselhaften
Sterne besser zu verstehen. Sie öffnen Türen zur Klärung anderer schwer zu
lösender Rätsel der Sternastronomie.

Das Team unter der Leitung von Yazan Momany vom Astronomischen
Observatorium des INAF in Padua in Italien untersuchte eine besondere Art
von Sternen, die als extreme Horizontalaststerne bekannt sind - Objekte
mit etwa der Hälfte der Masse der Sonne, aber vier- bis fünfmal heißer.
"Diese heißen und kleinen Sterne sind etwas Besonderes, weil wir wissen,
dass sie eine der letzten Lebensphasen eines typischen Sterns umgehen und
vorzeitig sterben werden", sagt Momany, der zuvor als Astronom am 
Paranal-Observatorium der ESO in Chile tätig war. "In unserer Galaxie 
werden diese merkwürdigen heißen Objekte im Allgemeinen mit einem nahen 
Begleitstern in Verbindung gebracht."

Überraschenderweise scheint jedoch die große Mehrheit dieser extremen
Horizontalaststerne, wenn sie in dicht gepackten Sterngruppen beobachtet
werden, die Kugelsternhaufen genannt werden, keine Begleiter zu haben. Die
Langzeitbeobachtung dieser Sterne durch die Forschergruppe, die mit
ESO-Teleskopen durchgeführt wurde, zeigte auch, dass an diesen mysteriösen
Objekten etwas mehr dran war. Bei der Untersuchung von drei verschiedenen
Kugelsternhaufen stellten Momany und seine Kollegen fest, dass viele der
darin enthaltenen extremen Horizontalaststerne im Laufe von nur wenigen
Tagen bis zu mehreren Wochen regelmäßige Helligkeitsänderungen aufwiesen.

"Nachdem alle anderen Szenarien eliminiert worden waren, gab es nur noch
eine einzige Möglichkeit, die beobachteten Helligkeitsschwankungen zu
erklären", folgert Simone Zaggia, eine Mitautorin der Studie vom
Astronomischen Observatorium des INAF in Padua in Italien und ehemalige
ESO-Stipendiatin: "Diese Sterne müssen von Flecken bedeckt sein!"

Flecken auf extremen Horizontalaststernen scheinen ganz anders zu sein als
die dunklen Sonnenflecken auf der Sonne. Aber beide werden durch
Magnetfelder verursacht. Die Flecken auf diesen heißen, extremen Sternen
sind heller und heißer als die umgebende Sternoberfläche, im Gegensatz zur
Sonne, wo wir Flecken als dunkle Verfärbungen auf der Sonnenoberfläche
sehen, die kühler sind als ihre Umgebung. Die Flecken auf extremen
Horizontalaststernen sind auch deutlich größer als Sonnenflecken und
bedecken bis zu einem Viertel der Sternoberfläche. Diese Flecken sind
unglaublich beständig und halten jahrzehntelang, während einzelne
Sonnenflecken vorübergehend sind und nur einige Tage bis Monate
überdauern. Während die heißen Sterne rotieren, erscheinen und
verschwinden die Flecken auf der Oberfläche und verursachen die sichtbaren
Helligkeitsveränderungen.

Neben den Helligkeitsänderungen aufgrund der Flecken entdeckte das Team
auch einige extreme Horizontalaststerne, die Superflares zeigten -
plötzliche Energieausbrüche und ein weiteres Anzeichen für die Existenz
eines Magnetfeldes. "Sie ähneln den Flares, die wir auf unserer Sonne
sehen, sind aber zehnmillionenmal energiereicher", sagt der Mitautor der
Studie, Henri Boffin, ein Astronom im deutschen Hauptsitz der ESO. "Ein
solches Verhalten war sicher nicht zu erwarten und unterstreicht die
Bedeutung von Magnetfeldern bei der Erklärung der Eigenschaften dieser
Sterne", sagt der Studienmitautor Henri Boffin.

Nachdem sechs Jahrzehnte lang versucht wurde, extreme Horizontalaststerne
zu verstehen, haben die Astronomen nun ein vollständigeres Bild von ihnen.
Darüber hinaus könnte dieses Ergebnis dazu beitragen, den Ursprung starker
Magnetfelder in vielen Weißen Zwergen zu erklären, Objekten, die das
letzte Stadium im Leben sonnenähnlicher Sterne darstellen und
Ähnlichkeiten mit extremen Horizontalaststernen aufweisen. "Die
übergeordnete Bedeutung", so Teammitglied David Jones, ein ehemaliger
ESO-Stipendiat, der jetzt am Instituto de Astrofísica de Canarias, Spanien,
tätig ist, "besteht jedoch darin, dass die Helligkeitsänderungen aller
heißen Sterne - von jungen sonnenähnlichen Sternen über alte extreme
Horizontalaststerne bis hin zu längst verstorbenen Weißen Zwergen - alle
miteinander in Verbindung gebracht werden könnten. Diese Objekte können
daher so verstanden werden, dass sie kollektiv von magnetischen Flecken
auf ihrer Oberfläche betroffen sind."

Um zu diesem Ergebnis zu gelangen, benutzten die Astronomen mehrere
Instrumente des Very Large Telescope (VLT) der ESO, darunter VIMOS, FLAMES
und FORS2, sowie OmegaCAM, das am VLT-Survey-Teleskop (VST) des
Paranal-Observatoriums angebracht ist. Außerdem setzten sie ULTRACAM am New
Technology Telescope (NTT) am La-Silla-Observatorium der ESO, ebenfalls in
Chile, ein. Der Durchbruch kam, als das Team die Sterne im nahen
ultravioletten Teil des Spektrums beobachtete, wodurch sie die heißeren,
extremen Sterne, die in Kugelsternhaufen unter den kühleren Sternen hell
hervorstehen, sichtbar machen konnten.


Weitere Informationen

Das Team besteht aus Y. Momany (INAF Astronomisches Observatorium von
Padua, Italien [INAF Padua]), S. Zaggia (INAF Padua), M. Montalto
(Abteilung für Physik und Astronomie, Universität Padua, Italien [U.
Padua]), D. Jones (Instituto de Astrofísica de Canarias und Abteilung für
Astrophysik, Universität La Laguna, Teneriffa, Spanien), H. M. J. Boffin
(Europäische Südsternwarte, Garching, Deutschland), S. Cassisi 
(INAF-Astronomische Sternwarte der Abruzzen und INFN Pisa, Italien), C. 
Moni Bidin (Instituto de Astronomia, Universidad Catolica del Norte,
Antofagasta, Chile), M. Gullieuszik (INAF Padua), I. Saviane (Europäische
Südsternwarte, Santiago, Chile), L. Monaco (Departamento de Ciencias
Fisicas, Universidad Andreas Bello, Santiago, Chile), E. Mason (INAF
Astronomische Sternwarte von Triest, Italien), L. Girardi (INAF Padua), V.
D'Orazi (INAF Padua), G. Piotto (U. Padua), A.P. Milone (U. Padua), H.
Lala (U. Padua), P.B. Stetson (Herzberg Astronomie und Astrophysik,
Nationaler Forschungsrat, Victoria, Kanada) und Y. Beletsky (Sternwarte
Las Campanas, Carnegie Institution of Washington, La Serena, Chile).

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO führt ein ehrgeiziges Programm durch, das
sich auf die Planung, den Bau und den Betrieb leistungsfähiger
bodengebundener Beobachtungseinrichtungen konzentriert, die es Astronomen
ermöglichen, wichtige wissenschaftliche Entdeckungen zu machen. Auch bei
der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Astronomie
spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle. Die ESO verfügt über drei
weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in Chile: La Silla, Paranal
und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO das Very Large Telescope
(VLT) und das weltweit führende Very Large Telescope Interferometer sowie
zwei Durchmusterungsteleskope: VISTA im Infrarotbereich und das VLT Survey
Telescope (VST) für sichtbares Licht. Am Paranal wird die ESO zukünftig
außerdem das Cherenkov Telescope Array South beherbergen und betreiben,
das größte und empfindlichste Gammastrahlenobservatorium der Welt. Die ESO
ist zusätzlich einer der Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor,
APEX und ALMA, dem größten astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro
Armazones unweit des Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely
Large Telescope (ELT) mit 39 Metern Durchmesser, das einmal das größte
optische Teleskop der Welt werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.

Originalpublikation:

A plage of magnetic spots among the hot stars of globular clusters,

Y. Momany et al.,

Juni 2020, Nature Astronomy 

(doi: 10.1038/s41550-020-1113-4)

https://www.eso.org/public/archives/releases/sciencepapers/eso2009/eso2009a.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 01.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/600: Ein einzelnes Gen bestimmt das Geschlecht von Pappeln (idw)

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 02.06.2020

Ein einzelnes Gen bestimmt das Geschlecht von Pappeln



Obwohl die meisten Pflanzenarten zwittrig sind, ist bei der Evolution
vieler Baumarten und verschiedener Nutzpflanzen eine Trennung der
Geschlechter (Diözie) entstanden. Die zugrunde liegende Genetik ist
allerdings weitestgehend unbekannt. Ein internationales Forscherteam unter
Führung des Thünen-Instituts für Forstgenetik konnte zeigen, dass bei
Pappeln ein einzelnes Gen für die Geschlechtsbestimmung verantwortlich
ist. Die jetzt in 'Nature Plants' veröffentlichten Ergebnisse sind von
allgemeiner Bedeutung für das Verständnis und die Züchtung
getrenntgeschlechtlicher Pflanzen.

Bei Säugetieren kontrollieren X- und Y-Chromosomen das Geschlecht. Ein
Master-Regulator-Gen auf dem Y aktiviert die männliche Entwicklung, ohne
diesen Faktor entstehen Weibchen. Bei Pflanzen wird eine grundlegend
andere Genetik angenommen. Da die meisten Pflanzen zwittrig sind, werden
für die Evolution von getrenntgeschlechtlichen Pflanzen Mutationen in zwei
Genen vorausgesetzt - eine zur Regulation der weiblichen Fruchtblätter und
eine zur Regulation der männlichen Staubblätter. Die notwendige genetische
Kopplung dieser zwei Mutationen soll die Entstehung von
Geschlechtschromosomen initiieren.

"Geschlechtschromosomen haben eine besondere Bedeutung für die Evolution
und die Züchtung", erklärt Dr. Niels Müller vom Thünen-Institut für
Forstgenetik in Großhansdorf. "Da zwischen X- und Y-Chromosom so gut wie
keine Rekombination, also kein Austausch von genetischer Information,
stattfinden kann, verhalten sie sich wie 'Supergene'. Alle Genvarianten
werden zusammen vererbt." Diözische Pflanzen weisen allerdings
überraschend variable Geschlechtschromosomen auf. Allein in der Gattung
der Pappeln (Populus) existieren mindestens drei verschiedene Systeme.
Während das Geschlecht der Silberpapel (P. alba) - wie bei Vögeln - durch
ein weibliches W-Chromosom in einem sogenannten ZW-System bestimmt wird,
haben Balsampappeln (P. trichocarpa) und Zitterpappeln (P. tremula)
XY-Systeme mit verschiedenen Y-Chromosomen. Forscher des Thünen-Instituts
für Forstgenetik konnten nun in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern aus
Schweden, Kanada und Italien zeigen, dass der zugrundeliegende Mechanismus
trotz all der Vielfalt konserviert ist. Ob eine Pappel männlich oder
weiblich wird, liegt an der Aktivität eines einzelnen Gens - des Gens
ARR17.

"Mit Hilfe neuer genomischer Methoden und Daten haben wir nach mehr als 15
Jahren Forschung die Geschlechtsdeterminierung der Pappeln endlich
entschlüsselt", sagt Forstgenetiker Dr. Matthias Fladung, Leiter des
Arbeitsbereichs Genomforschung. "Das Spannende ist, dass wir mit einem
einzigen Modell die gesamte Gattung erklären können", ergänzt seine
Kollegin Dr. Birgit Kersten. Anders als durch theoretische Überlegungen
vorhergesagt, fungiert das schon erwähnte Gen ARR17 als Schalter zwischen
weiblicher und männlicher Entwicklung. Ist ARR17 eingeschaltet, entwickeln
sich Weibchen, ist es aus, entstehen Männchen. Durch Einsatz der
'Genschere' CRISPR-Cas9 konnten die Forscher ARR17 ausschalten und so
weibliche Pappeln in männliche umwandeln (s. Abbildung).

Im natürlichen System der Silberpappel liegt ARR17 auf dem weiblichen
W-Chromosom und ist so in seiner Aktivität auf Weibchen beschränkt. Bei
der Evolution der anderen Pappelarten hat sich eine elegante Lösung für
ein XY-System entwickelt. Partielle ARR17-Duplikate auf dem Y-Chromosom
erzeugen sogenannte kleine interferierende RNAs (siRNAs), die zur
Stilllegung des ARR17-Gens in Männchen führen.

Durch einen Ein-Gen-Mechanismus entfällt die Notwendigkeit, zwei
Mutationen auf einem Chromosom - dem entstehenden Geschlechtschromosom -
zusammenzubringen. Die Geschlechtschromosomen können dadurch ihre
genetische Information frei austauschen und schützen sich so vor dem
genetischen Zerfall. Der für Pappeln gezeigte Mechanismus könnte deutlich
weiter verbreitet sein als bisher angenommen. Die beschriebenen Ergebnisse
sind deshalb von allgemeiner Bedeutung für die Untersuchung und Züchtung
diözischer, d.h. getrenntgeschlechtlicher Pflanzen wie Erdbeere, Spinat
oder Esche. Zukünftige Vergleiche verschiedener diözischer Pflanzenarten
werden aufdecken, welchen Einfluss verschiedene Systeme zur
Geschlechtsbestimmung auf die Evolution von Pflanzen haben.


Originalpublikation:

Müller, N.A. et al.:

A single gene underlies the dynamic evolution of poplar sex
determination.

Nat. Plants (2020)
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FORSCHUNG/599: Prozess der organspezifischen Eliminierung von Chromosomen in Pflanzen aufgedeckt (idw)

Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
02.06.2020

Prozess der organspezifischen Eliminierung von Chromosomen in Pflanzen
aufgedeckt



Normalerweise enthält jede somatische Zelle in einem Organismus die
gleiche Erbinformation. Forscher haben nun erstmalig einen Prozess
aufgeklärt, der zu gewebespezifischen Unterschieden in der
DNA-Zusammensetzung in Pflanzen führt. Mit einer ungewöhnlich hohen
Effizienz von 100 Prozent könnte der Mechanismus der programmierten
Chromosomen-Eliminierung zu einem wertvollen Werkzeug in der Züchtung und
Medizin werden.

Prinzipiell sind die genetische Information und die Anzahl von Chromosomen
eines Individuums in allen Körperzellen identisch. Daher ist es
überraschend, dass dies nicht immer der Fall ist. Beim Menschen können
Unterschiede in der Chromosomenanzahl zwischen Zelllinien auftreten.
Dieser genetische Mosaizismus kann zu Krankheiten führen. Einige Pflanzen
und Tiere sind hingegen dafür bekannt, dass sie systematisch dafür sorgen,
dass sich die Erbinformation zwischen einigen ihrer Organe unterscheidet.
Während das Phänomen der "programmierten DNA-Eliminierung" seit 1887
bekannt ist, blieb der zugrundeliegende Prozess in Pflanzen bisher
unerklärt. Forschern des Leibniz-Instituts für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben ist es nun endlich gelungen,
den zugrunde liegenden Mechanismus aufzuklären.

Die Wissenschaftler konzentrierten sich bei ihren Untersuchungen auf die
organspezifische Eliminierung von B-Chromosomen im Ziegengras, Aegilops
speltoides. B-Chromosomen sind "egoistische" Chromosomen, die dem
Organismus keinen offensichtlichen Nutzen bringen. Ziegengras, ein
Vorfahre unseres Kulturweizens, kann bis zu acht dieser überzähligen
Chromosomen besitzen. Während B-Chromosomen in den Blättern, im Stängel
und in der Blüte des Grases zu finden sind, sind die Wurzeln des Grases
frei von zusätzlichen B-Chromosomen.

Mit Hilfe der vergleichenden Genomanalyse von Ae. speltoides Pflanzen mit
und ohne B-Chromosomen gewannen die Forscher neue Erkenntnisse über den
Ursprung der B-Chromosomen. Ferner zeigten ihre Beobachtungen, dass die
Eliminierung dieser Chromosomen ein streng kontrollierter
wurzelspezifischer Prozess ist. Die Eliminierung beginnt mit dem Beginn
der embryonalen Gewebedifferenzierung und kann bis zu 100 % der
B-Chromosomen auslöschen. Wie Prof. Andreas Houben uns wissen ließ: "Die
Eliminierung der B-Chromosomen erfolgt aufgrund einer mitotischen
Fehlverteilung. Das bedeutet, dass der zelluläre Transport der
B-Chromosomen gestört ist und als Folge davon die B-Chromosomen von den
regulären Chromosomen getrennt werden. Im letzten Schritt der Eliminierung
wird die DNA der B-Chromosomen abgebaut."

Dank des außergewöhnlich hohen Wirkungsgrads könnte der Prozess der
programmierten Chromosomen-Eliminierung zukünftig ein nützliches Werkzeug
zur Manipulation von Genomen werden. Künstlich induziert, könnte der
Prozess die Eliminierung von Chromosomen oder Chromosomensätzen zu
medizinischen und pflanzenzüchterischen Zwecken ermöglichen. Doch bis
dahin profitieren nur Ae. speltoides Pflanzen von dieser Fähigkeit. Die
Forschungsergebnisse legen nahe, dass die Entfernung der überzähligen
Chromosomen die Wurzelzellen vor dem Besitz potenziell schädlicher
B-Chromosomengene schützt.


Originalpublikation:
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ASTRO/428: Neue Messung verschärft altes Problem (idw)

Max-Planck-Institut für Kernphysik - 02.06.2020

Neue Messung verschärft altes Problem



Seit Jahrzehnten rätseln Astrophysiker über zwei markante
Röntgen-Emissionslinien von hochgeladenem Eisen: ihr gemessenes
Helligkeitsverhältnis stimmt nicht mit dem berechneten überein. Das
beeinträchtigt die Bestimmung der Temperatur und Dichte von Plasmen. Neue
sorgfältige, hoch-präzise Messungen und Berechnungen mit modernsten
Methoden schließen nun alle bisher vorgeschlagenen Erklärungen für diese
Diskrepanz aus und verschärfen damit das Problem.




[image: Bild: © S. Bernitt, Helmholtz-Institut Jena]

Eine Wolke gespeicherter Eisenionen in Wechselwirkung mit den
intensiven Röntgenstrahlen eines Synchrotrons.

Bild: © S. Bernitt, Helmholtz-Institut Jena



Heiße astrophysikalische Plasmen erfüllen den intergalaktischen Raum und
leuchten hell in Sternatmosphären, aktiven Galaxienkernen und
Supernova-Überresten. Sie enthalten geladene Atome (Ionen), die
Röntgenstrahlen emittieren; diese ist mit Satelliteninstrumenten
beobachtbar. Astrophysiker verwenden ihre Spektrallinien, um daraus
beispielsweise Plasmatemperaturen oder Elementhäufigkeiten abzuleiten. Zwei
der hellsten Röntgenlinien stammen von Eisenatomen, die 16 ihrer 26
Elektronen verloren haben, Fe16+-Ionen - in der Astrophysik auch als Fe XVII
bezeichnet. Eisen ist im Universum recht häufig; es sorgt dafür, dass Sterne
wie unsere Sonne ihren Wasserstoffvorrat nur langsam, in Milliarden von
Jahren, verbrennen, indem es den Strahlungstransport von Energie aus dem
glühenden Fusionskern zu der vergleichsweise nur mäßig heißen
Sternoberfläche weitgehend unterdrückt.

Seit mehr als vierzig Jahren schlagen sich Röntgenastronomen mit einem
ernsthaften Problem bei den beiden wichtigen Fe16+-Linien herum: das
gemessene Verhältnis ihrer Intensitäten weicht deutlich von theoretischen
Vorhersagen ab. Das gilt auch für Labormessungen, aber bisher waren die
experimentellen und theoretischen Unsicherheiten zu groß, um die
Angelegenheit zu klären.

Ein internationales Team aus 32 Wissenschaftler*innen unter Führung des
Max-Planck-Instituts für Kernphysik (MPIK) und des NASA Goddard Space
Flight Center hat jetzt die Ergebnisse seiner erneuten massiven
Anstrengungen diese Diskrepanz zu beseitigen veröffentlicht. Dazu haben
die Wissenschaftler*innen sowohl die bisher höchst-aufgelösten Messungen
als auch mehrere quantentheoretische Rechnungen mit neuester Methodik
durchgeführt.

Ausgeklügelte Messstrategie ...

Steffen Kühn, Doktorand am MPIK und verantwortlich für die Apparatur,
beschreibt den Aufwand: "Um hochgeladene Eisenionen resonant anzuregen,
stellen wir sie kontinuierlich in unserer kompakten mobilen
Elektronenstrahl-Ionenfalle (EBIT) her und bestrahlen sie mit Röntgenlicht
des Synchrotrons PETRA III am DESY. Die Resonanz mit den Linien finden
wir, indem wir die Energie des Synchrotrons über den Bereich durchstimmen,
in dem sie erscheinen sollten, und die Helligkeit des Fluoreszenzlichts
messen. Am DESY arbeitende Kollegen von 19 Institutionen haben über ein
Jahr lang geholfen, die enorme Datenmenge zu bewältigen, akribisch
auszuwerten und die Ergebnisse zu überprüfen."

Damit alles widerspruchsfrei ist, haben die Forscher drei verschiedene
Messmethoden angewandt, um das Intensitätsverhältnis der beiden
Fe16+-Linien, genannt 3C und 3D, zu bestimmen. Zuerst ergaben Scans über
den gesamten Bereich Linienpositionen, -breiten und -intensitäten.
Zweitens haben die Experimentatoren die Energie der Röntgenphotonen auf
maximale Helligkeit des Fluoreszenzlichts eingestellt, und dabei den
Röntgenstrahl zyklisch ab- und wieder angeschaltet, um den starken
Untergrund loszuwerden. Drittens haben sie die Linien erneut gescannt,
dabei aber gleichzeitig den An-Aus-Trick angewandt, um instrumentelle
Effekte zu unterdrücken. "Auf diese Weise gelang es uns, den derzeit
genauesten Wert des Helligkeitsverhältnisses zu bestimmen, und zwar bei
einer zehnmal so hohen spektralen Auflösung wie in früheren Arbeiten",
konstatiert Chintan Shah, Postdoc-Stipendiat bei der NASA. "Und die
Eigenschaften des Strahls von PETRA III haben mögliche nichtlineare, vom
Fluss der Synchrotronstrahlung abhängige Effekte vermieden, die frühere
Messungen gestört haben könnten", ergänzt Sven Bernitt vom
Helmholtz-Institut Jena. Bemerkenswerterweise bestätigt das erhaltene
Intensitätsverhältnis frühere astrophysikalische und Labormessungen bei
deutlich verringerter Unsicherheit.

... und fortschrittliche Rechnungen

Theorieteams um Natalia Oreshkina am MPIK, aus Australien, den USA und
Russland haben drei unabhängige, sehr umfangreiche, relativistische
quantentheoretische Methoden eingesetzt und damit Cluster aus Hunderten
von Prozessoren wochenlang heiß laufen lassen. Dieser Computer-Marathon
ergab übereinstimmende Ergebnisse mit hoher numerischer Präzision. Während
allerdings die berechnete Energiedifferenz zwischen den Linien mit dem
gemessenen Wert übereinstimmt, weicht das Intensitätsverhältnis klar vom
experimentellen Ergebnis ab. "Es sind keine weiteren quantenmechanischen
Effekte oder numerische Unsicherheiten bekannt, die wir in unseren
Ansätzen berücksichtigen könnten," betont Marianna Safronova, Professorin
an der University of Delaware.

Die Ursache der Diskrepanz zwischen den experimentellen und theoretischen
Intensitätsverhältnissen der 3C- und 3D-Linien von Fe16+ bleibt also
weiterhin rätselhaft, da auch alle möglicherweise die Messungen störenden
Effekte weitestgehend unterdrückt und die restlichen Unsicherheiten
verstanden sind. Folglich sind aus Intensitäten von Röntgenlinien
abgeleitete astrophysikalische Parameter zu einem gewissen Grad unsicher.
Auch wenn es unbefriedigend ist, "kann man das neue, genaue Messresultat
unmittelbar zur Korrektur astrophysikalischer Modelle verwenden",
empfiehlt Maurice Leutenegger, ebenfalls NASA-Forscher. "Kommende
Weltraummissionen, beispielweise das Athena Röntgenteleskop der ESA, mit
verbesserter Röntgeninstrumentierung werden bald einen unglaublichen Strom
hochaufgelöster Daten zur Erde senden, und wir müssen uns darauf
vorbereiten ihn zu verstehen, um aus diesen
Milliarden-Dollar-Investitionen den größtmöglichen Ertrag zu ziehen."


Originalpublikation:

"High-resolution Photo-excitation Measurements Exacerbate the Long-
standing Fe XVII Oscillator-Strength Problem",
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AGRAR/1206: Bekämpfung der Arbeitsmarktkrise mit Zukunftsreformen verknüpfen - Weiterbildungsbonus einführen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juni 2020

Bekämpfung der Arbeitsmarktkrise mit Zukunftsreformen verknüpfen - Weiterbildungsbonus einführen



Anlässlich der heute von der Bundesagentur für Arbeit veröffentlichten
Arbeitsmarktzahlen für den Monat Mai erklärt Dr. Wolfgang
Strengmann-Kuhn, Sprecher für Arbeitsmarktpolitik:

Arbeitsmarktpolitik muss neben kurzfristigen Maßnahmen in der
Coronakrise auch zukünftige Herausforderungen wie die Digitalisierung,
den demografischen Wandel und die sozial-ökologische Transformation
der Wirtschaft in den Blick zu nehmen. Wir fordern deshalb:
Kurzarbeitende und Arbeitslose, die sich in der Krise weiterbilden,
sollen einen Weiterbildungsbonus von 200 Euro zusätzlich zum
Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld I oder Arbeitslosengeld II
erhalten.

Wir brauchen ein auf die Zukunft ausgerichtetes Konjunkturpaket, das
kurzfristige Impulse mit einem nachhaltigen sozial-ökologischen
Investitionsprogramm und sozialpolitischen Reformen verknüpft. In der
Arbeitsmarktpolitik ist es wichtig, jetzt Schritte in Richtung
Arbeitsversicherung zu gehen. Ein Weiterbildungsbonus ist dabei ein
Einstieg in ein allgemeines Weiterbildungsgeld, das Arbeitslose und
Erwerbstätige in Weiterbildungsphasen erhalten können. Außerdem sollte
der Zugang zur Arbeitslosenversicherung verbessert werden, indem schon
nach vier Monaten Beitragszahlung ein Anspruch auf Arbeitslosengeld I
besteht. Schließlich zeigt die Krise, wie wichtig es ist, dass
Selbständige einen leichteren Zugang zur Arbeits losenversicherung
erhalten. Die Leistungen sollten dabei an die von abhängig
Beschäftigten angepasst werden, damit Selbständige künftig zum
Beispiel auch Kurzarbeitergeld erhalten können.
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AUSSEN/2259: Libyen - Berlin muss endlich wieder aktiv werden

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juni 2020

Libyen: Berlin muss endlich wieder aktiv werden



Zur aktuellen Entwicklung in Libyen erklären Omid Nouripour, Sprecher
für Außenpolitik der Bundestagsfraktion Bündnis 90/DieGrünen, und
Reinhard Bütikofer, Sprecher für Außenpolitik der Grünen/EFA-Fraktion
im Europäischen Parlament:

Aktuellen UN-Angaben zufolge haben sich die Kriegspartien in Libyen
auf eine Wiederaufnahme der Waffenstillstandsverhandlungen geeinigt.
Das ist bei allem Misstrauen eine positive Meldung in einer sich immer
weiter verschärfenden Lage. Die Bundesregierung muss dies als Chance
ergreifen, um zu einer Deeskalation beizutragen, wenn sie die Reste
des "Berliner Prozesses" noch retten will.

Die Kämpfe rund um die Hauptstadt Tripolis haben sich während des
Fastenmonats Ramadan in den vergangenen Wochen enorm verstärkt und die
Zahl der nach Libyen gelieferten Waffen stieg massiv. Die Unterstützer
der Regierung von Fayiz as-Sarradsch und General Haftar auf der
anderen Seite konzentrieren sich bei ihren Lieferungen zunehmend auf
den Luftweg oder Lieferungen über die ägyptische Grenze. Erst
vergangene Woche wurde die Verlegung russischer Kampfjets aus Syrien
nach Libyen zur Unterstützung Haftars gemeldet. Die Vereinten Nationen
haben vor kurzem zudem den Einsatz russischer Söldner in Libyen
offiziell bestätigt. Auch Flüge aus der Türkei mit Rüstungsexporten an
die Regierung der Nati onalen Übereinkunft (GNA) sind dokumentiert.

Hinzu kommt nun die maritime Allianz von Ägypten, Frankreich,
Griechenland, Zypern und den Vereinten Arabischen Emiraten gegen die
Türkei und die GNA. Damit stellen sich drei EU-Mitglieder offen gegen
die von der UN anerkannte Regierung und gegen ihren Unterstützer
Italien. Damit ist das Minimalziel der Berliner Konferenz, die
Schaffung einer gemeinsamen europäischen Position zu Libyen,
offenkundig konterkariert.

Die Bundesregierung muss wieder aktiv werden. Sie muss an die
Verantwortung ihrer europäischen Partner appellieren, die sich aus
deren Zustimmung zum Berliner Prozess ergibt. Sie muss ihre
Ratspräsidentschaft nutzen, um tatsächlich eine Klärung im EU-Lager
herbeizuführen. Die Eskalation in Libyen zu einem Stellvertreterkrieg
mit Beteiligung von EU-Mitgliedsländern auf beiden Seiten bedeutet
ansonsten, dass die EU weiter an Einfluss über die Entwicklung in
Libyen verliert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1918: Umbau zum krisenfesten Wald

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Juni 2020

Umbau zum krisenfesten Wald



Zur Warnung vor erhöhter Waldbrandgefahr durch die EU erklären Harald
Ebner, Sprecher für Waldpolitik, und Irene Mihalic, Sprecherin für
Innenpolitik:

Bäume sind unsere Verbündeten im Kampf gegen CO2 - doch sie brauchen
dringend unsere Hilfe. Der Regen bleibt aus. Die Bäume verdursten oder
sind von Waldbränden bedroht. Bereits jetzt verzeichnen wir mehr als
200.000 Hektar Schadwald, durch das trockene Frühjahr werden es noch
mehr. Bei den bisherigen Niederschlägen droht das dritte Dürre-Jahr in
Folge - und die Bundesregierung steuert nicht um: Neben endlich
konsequentem Klimaschutz müssen unsere Wälder und unsere
Waldwirtschaft klimaresilienter werden.

Die Klimakrise bedroht massiv den Waldreichtum Deutschlands. Wir
brauchen einen Klimaplan für den Wald. Die Bundesregierung hätte
spätestens nach dem Dürresommer 2018 einen solchen auf den Tisch legen
müssen, aber die neue Waldstrategie lässt weiter auf sich warten. Wo
bleibt die Strategie der Bundesregierung, den weniger fallenden
Niederschlag künftig in der Fläche zu halten, statt weiterhin auf
flächige Entwässerung zu setzen?

Neben umfassenden Schritten zur Reduktion von Treibhausgasen und
wirksamen Maßnahmen gegen die Ursachen der Klimakrise gilt es auch,
Mensch und Umwelt im Brandfall konkret zu schützen. Daher brauchen wir
auch schnellstens eine Stärkung der Waldbrandbekämpfungsmöglichkeiten
am Boden und aus der Luft, um das Schlimmste zu verhindern. Hierzu
zählt insbesondere die Anschaffung von entsprechenden Hubschraubern
oder Löschflugzeugen, die in das europäische
Katastrophenschutzverfahren und "rescEU" eingebunden werden sollten.
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VERKEHR/817: Fahrradfahrer brauchen mehr Platz und Sicherheit im Verkehr

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Juni 2020

Fahrradfahrer brauchen mehr Platz und Sicherheit im Verkehr



Zum morgigen Weltfahrradtag erklärt Stefan Gelbhaar, Obmann im
Verkehrsausschuss und Sprecher für städtische Mobilität und
Radverkehr:

Die Bedeutung des Fahrrads als Verkehrsmittel ist enorm. Das hat sich
vor allem während der vergangenen Monate gezeigt. Das Fahrrad
garantiert jederzeit eine schnelle, zuverlässige und umweltfreundliche
Fortbewegung, in Städten, aber auch auf dem Land. Es ist damit eine
verlässliche Konstante - gerade in der Krise. Je mehr Menschen
anstelle des Autos mit dem Fahrrad fahren, desto gesünder und
glücklicher sind am Ende alle.

Im Verkehrsministerium herrscht in Sachen Fahrradpolitik Stillstand.
Statt die Straßenverkehrsgesetze endlich konsequent fahrrad-,
fußverkehrs- und damit menschenfreundlich zu reformieren, droht der
Verkehrsminister sogar mit massiven Rückschritten für die
Verkehrssicherheit. Statt den dringend notwendigen Ausbau guter,
sicherer Radinfrastruktur voranzubringen, diskutiert die
Bundesregierung einmal mehr Prämien für Autos. Damit verharrt Scheuer
in der Vergangenheit. Fahrrad ist die Zukunft.

Die Klimakrise erlaubt keinen Aufschub der Verkehrswende mehr. Die
umfangreichen Investitionen der Corona-Konjunkturprogramme werden
unsere Gesellschaft auf Jahrzehnte prägen. Beide Krisen müssen deshalb
zusammen gedacht werden. Die Regierungen anderer Länder und die
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister zahlreicher Städte haben das
erkannt. Ökologisch ausgerichtete Konjunkturprogramme unterstützen den
Kauf oder Reparaturen von Fahrrädern, etwa in Frankreich und Italien.
In immer mehr Städten wird dem Radverkehr immer mehr Platz eingeräumt.
New York, Lima und Paris sind nur wenige Beispiele. Gut, dass auch in
deutschen Städten - etwa in Berlin - die Zeichen der Zeit erkannt
wurden. Schade, dass das Verkehrsministerium dagegen arbeitet.

Zum Weltfahrradtag wünschen wir uns, dass wir die aktuelle Situation
in Sachen Verkehrspolitik so konstruktiv wie möglich nutzen und die
Verkehrswende voranbringen. Die Menschen auf dem Fahrrad brauchen
dafür Platz und mehr Verkehrssicherheit.
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WIRTSCHAFT/2935: Die schwer angeschlagene Tourismusbranche braucht Hilfe

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juni 2020

Die schwer angeschlagene Tourismusbranche braucht Hilfe



Zu den Reisewarnungen des Auswärtigen Amtes erklären Dr. Franziska
Brantner, Parlamentarische Geschäftsführerin und Sprecherin für
Europapolitik, und Markus Tressel, Sprecher für Tourismuspolitik:

Franziska Brantner:

"Es ist gut, wenn auch durch die Aufhebung pauschaler Reisewarnungen
die europäische Freizügigkeit wieder hergestellt wird, ein
Grundpfeiler der Europäischen Union. Reisewarnungen müssen dabei
europäisch koordiniert sein. Es braucht ein vergleichbares und
einheitliches System der Zählungen und Warnungen sowie gemeinsame
Kriterien für mögliche neue Lockdowns. Außenminister Maas muss sich
jetzt dringend auf EU-Ebene für einheitliche Kriterien und Ansätze
einsetzen.

Wir haben heute die Bundesregierung schriftlich um Stellungnahme
gebeten, inwiefern sie die Empfehlungen der Europäischen Kommission
zur Tourismusbranche umsetzt. Wichtig und effektiv gegen
Neuansteckungen sind vor allem regionalspezifische und
grenzübergreifende Ansätze, da ein Virus nicht an Ländergrenzen Halt
macht. Gleichzeitig braucht es auf lokaler Ebene verstärkte
Überwachungs- und Beobachtungskapazitäten, um eine Einschleppung des
Virus in touristische Regionen durch Reisende und eine Ansteckung
zwischen Reisenden und der lokalen Bevölkerung zu verhindern. Dafür
schlagen wir Taskforces in jeder Grenzregion vor, die bei neuen
Ausbrüchen regionale Lösungen statt erneuter flächendeckend er
Grenzkontrollen und Einreisebeschränkungen ermöglichen.

Die Maßnahmen sollten sich auch an den Empfehlungen des Europäischen
Zentrums für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten (ECDC)
orientieren."

Markus Tressel:

"Die Aufhebung der pauschalen Reisewarnung und der Grenzkontrollen ist
ein wichtiger Schritt für die Menschen in Europa und die
Tourismuswirtschaft. Pauschale Reisewarnungen sind kontraproduktiv für
den europäischen Zusammenhalt. Dynamische und vor allem differenzierte
Betrachtungen sind notwendig. Für die Wiederbelebung des Tourismus
müssen Infektionsschutz und gesundheitliche Präventivmaßnahmen überall
gewährleistet werden. Wir appellieren an die Bundesregierung, sowohl
einheitliche Rahmenbedingungen zu schaffen, als auch bei Bedarf eine
koordinierende Funktion zu übernehmen.

Darüber hinaus ist es mit der Aufhebung der Reisewarnung nicht getan.
Die Touristiker in Europa haben Einbußen in Milliardenhöhe hinnehmen
müssen. Wir benötigen dringend weitere strukturelle Hilfsmaßnahmen,
damit die touristische Infrastruktur nicht wegbricht. Die Verluste
sind für den Großteil der Branche nicht wettzumachen und deswegen
benötigen wir dringend einen Rettungsfonds für die Reisewirtschaft."

Hintergrund:

Die Europäische Kommission hatte am 15.5.2020 Empfehlungen vorgelegt,
um die Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, Reisebeschränkungen
schrittweise aufzuheben und den Tourismus mit dem notwendigen
Gesundheitsschutz in der Corona-Pandemie soweit wie möglich wieder
anzukurbeln.

Das Tourismus- und Verkehrspaket der Kommission umfasst:

Eine Gesamtstrategie für den Aufschwung im Jahr 2020 und darüber
hinaus; ein gemeinsames Konzept für ein schrittweises und
koordiniertes Vorgehen zur Wiederherstellung der Freizügigkeit und zur
Aufhebung der Beschränkungen an den EU-Binnengrenzen; einen Rahmen zur
Unterstützung der schrittweisen Wiederherstellung der Verkehrsdienste
unter Gewährleistung der Sicherheit von Passagieren und Personal; eine
Empfehlung, die darauf abzielt, Reisegutscheine für Verbraucher zu
einer attraktiven Alternative zur Barerstattung zu machen; Kriterien
für die sichere und schrittweise Wiederaufnahme touristischer
Aktivitäten und für die Ausarbeitung von Gesundheitsprotokollen für
Beherbergungsbetriebe wie et wa Hotels.
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ARBEIT/859: Fundament für den Aufbruch gelegt

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juni 2020

Fundament für den Aufbruch gelegt

Trotz steigender Arbeitslosenzahl bewähren sich die neuen Regeln zum
Kurzarbeitergeld



Die Bundesagentur für Arbeit registrierte im Mai 2,8 Millionen
Arbeitslose. Darüber hinaus liegt die Zahl der Kurzarbeiter bereits
über den Werten der Rezession 2008/2009. Dazu erklärt der
arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Peter Weiß:

"Angesichts der Corona-Pandemie war ein Anstieg der Arbeitslosenquote
und ein höheres Niveau der Inanspruchnahme von Kurzarbeit als in der
Krise 2009 leider zu erwarten. Doch es ist ein gutes Signal, dass
viele deutsche Unternehmen, die seit Monaten unter besonderen
Herausforderungen leiden, für ihre Mitarbeiter Kurzarbeit anmelden,
anstatt sie zu entlassen. Damit behalten die Betriebe eine gute
Möglichkeit, schnell wieder Tritt zu fassen. Mit den
ausdifferenzierten Regelungen zur Inanspruchnahme und zur Höhe des
Kurzarbeitergeldes, aber auch zu den Hinzuverdienstmöglichkeiten, die
im Sozialschutzpaket I und II verankert wurden, haben wir dafür ein
tragfähiges Fundament geschaffen - und damit auch ein Fundament für
den Aufbruch gelegt."
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AUSSEN/1923: Proteste in den USA - Journalisten müssen geschützt werden

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. Juni 2020

Journalisten müssen geschützt werden



Zu den anhaltenden Protesten in den USA können Sie den
außenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Jürgen Hardt, wie
folgt zitieren:

"Die fortwährenden Proteste in den USA sind zumeist friedlich und
richten sich nicht nur gegen Polizeigewalt, sondern gegen die
anhaltende soziale Ungleichheit, die sich im Zuge der Corona-Pandemie
noch verschärft. Es ist selbstverständlich Teil einer lebendigen
Demokratie, über Demonstrationen auf Missstände hinzuweisen und für
Veränderungen einzutreten. Zugleich muss jedweder
Instrumentalisierung der Proteste und vor allem dem Übergang zu
Gewalt Einhalt geboten werden. Gewalt darf niemals Mittel zur
Durchsetzung politischer Ziele sein. Besonders besorgt uns der
Übergriff auf Journalisten, auch durch Teile der Polizei. Darunter
waren Journalisten der Deutschen Welle wiederholt Opfer solcher
Übergriffe. Dies verurteilen wir scharf. Der Schutz von Journalisten
ist einer der Pfeiler, auf der Freiheit und Demokratie gebaut sind.
Hier darf es keine Relativierungen geben."
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INNEN/3599: Pässe und Ausweise vor Manipulationen schützen

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juni 2020

Pässe und Ausweise vor Manipulationen schützen



Heute hat das Kabinett den Gesetzentwurf zur Stärkung der Sicherheit
im Pass-, und Ausweis- und ausländerrechtlichen Dokumentenwesen
beschlossen. Hierzu können Sie den innenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Mathias Middelberg, gerne wie folgt
zitieren:

"Die Sicherheit unserer Pässe ist durch das sogenannte 'Morphing'
bedroht. Dabei werden digital mehrere Gesichtsbilder zu einem
einzigen Gesamtbild verfälscht. Andere Personen als der eigentliche
Passinhaber könnten den Pass so zum Beispiel zur Einreise nach
Deutschland nutzen. Solche Manipulationen müssen wir unbedingt
verhindern, denn die Fälschungssicherheit unserer Pässe und Ausweise
hat für uns oberste Priorität. Deshalb hat das Kabinett heute den
Gesetzentwurf zur Stärkung der Sicherheit im Pass-, und Ausweis- und
ausländerrechtlichen Dokumentenwesen beschlossen. Kernbestandteil
ist, dass Pass- und Ausweisbilder künftig ausschließlich digital von
privaten Dienstleistern oder von einer Behörde erstellt und
übermittelt werden sollen, wobei der Bürger zwischen diesen
Alternativen wählen können wird. Selbst mitgebrachte Passfotos können
dann nicht mehr verwendet werden. Wir werden den Gesetzentwurf jetzt
zügig im parlamentarischen Verfahren beraten, damit unsere Pässe und
Ausweise auch weiterhin sicher sind."
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INNEN/3598: Sport steht für Kampf gegen jegliche Form von Diskriminierung

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Juni 2020

Sport steht für Kampf gegen jegliche Form von Diskriminierung

Im Fußball gezeigte Solidaritätsbekundungen zu George Floyd dürfen
jetzt nicht bestraft werden



Bei verschiedenen Bundesligaspielen am Pfingstwochenende hatten
mehrere Fußballer ihre Solidarität mit der
"Black-Lives-Matter"-Bewegung gezeigt. Ausgangspunkt war der
gewaltsame Tod von George Floyd in den USA und die sich daran
anschließenden landesweiten Proteste. Dazu erklärt der
sportpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard
Gienger:

"Der Sport steht für Gleichheit und den Kampf gegen jegliche Form von
Diskriminierung. Deshalb dürfen die im Fußball gezeigten
Solidaritätsbekundungen gegenüber George Floyd vom Deutschen Fußball
Bund jetzt nicht mit Strafen belegt werden. Dennoch sollten Regeln
entwickelt werden, wie man mit politischen Positionen umgeht, diese
unter den Sportlern bzw. im Verein abstimmt und mit entsprechenden
Programmen hinterlegt.

Die Geschehnisse in den USA machen tief betroffen. Der Sport kann mit
seinen international geltenden Normen und Werten ein wichtiges
Zeichen im Kampf gegen Diskriminierung setzen. Dies sollte aber
koordiniert und vor allem außerhalb des Spielfeldes forciert werden,
damit Appelle nicht schnell verblassen und stattdessen ein
nachhaltiges Umdenken greifen kann.

Übergeordnet gilt, dass Profifußballer und andere Athleten bzw.
Sportler sich frei zu allen gesellschaftspolitischen Themen äußern
dürfen. Als mündige Athleten muss ihnen diese Option immer
offenstehen, wenngleich sie hierzu nicht verpflichtet werden können.
Der passendere Ort für Solidarität und gesellschaftspolitisches
Engagement liegt im Profisport aber vor allem außerhalb des
Spielfeldes, gerade wenn Positionen und Lösungswege komplex und
erklärungsbedürftig sind. Für einen tiefgreifenden Wandel müssen
Vorurteile aufgebrochen und demokratische Werte gestärkt werden. Der
Sport kann hier eine wichtige Vorbildfunktion übernehmen"
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ARBEIT/1930: Für verbindliche Mindestlohnstandards

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Juni 2020

Für verbindliche Mindestlohnstandards



"Es ist zwingend notwendig, europaweit einheitliche Standards für
Mindestlöhne festzulegen und Lohndumping einzudämmen. Für die
Bestimmung der nationalen Lohnuntergrenzen muss die
Niedriglohnschwelle ausschlaggebend sein. Nur so kann der Mindestlohn
wirksam vor Armut schützen", erklärt Susanne Ferschl, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zur heute veröffentlichten
Zwischenbilanz der EU-Kommission zu den Konsultationen mit den
Sozialpartnern über einheitliche Mindestlohnstandards in Europa.
Ferschl weiter:

"Eine Orientierung an der Niedriglohnschwelle heißt für Deutschland,
dass der Mindestlohn mindestens 12 Euro betragen muss. Diese Erhöhung
ist mehr als überfällig. Seit Jahren schon ist Deutschland
europäisches Schlusslicht bei den Mindestlöhnen. Es ist doch wohlfeil,
wenn Vertreter der CDU/CSU ausgerechnet jetzt Lohnzurückhaltung und
die Aussetzung des Mindestlohns verlangen. Genau andersrum wird ein
Schuh draus: Die Krise muss der Anlass sein, um mit der deutschen
Lohndumpingstrategie, Niedriglöhnen und der Exportorientierung Schluss
zu machen. Jeder Euro mehr fließt direkt in den Konsum, stärkt also
die Binnennachfrage und somit die Konjunktur. Die sofortige Erhöhung
des Mindestlohns ist kein wirtschaftliches Hindernis, sondern ein
wichtiger Bestandteil zur Bewältigung der Wirtschaftskrise."
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AUSSEN/1998: Waffenexporte in die USA aussetzen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Juni 2020

Waffenexporte in die USA aussetzen



"Die Bundesregierung muss den Einsatz schwer bewaffneter Soldaten
durch US-Präsident Donald Trump gegen friedliche Demonstranten in den
USA in aller Schärfe verurteilen. Angesichts der staatlich
provozierten Gewalteskalation hin zu einem Kriegseinsatz gegen die
eigene Bevölkerung müssen deutsche Waffenexporte in die USA umgehend
ausgesetzt werden", erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikerin und
Obfrau der Fraktion DIE LINKE im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen
weiter:

"Die bisherigen Stellungnahmen von Bundesaußenminister Heiko Maas sind
angesichts der Truppenverlegungen an den Rand von Washington zur
Unterstützung von Polizei und Nationalgarde bei der Niederschlagung
der Protestbewegung vollkommen unzureichend. Die Bundesregierung muss
umgehend die Geschäftsträgerin der US-Botschaft, Robin Quinville,
einbestellen und Aufklärung über den Militäreinsatz verlangen.

Mit der Entsendung von 1.400 voll bewaffneten Soldaten nach
Washington, darunter hunderter Fallschirmjäger der 82nd Airborne
Division, die für Massaker an Demonstranten im irakischen Falludscha
verantwortlich ist, drohen die Proteste in einem Blutbad erstickt zu
werden. Die rassistische Polizeigewalt in den USA und der Einsatz von
Militär, darunter auch tief fliegenden Armeehubschraubern zur
Auflösung von Demonstrationen, müssen von der Bundesregierung zum
Thema im UN-Sicherheitsrat gemacht werden."
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AUSSEN/1997: Trump tritt Rechtsstaatlichkeit weiter mit Füßen und kriminalisiert große Teile der US-Bevölkerung

Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag

Pressemitteilung vom 2. Juni 2020

Trump tritt Rechtsstaatlichkeit weiter mit Füßen und kriminalisiert
große Teile der US-Bevölkerung



"Ein System ist nur dann rechtsstaatlich, wenn es auch die eigenen
Bediensteten für ihre Verbrechen zur Rechenschaft ziehen kann. Anstatt
genau das zu tun und alle rassistischen Polizeiverbrechen lückenlos
aufzuklären, setzt Trump die Zerstörung der Rechtstaatlichkeit in den
Vereinigten Staaten weiter fort. Dazu gehört die Kriminalisierung von
Antifaschismus genauso dazu wie das brutale Vorgehen gegen Demonstranten.",
erklärt Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. im Bundestag.
Nastic weiter:

"Mit seiner Ankündigung, die Antifa zu einer Terrororganisation zu
erklären, stellt Trump den gesamten Antifaschismus in den USA unter
Generalverdacht und kriminalisiert genau diejenigen, die sich den
rassistischen Auswüchsen konsequent in den Weg stellen. Auch mit seinem
Plan, schwer bewaffnete Militäreinheiten zur Niederschlagung von Protesten
zu entsenden, unterstreicht Trump die faschistischen Tendenzen seiner
Regierung und bringt das Land an den Rand eines Bürgerkriegs. Schon seit
Tagen gehen Polizei und Nationalgarde mit massiver Gewalt gegen
Protestierende vor, die nach dem Mord an George Floyd überwiegend friedlich
gegen Polizeiwillkür und Rassismus demonstrieren. Die Bundesregierung muss
dies klar verurteilen."

"Deutschland sollte sich mit einer eindeutigen Positionierung dem Ruf von
UN-Generalsekretär Guterres nach Zurückhaltung der US-Behörden anschließen.
Gravierende Verletzungen von Menschenrechten und die voranschreitende
Zerstörung rechtsstaatlicher Prinzipien durch die US-Regierung dürfen nicht
weiter stillschweigend hingenommen werden. Die angespannte Lage kann nur
durch Gerechtigkeit für die Opfer und Angehörigen und den zügigen Beginn
einer umfassenden Polizeireform gelöst werden. Ich erwarte von der
Bundesregierung ein eindeutiges Bekenntnis zum Antifaschismus und
Antirassismus", fügt die Bundestagsabgeordnete und Mitglied der VVN-BdA
abschließend hinzu.

 * 
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INNEN/5131: Für eine Einbürgerungsoffensive - Einbürgerungsquote verbessern

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Juni 2020

Für eine Einbürgerungsoffensive - Einbürgerungsquote verbessern



"Der Anstieg der Einbürgerungszahlen um 15 Prozent ist eine gute
Entwicklung, lässt sich zum großen Teil allerdings auf den zeitlich
begrenzten ?Brexit-Effekt? zurückführen. Grundsätzlich aber ist die
Einbürgerungsquote in Deutschland im europäischen Vergleich seit
Jahren viel zu niedrig", erklärt Gökay Akbulut, migrations- und
integrationspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu den heute
veröffentlichten Einbürgerungszahlen für das Jahr 2019. Akbulut
weiter:

"Der ?Brexit-Effekt? lässt die aktuellen Zahlen in einem falschen
Licht erscheinen, weil sich im Vergleich zu den Jahren vor dem
Referendum im vergangenen Jahr wesentlich mehr Briten in Deutschland
haben einbürgern lassen. Die ansonsten sehr geringen
Einbürgerungszahlen und die geringe Einbürgerungsquote, insbesondere
bei türkischen Staatsangehörigen, lassen sich vor allem darauf
zurückführen, dass nach wie vor die Mehrstaatigkeit im Grundsatz
abgelehnt wird. Bei Menschen mit türkischer Staatsangehörigkeit wurden
beispielsweise lediglich 1,2 Prozent des Einbürgerungspotentials
ausgeschöpft. Das wollen wir ändern.

DIE LINKE tritt für ein modernes und progressives
Staatsangehörigkeitsrecht ein und sieht dringenden Handlungsbedarf: In
unserem aktuell in den Bundestag eingebrachten Antrag (BT-Drs.
19/19484) fordern wir daher die Erleichterung der Einbürgerung sowie
eine Einbürgerungsoffensive. Unser Ziel ist ein modernes
Staatsangehörigkeitsrecht, mit der Möglichkeit von
Mehrfachstaatsangehörigkeiten. Wir kämpfen für einen Anspruch auf
Einbürgerung unabhängig von Einkommen oder sozialem Status - und das
ab fünf Jahren Aufenthalt.

Bisher werden Einbürgerungen durch viel zu hohe Hürden immer noch eher
verhindert als ermöglicht. Das muss sich ändern!"

 * 
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SOZIALES/2748: Sozialen Wohnungsbau retten

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Juni 2020

Sozialen Wohnungsbau retten



"Der Niedergang des Sozialen Wohnungsbaus geht weiter. Es werden zu
wenige Sozialwohnungen neu gebaut und deutlich mehr fallen aus der
Sozialbindung. Der Bund muss endlich ein Rettungsprogramm für den
Sozialen Wohnungsbau auflegen, sonst gehören Sozialwohnungen bald der
Vergangenheit an. Das darf angesichts von Mietenkrise und Corona-Krise
nicht passieren", fordert Caren Lay, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Beratung im Bundeskabinett zum
Bericht zur Verwendung der Kompensationsmittel für den sozialen
Wohnungsbau. Lay weiter:

"Die Bundesregierung schaut dem Niedergang des Sozialen Wohnungsbaus
tatenlos zu. Erst bei den letzten Haushaltsverhandlungen hat die
Koalition die Ausgaben für die soziale Wohnraumförderung um ein
Drittel reduziert. Das ist wirklich skandalös. Es gibt also keinen
Grund, mit dem Finger auf die Länder zu zeigen. Statt der Absenkung
der Großen Koalition auf nur 1 Milliarde Euro braucht es ein
öffentliches Wohnungsbauprogramm in Höhe von 10 Milliarden Euro für
250.000 neue Sozialwohnungen pro Jahr, bei der es neben Neubau auch um
die Verlängerung der Sozialbindungen geht. Einmal geförderte
Sozialwohnungen müssen künftig immer Sozialwohnungen bleiben. Das
ließe sich durch eine neue Wohngemeinnützigkeit für Durchschnitts- und
Geringverdiener gewährleisten."

Hintergrundinfo: Im vergangenen Jahr sank mit nur 25.565 die Zahl der
neu gebauten Sozialwohnungen gegenüber 2018. Dem steht außerdem
gegenüber, dass vermutlich wie im Vorjahr ca. 70.000 Wohnungen aus der
Bindung fallen werden. So ist erneut ein riesiger Verlust von unterm
Strich 40 000 bis 50.000 Sozialwohnungen zu erwarten.1990 gab es noch
3 Millionen Sozialwohnungen in Deutschland, 2018 gab es nur noch unter
1,2 Millionen. Der Abwärtstrend setzt sich ungebremst fort.

 * 
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SOZIALES/2747: Arbeitsmarkt- und sozialpolitische Katastrophe verhindern

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Juni 2020

Arbeitsmarkt- und sozialpolitische Katastrophe verhindern



"Die Bundesregierung muss verhindern, dass Erwerbstätige zum
Sozialfall werden. Wenn sie jetzt nicht energisch Gegenmaßnahmen
ergreift, droht eine arbeitsmarkt- und sozialpolitische Katastrophe",
erklärt Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, zum aktuellen Monatsbericht der Bundesagentur für
Arbeit. Zimmermann weiter:

"Durch Corona werden viele Kurzarbeiterinnen und Kurzarbeiter und
Selbständige zu Hartz-IV-Aufstockern, da das Kurzarbeitergeld
grundsätzlich zu niedrig ist und die Bundesregierung hilfebedürftigen
Selbständigen keine ausreichenden Hilfen zur Sicherung des
Lebensunterhalts gewährt. Das Kurzarbeitergeld muss sofort auf 90
Prozent des Nettoentgelts erhöht werden, für Beschäftigte, die nur den
gesetzlichen Mindestlohn bekommen, auf 100 Prozent. Selbständigen
müssen nicht nur Hilfen zu ihren Betriebsausgaben gewährt werden,
sondern auch zum Lebensunterhalt.

Der Zugang zum Arbeitslosengeld muss erleichtert werden, da viele die
hohen Hürden nicht erfüllen und gleich in Hartz IV fallen. Es muss
sofort eine Neuregelung eingeführt werden, dass der Anspruch auf
Arbeitslosengeld bereits nach vier Monaten Beitragszeit entsteht, in
einer Rahmenfrist von 36 Monaten. Für Hartz-IV-Bezieher fordert DIE
LINKE zur Abfederung der Corona-bedingten Mehrkosten einen
Pandemie-Zuschlag von 200 Euro."

 * 
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BUNDESTAG/9884: Heute im Bundestag Nr. 577 - 03.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 577

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juni 2020, Redaktionsschluss: 15.32 Uhr

1. Vermisste minderjährige Flüchtlinge

2. Ausführungen zum Flughafenasylverfahren

3. Bilaterale Abkommen zu Katastrophenhilfe

4. Atomwaffen Division thematisiert

5. Risiken für den Haushalt durch Garantien

6. Neu angeschaffte Beatmungsgeräte

7. AfD erkundigt sich nach Korrekturbitten



1. Vermisste minderjährige Flüchtlinge

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ende März dieses Jahres sind laut Bundesregierung in
Deutschland insgesamt 1.785 unbegleitete vermisste minderjährige
Flüchtlinge verzeichnet gewesen. Davon waren 711 Kinder und 1.074
Jugendliche, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/19450) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18093) hervorgeht.

Danach sank die Zahl aufgeklärter Fälle vermisster unbegleiteter
minderjähriger Flüchtlinge von 9.482 im Jahr 2016 über 5.985
beziehungsweise 3.756 in den beiden Folgejahren auf 1.817 im
vergangenen Jahr. Wie die Bundesregierung ausführt, ging die Zahl der
vermisst gemeldeten unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge seit 2016
unter anderem auf Grund der Schließung der Balkanroute und
verbesserter Betreuungs- und Integrationsmaßnahmen insgesamt stark
zurück.

Hauptherkunftsländer von vermissten unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen der Jahre 2017 bis 2019 waren den Angaben zufolge
Afghanistan mit einem jährlichen Anteil zwischen 21 Prozent und 23
Prozent sowie Syrien mit einem Anteil zwischen 14 Prozent und 19
Prozent, gefolgt von Marokko mit einem Anteil zwischen acht Prozent
und elf Prozent.

 * 

2. Ausführungen zum Flughafenasylverfahren

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um das sogenannte Flughafenasylverfahren geht es in
der Antwort der Bundesregierung (19/19449) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/17530). Danach wird im Rahmen des
Flughafenverfahrens das Asylverfahren vor der Einreise im
Transitbereich des Flughafens durchgeführt, soweit entsprechende
Unterbringungsmöglichkeiten vorhanden sind. Diese Möglichkeiten
bestehen aktuell laut Vorlage an den Flughäfen Frankfurt/Main,
Berlin-Schönefeld, Düsseldorf, München und Hamburg.

Das Flughafenverfahren und die damit verbundene Durchführung des
Asylverfahrens im Transitbereich stelle "grundsätzlich weder
Freiheitsentziehung noch Haft dar", führt die Bundesregierung ferner
aus. Die Dauer eines Flughafenasylverfahrens belaufe sich bei
Ausschöpfung aller asylrechtlichen Fristen auf maximal 19 Tage. Gemäß
Aufenthaltsgesetz bedürfe der Aufenthalt des Ausländers im
Transitbereich des Flughafens oder in einer entsprechenden Unterkunft
spätestens 30 Tage nach Ankunft der richterlichen Anordnung.

Zur "Wahrung der dem Asylsuchenden im Flughafenasylverfahren
eingeräumten Rechte" wird jeder Asylsuchende den Angaben zufolge durch
die Bundespolizei mittels des Vordruckes "Merkblatt für Asylsuchende
im Flughafenverfahren (inkl. Fremdsprachen)" darüber belehrt, dass ihm
eine asylrechtskundige Beratung zusteht. Diese werde fast ausnahmslos
von den Betroffenen in Anspruch genommen. Es erfolge in allen Fällen
eine Information des Rechtsbeistandes noch am betreffenden Tag durch
die Bundespolizei oder durch einen vor Ort befindlichen Mitarbeiter
des Sozialdienstes. Eine Liste mit Rechtsanwälten für asylrechtliche
Beratung sei bei den Bundespolizeidienststellen vorhanden.

Asylsuchenden im Flughafenasylverfahren stehe es jederzeit frei, ihren
gestellten Asylantrag zurückzunehmen, heißt es in der Antwort weiter.
Darüber hinaus informiere das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(Bamf) abgelehnte Asylbewerber mit jedem ablehnenden Asylbescheid
schriftlich über die Möglichkeiten der freiwilligen Ausreise. Strebe
eine Person die Einreise nach Deutschland trotz der Ablehnung des
Asylantrags an, prüfe die Bundespolizei das Vorliegen der
Einreisevoraussetzungen. Liegen sie nicht vor, betreibe die
Bundespolizei "die Zurückweisung nach den Bestimmungen des
Aufenthalts- und Asylrechts".

 * 

3. Bilaterale Abkommen zu Katastrophenhilfe

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Bilaterale "Katastrophenhilfeleistungs-Abkommen"
Deutschlands listet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19446)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17906) auf. Mit Stand vom
März dieses Jahres sind darin Abkommen "über die gegenseitige
Hilfeleistung bei Katastrophen und Unglücksfällen" mit Belgien,
Dänemark, Frankreich, Litauen, Luxemburg, den Niederlande, Österreich,
Polen, Russland, der Schweiz, Tschechien und Ungarn aufgeführt.

 * 

4. Atomwaffen Division thematisiert

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Gruppierungen "Atomwaffen Division" und
"Feuerkrieg Division" informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/19443) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18086).
Danach hat das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) erstmals Anfang
Juni 2018 Hinweise auf die Existenz einer Gruppierung mit dem Namen
"Atomwaffen Division" (AWD) in Deutschland erlangt. Die von der AWD
verwendeten Symbole sowie das genutzte Vokabular zeigten eine
rechtsextremistische Weltanschauung, heißt es in der Antwort weiter.
Auch deuteten "der Aufruf zur Nutzung von Waffen und das Bekenntnis
zur amerikanischen Atomwaffen Division, deren Mitglieder in den USA
für mehrere Morde verantwortlich sind, auf einen Hang zur Gewalt hin".

Bekannt sind dem BfV laut Vorlage auch die Berichte über die Existenz
einer Gruppierung mit dem Namen "Feuerkrieg Division" in Deutschland.
Die dieser Gruppierung zugeschriebenen Symbole sowie die kolportierten
Aussagen deuten den Angaben zufolge ebenfalls auf eine
rechtsextremistische Weltanschauung und auf einen Hang zur Gewalt hin.

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, geht sie "von einer
gestiegenen Bedrohungslage in den Bereichen Rechtsextremismus und
Rechtsterrorismus aus." Dementsprechend nehme sie auch die
Verlautbarungen der "Atomwaffendivision" sowie die kolportierten
Verlautbarungen der "Feuerkrieg Division" sehr ernst.

 * 

5. Risiken für den Haushalt durch Garantien

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Risiken für den Bundeshaushalt aus den Garantien des
Bundes im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie sind Thema einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/19690). Die Bundesregierung soll
angeben, wie sich die Bürgschaften, Garantien und sonstigen
Gewährleistungen des Bundes auf die einzelnen KfW-Kreditprogramme
verteilen und mit welcher Ausfallquote zu rechnen ist. Wissen wollen
die Abgeordneten auch, aus welchen Mitteln Erstattungsleistungen aus
den Garantien des Wirtschaftsstabilisierungsfonds beglichen werden
sollen.

 * 

6. Neu angeschaffte Beatmungsgeräte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Neu angeschaffte Beatmungsgeräte sind Thema einer
Kleinen Anfrage (19/19663) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung wissen, welche Beatmungsgeräte in welcher
Ausstattung und zu welchem Preis bestellt worden sind.

 * 

7. AfD erkundigt sich nach Korrekturbitten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit Korrekturbitten des Bundesgesundheitsministeriums
an die Medien befasst sich erneut die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/19636). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, aus welchen Anlässen das Ministerium im September 2019 um
Korrekturen der Berichterstattung hat ersuchen lassen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9883: Heute im Bundestag Nr. 576 - 03.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 576

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juni 2020, Redaktionsschluss: 15.10 Uhr

1. Begünstigung der Thesaurierung

2. Glasfaser-Ausbau an Schulen

3. Forschung an Nanorobotern

4. Fachkräftezuwanderung aus Chile

5. Folgen des Verfassungsgerichtsurteils

6. Chinesisches Digitalgeld



1. Begünstigung der Thesaurierung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung erläutert in ihrer Antwort
(19/19391) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/18994) die
Thesaurierungsbegünstigung nach Paragraph 34a des
Einkommensteuergesetzes. Von dem Optionsrecht könnten alle
Personenhandelsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften
unabhängig von ihrer Größe Gebrauch machen, heißt es. Zur tatsächliche
Inanspruchnahme würden keine gesonderten Schätzungen für kleine und
mittlere Unternehmen vorliegen. Auf die Frage der Abgeordneten, ob die
Regierung Anreize für Unternehmen plant, damit diese große Teile des
Gewinns wieder in ihr Unternehmen investieren, antwortet die
Regierung, mögliche gesetzliche Maßnahmen im Bereich der
Unternehmensbesteuerung seien aktuell Gegenstand der Erörterung
innerhalb der Bundesregierung. Die Erörterungen seien noch nicht
abgeschlossen.

 * 

2. Glasfaser-Ausbau an Schulen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die FDP-Fraktion fragt in einer Kleinen Anfrage
(19/19685) nach dem Glasfaser-Ausbau an Schulen, die über das
Breitbandförderprogramm des Bundes finanziert wird. Die Abgeordneten
interessiert, wie die Bundesregierung die Notwendigkeit von schnellem
Internet in den Schulen für die Unterrichtsversorgung angesichts der
Corona-Pandemie und zum aktuellen Zeitpunkt bewertet und auf welcher
Datenbasis diese Einschätzung beruht. Auch fragen sie, ob die Schulen
in Deutschland aus Sicht der Bundesregierung ausreichend mit schnellem
Internet versorgt sind, um flächendeckend Online-Unterricht neben dem
durch die Corona-Pandemie reduzierten Präsenzunterricht anzubieten.

 * 

3. Forschung an Nanorobotern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die FDP-Fraktion stellt eine Kleine Anfrage
(19/19692) zu Forschung und Entwicklung im Bereich der Nanorobotik.
Die Abgeordneten möchten wissen, in welchen Einsatzbereichen derzeit
in Deutschland an der Nutzung von Nanorobotern geforscht wird und
welche Förderprogramme für die Forschung und Entwicklung der
Nanorobotik von der Bundesregierung derzeit angeboten werden. Zudem
fragt die Fraktion, wie es mit den von der Bundesregierung
durchgeführten NanoDialogen weitergeht und ob die Federführung
weiterhin beim BMU liegt.

 * 

4. Fachkräftezuwanderung aus Chile

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/19555) nach der Fachkräftezuwanderung aus Chile vor dem
Hintergrund des Gesetzes zur Verbesserung der Feststellung und
Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen (BQFG). Die
Abgeordneten möchten wissen, wie viele chilenische Staatsangehörige
sich nach Kenntnis der Bundesregierung beziehungsweise laut
Ausländerzentralregister zum 31. März 2020 insgesamt in der
Bundesrepublik Deutschland aufhielten. Auch interessiert die Fraktion,
wie sich die Anzahl von in der Bundesrepublik Deutschland lebenden
chilenischen Staatsbürgern seit dem Jahre 2000 entwickelt hat und wie
viele Personen, die zuvor eine chilenische Staatsangehörigkeit besaßen
oder noch besitzen, seit dem Jahr 2000 eingebürgert wurden.

 * 

5. Folgen des Verfassungsgerichtsurteils

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Folgen des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts zum Staatsanleihen-Kaufprogramm der
Europäischen Zentralbank (EZB) erkundigt sich die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/19691). Die Bundesregierung soll angeben,
wie sie zur Wahrnehmung ihrer Integrationsverantwortung prüfen will,
dass die EZB in ihren geldpolitischen Entscheidungen dem
Verhältnismäßigkeitsprinzip und dem Verbot der monetären
Staatsfinanzierung entspricht. Außerdem wollen die Abgeordneten
wissen, ob die Bundesregierung über ausreichende Informationen zur
Überprüfung der Einhaltung der Grenze zur monetären Staatsfinanzierung
durch die EZB verfügt. Ein weiteres Thema der Kleinen Anfrage sind die
Auswirkungen des Anleihenkaufprogramms auf Immobilienpreise und
Aktienkurse und das Risiko von Preisblasen.

 * 

6. Chinesisches Digitalgeld

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Kenntnisse die Bundesregierung über den
Entwicklungsstand des chinesischen digitalen Zentralbankgeldes hat,
will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19688) in Erfahrung
bringen. Außerdem geht es darum, wie viele weitere Staaten bereits
digitales Zentralbankgeld eingeführt haben und wie der
Entwicklungsstand eines europäischen digitalen Zentralbankgeldes
aussieht.

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 576 - 3. Juni 2020 - 15.10 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9882: Heute im Bundestag Nr. 575 - 03.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 575

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juni 2020, Redaktionsschluss: 14.17 Uhr

1. Förderung des Progressiven Zentrums

2. Deutsche Minderheit in Polen

3. Kindesentzug in Norwegen im Fokus

4. Lage sexueller Minderheiten in Polen

5. Zeitverzug bei Brexit-Verhandlung

6. Parlamentarische Versammlung bei VN

7. Anteil der Reisenden bei Rückholaktionen

8. Internetabschaltungen in Indien



1. Förderung des Progressiven Zentrums

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Verein "Das Progressive Zentrum" wird im Jahr
2020 seitens der Bundesregierung mit einem Betrag von knapp 600.000
Euro gefördert. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/19337) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/17868) schreibt, setze die
finanzielle Förderung eines Zuwendungsempfängers zuwendungsrechtlich
nicht voraus, dass der Zuwendungsgeber sämtliche politischen
Positionen eines Zuwendungsempfängers kennt, teilt oder sich diese zu
eigen macht.

 * 

2. Deutsche Minderheit in Polen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Seit 2019 vertritt Polen den Standpunkt, dass
Kinder, die Deutsch als Minderheitensprache lernen, ab der 7. Klasse
nicht mehr zusätzlich Deutsch als Fremdsprache wählen können, sondern
eine zweite andere Fremdsprache wählen müssen. Dies führe zu einem
Verlust von zwei bis drei Unterrichtsstunden und habe damit negative
Auswirkungen auf den Spracherwerb, schreibt die Bundesregierung in der
Antwort (19/19433) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/18415) zur Umsetzung des deutsch-polnischen
Nachbarschaftsvertrages. Betroffen seien rund 50.000 Schüler der
deutschen Minderheit. In den Verhandlungen mit der polnischen Seite
seien in dieser Frage keine Verbesserungen für die deutsche Minderheit
erreicht worden. Der Deutsche Bundestag habe für das laufende
Haushaltsjahr für die außerschulische Sprachförderung weitere Mittel
zur Verfügung gestellt.

Die Vertreterin der Kultusministerkonferenz der Länder habe zudem in
der Sitzung des deutsch-polnischen Runden Tischs zu Fragen der
Förderung der deutschen Minderheit in Polen und der polnischstämmigen
Bürger und Polen in Deutschland im Juni 2019 für das Jahr 2020 eine
Umfrage in Aussicht gestellt, die dazu beitragen soll, den Bedarf an
schulischem Polnisch-Unterricht in den deutschen Bundesländern zu
ermitteln.

 * 

3. Kindesentzug in Norwegen im Fokus

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung sind aus den vergangenen drei
Jahren fünf Fälle bekannt, in denen die norwegische
Kinderschutzbehörde "Barnevernet" Kinder aus Familien mit deutscher
Staatsangehörigkeit entzogen hat. Wie es in der Antwort (19/19387) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18928) heißt, seien diese
Fälle dem Auswärtigen Amt durch betroffene Familien, über den
Petitionsausschuss oder von Mitgliedern des Bundestages zugetragen
worden.

"Verstöße norwegischer Kinderschutzbehörden in Einzelfällen gegen die
Bestimmungen der Europäischen Menschenrechtskonvention sind Gegenstand
von Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, die
zum Teil zu Verurteilungen Norwegens geführt haben", schreibt die
Bundesregierung. Die norwegische Regierung habe angekündigt, diese
Entscheidungen ernst zu nehmen und die gesetzlichen Regelungen zu
überprüfen, auf denen die beanstandeten Maßnahmen beruht haben.

 * 

4. Lage sexueller Minderheiten in Polen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Um die Lebenssituation lesbischer, schwuler,
bisexueller, transsexueller und intergeschlechtlicher Menschen in
Polen geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/19407) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18782). Einerseits scheine
die Akzeptanz vor allem in den städtischen Milieus zu steigen, was
etwa jährlich höhere Teilnehmerzahlen an "Pride Parades" zeigten,
heißt es darin. Die Hauptstadt Warschau habe eine Deklaration LGBT+
unterzeichnet, die umfangreiche Verbesserungen für die Situation
dieser Bevölkerungsgruppe einfordere. Andererseits bestünden
gesellschaftliche und politische Strömungen, die unter anderem mittels
sogenannter "LGBTI-Ideologie-freien Zonen", Ressentiments gegen diese
Bevölkerungsgruppe schüren würden. Die Bundesregierung stehe über die
Botschaft Warschau in kontinuierlichem Kontakt mit polnischen
LGBTI-Nichtregierungsorganisationen sowie mit dem polnischen
Beauftragten für Bürgerrechte. Der deutsche Botschafter gehöre
regelmäßig zu den Zeichnern des jährlichen Unterstützungsschreibens
der Botschafter für die polnische LGBTI-Community. In politischen
Gesprächen mit der polnischen Seite spreche sich die Bundesregierung
gegen die Diskriminierung von LGBTI-Personen aus.

 * 

5. Zeitverzug bei Brexit-Verhandlung

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die "Brexit-Verhandlungen im Schatten von Corona"
geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/19472). Wie die
Abgeordneten darin schreiben, hätte sich der EU-Chefunterhändler für
die künftigen Beziehungen zum Vereinigten Königreich, Michel Barnier,
nach der Verhandlungsrunde Ende April "enttäuscht" und "besorgt"
gezeigt. Bei den für die Europäische Union wesentlichen Themen habe es
keinerlei Fortschritte gegeben. Die britische Seite sei nicht bereit
gewesen, sich auf fundamentale Fragen auch nur einzulassen.

Bis zum 1. Juli müsste den Fragestellern zufolge eine Verlängerung der
Brexit-Übergangsperiode vereinbart sein, die die Briten auch in der
letzten Verhandlungsrunde weiterhin konsequent abgelehnt hätten. Ohne
Fristverlängerung laufe die Übergangsphase Ende dieses Jahres aus.
"Ist bis dahin kein Freihandelsabkommen ausgehandelt, droht ab Januar
2021 das No-Deal-Szenario (jetzt cliff-edgeSzenario genannt) mit
Zöllen und erschwerten Bedingungen für die Wirtschaft, zum Beispiel im
Bereich von Standards und Normen."

Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie sie während der im
Juli beginnenden deutschen Ratspräsidentschaft auf die britische
Regierung einwirken will, um entweder ein umfassendes Abkommen
abschließen zu können oder aber eine Verlängerung der
Verhandlungsperiode zu erreichen. Außerdem erkundigen sich die
Abgeordneten danach, welches der Szenarien die Bundesregierung für am
wahrscheinlichsten hält und wie sie sich darauf vorbereitet.

 * 

6. Parlamentarische Versammlung bei VN

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die Einrichtung einer Parlamentarischen
Versammlung der Vereinten Nationen geht es in einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/19360). Darin verweisen die Abgeordneten
auf einen Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU/CSU und SPD
(18/6331) aus der vergangenen Wahlperiode, in dem die Bundesregierung
aufgefordert worden sei, im Sinne der demokratischen Legitimation die
Einrichtung einer solchen Versammlung zu prüfen. Die Linksfraktion
erkundigt sich nun unter anderem nach dem Ergebnis dieser Prüfung,
nach den möglichen Kosten und einer Finanzierung des Gremiums aus den
Pflichtbeiträgen der VN-Mitgliedstaaten.

 * 

7. Anteil der Reisenden bei Rückholaktionen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den Details der Rückholaktionen von deutschen
Reisenden durch die Bundesregierung infolge der Corona-Pandemie
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19473).
Die Abgeordneten fragen unter anderem nach der Zahl der Flüge, den
Kosten und nach dem Anteil der Reisenden an den Rückholaktionen
insgesamt.

 * 

8. Internetabschaltungen in Indien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die indische Regierung schaltet nach Kenntnis der
Bundesregierung regelmäßig präventiv vor antizipierten gewaltsamen
Protesten lokal und auch regional den Internetzugang vor allem mobiler
Dienste ab. So habe die Nichtregierungsorganisation "Software Freedom
Law Center" im Jahr 2019 insgesamt 106 Abschaltungen erfasst, die
meisten davon in Kaschmir und Rajasthan/Uttar Pradesh, heißt es in der
Antwort der Bundesregierung (19/19454) auf eine Kleine Anfrage der 
FDP-Fraktion (19/17903). Auf der Rechtsgrundlage des "Telegraph Act"
könnten die indischen Bundesstaaten Abschaltungen auch
eigenverantwortlich vornehmen, um Kommunikation bei "Gefahr für die
öffentliche Sicherheit" zu blockieren. Die mit der Abschaffung des
Autonomiestatus des ehemaligen Bundesstaates Jammu und Kaschmir am 5.
August 2019 einhergehenden umfassenden Internetbeschränkungen zur
Terrorabwehr, die auch vom Obersten Gerichtshof kritisiert worden
seien, habe die indische Regierung im neuen Unionsterritorium Jammu
und Kaschmir mittlerweile teilweise zurückgenommen, allerdings
zunächst nur für sehr langsame 2G-Verbindungen und 300 Webseiten,
wodurch der Internetzugang weiterhin stark eingeschränkt bleibe.

Des Weiteren gibt die Bundesregierung in der Antwort Auskunft über
ihre Kenntnisse zu Internetabschaltungen in Myanmar, im Irak und im
Iran, in der demokratischen Republik Kongo, in Simbabwe sowie im
Tschad.

 * 
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BUNDESTAG/9881: Heute im Bundestag Nr. 574 - 03.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 574

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juni 2020, Redaktionsschluss: 13.42 Uhr

1. Zahl der Einbürgerungen

2. Corona-Auswirkungen auf Klimapolitik

3. Folgewirkungen der Coronakrise

4. Suchthilfe in der Coronakrise

5. FDP fragt nach Schutzausrüstung

6. Alkoholkonsum in der Coronakrise

7. Wald und Holz in der Klimabilanz

8. Vorhersage über Klimaentwicklung



1. Zahl der Einbürgerungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl der Einbürgerungen in Deutschland in
den zurückliegenden Jahren berichtet die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/19463) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/18568). Danach stieg diese Zahl von gut 107.000 im Jahr 2015 auf
jeweils mehr als 112.000 in den Jahren 2017 und 2018. Zuvor war sie
von jeweils gut 112.000 in den Jahren 2012 und 2013 auf mehr als
108.000 im Jahr 2014 gefallen.

 * 

2. Corona-Auswirkungen auf Klimapolitik

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung erwartet überwiegend keine
beziehungsweise nur vereinzelt Verzögerungen bei der Umsetzung der
Maßnahmen des Klimaschutzprogrammes 2030 aufgrund der Corona-Krise.
Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/19432) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/19083) hervor.

 * 

3. Folgewirkungen der Coronakrise

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den Folgewirkungen der zur Eindämmung des
Coronavirus verfügten Restriktionen befasst sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/19541). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung wissen, ob es in Hinblick auf die sozialen und
wirtschaftlichen Auswirkungen eine Folgenabschätzung gegeben hat.

 * 

4. Suchthilfe in der Coronakrise

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die medizinische Versorgung von Drogensüchtigen ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/19544) der Linksfraktion. In der
Coronakrise habe sich die Versorgung suchtkranker Menschen
verschlechtert. Die Abgeordneten erkundigen sich bei der
Bundesregierung nach Substitutionsangeboten.

 * 

5. FDP fragt nach Schutzausrüstung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/19470) danach, wie in einem Pandemiefall persönliche
Schutzausrüstung in ausreichender Menge zur Verfügung gestellt werden
kann. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wie die
mittel- und langfristige Planung in dem Bereich aussieht.

 * 

6. Alkoholkonsum in der Coronakrise

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion interessiert sich für den
Alkoholkonsum in der Coronakrise. Suchtexperten gingen davon aus, dass
es in der Pandemie zu einem Anstieg schädlichen Alkoholkonsums kommen
könne, heißt es in einer Kleinen Anfrage (19/19693) der Fraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, welche Menge
an Alkohol von Januar bis Mai 2020 konsumiert worden ist.

 * 

7. Wald und Holz in der Klimabilanz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach "Wald und Holz in der Klimabilanz 2019"
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19531).
Von der Bundesregierung möchte die Fraktion unter anderem erfahren,
inwieweit "die Speicherung von Kohlendioxid durch die Sektoren "Forst"
und "Holz" in der Klimabilanz 2019 nach Kenntnis der Bundesregierung
erfasst und berücksichtigt" wurde.

 * 

8. Vorhersage über Klimaentwicklung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion thematisiert Prognosen zur
Klimaentwicklung. In einer Kleinen Anfrage (19/19640) will die
Fraktion wissen, wie sie die "Einhaltung eines bestimmten Klimaziels"
sicherstellen will, "wenn nach Ansicht der Fragesteller doch
verlässliches Wissen über zukünftige klimatische Entwicklungen
prinzipiell nicht erworben werden kann".

 * 
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BUNDESTAG/9880: Heute im Bundestag Nr. 573 - 03.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 573

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juni 2020, Redaktionsschluss: 13.07 Uhr

1. Rolle der EU bei Kampf gegen Klimawandel

2. Meldestelle für Internetinhalte

3. Mitgliederzahl von Rockerclubs

4. Auslandseinsätze von Polizei und Zoll



1. Rolle der EU bei Kampf gegen Klimawandel

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Über die Rolle der Wirtschafts-, Haushalts- und
Sozialpolitik bei der Bekämpfung des Klimawandels haben sich am 18.
und 19. Februar 2020 die Delegierten der 14. Tagung der
Interparlamentarischen Konferenz über Stabilität,
wirtschaftspolitische Koordinierung und Steuerung in der Europäischen
Union in Brüssel ausgetauscht. Das geht aus einer Unterrichtung
(19/19305) der sechsköpfigen Bundestagsdelegation unter Leitung von
André Berghegger (CDU) hervor. Unter anderem strich der
UN-Sonderbeauftragte für Klimaschutz, Mark Carney, auf der Konferenz
die Bedeutung einer nachhaltigen Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen
heraus. Der Präsident des Europäischen Parlaments, David Sassoli,
forderte eine höhere Mittelausstattung für den künftigen Mehrjährigen
Finanzrahmen (MFR) der EU.

 * 

2. Meldestelle für Internetinhalte

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der von deutschen Behörden in den
vergangenen Jahren über die nationale "Meldestelle für
Internetinhalte" übermittelten Datensätze an die "Meldestelle für
Internetinhalte" bei Europol ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/19440) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/18098). Danach sind seit Beginn des Wirkbetriebs der
"Nationalen Internet Referral Unit (IRU)" beim Bundeskriminalamt (BKA)
am 1. Oktober 2018 bis Ende vergangenen Jahres "insgesamt 12.885 Links
(2018: 5.053 Links, 2019: 7.832 Links) zu Propaganda jihadistischer
Gruppierungen über die Europol-Anwendung IRMA an die IRU Europol zur
Anregung der Löschung durch die Online Service Provider (OSP)
übermittelt worden".

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort weiter ausführt, hat die
Europäische Union (EU) IRU bei Europol nach eigenen Angaben seit der
Aufnahme ihres Wirkbetriebs im Jahre 2015 bis März 2019 insgesamt
99.166 Links an die Online-Service-Provider mit der Anregung zur
Löschung übermittelt".

 * 

3. Mitgliederzahl von Rockerclubs

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Mitgliederzahl von Rockergruppierungen ist ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/19442) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/18020). Wie die Bundesregierung darin
ausführt, sind nach derzeitigen Schätzungen zirka 9.000 Mitglieder von
Rockergruppierungen und zirka 1.300 Mitglieder von rockerähnlichen
Gruppierungen in Deutschland verzeichnet.

 * 

4. Auslandseinsätze von Polizei und Zoll

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl der an Auslandsmissionen beteiligten
deutschen Polizei- und Zollbeamten berichtet die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/19467) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/17776). Danach waren mit Stand vom 3. April insgesamt 56
Beamte von Bundespolizei, Zoll und Länderpolizeien einschließlich auf
Vertragsbasis eingesetzter deutscher Polizisten an insgesamt zehn
Auslandsmissionen beteiligt.

 * 
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BUNDESTAG/9879: Heute im Bundestag Nr. 572 - 03.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 572

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juni 2020, Redaktionsschluss: 12.51 Uhr

1. Szenarienpapier zu Covid-19

2. EMT-Umsiedlungen aus Libyen

3. Cyber-Angriffe auf Kliniken

4. Initiative Stärker als Gewalt

5. Zahl antisemitischer Straftaten



1. Szenarienpapier zu Covid-19

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das aus dem März dieses Jahres stammende
Szenarienpapier "Wie wir Covid-19 unter Kontrolle bekommen" ist Thema
der Antwort der Bundesregierung (19/19459) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/18426). Danach wurde das Papier von externen
Wissenschaftlern unter Mitwirkung des Bundesministeriums des Innern,
für Bau und Heimat im März erarbeitet. An seiner Erstellung wirkten
den Angaben zufolge "externe Experten aus den einschlägigen Bereichen
(unter anderem Gesundheitswesen, Krisenmanagement, Verwaltung und
Wirtschaft) mit". Die Mitwirkung des Ministeriums war laut Vorlage
"rein koordinierend und redaktionell (Erstellung einer
Zusammenfassung)".

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, wurde das interne Papier mit
dem Ziel erarbeitet, unterschiedliche Szenarien der Ausbreitung des
Coronavirus zum Zeitpunkt der Papiererstellung zu analysieren -
unabhängig von der Wahrscheinlichkeit ihres Eintritts. Neben den
fortlaufend weiterentwickelten Lagebildern sowie zahlreichen Berichten
und Auswertungen floss der Antwort zufolge auch das Szenarienpapier in
die Diskussion über den weiteren Umgang mit der Corona-Epidemie ein.

Laut Bundesregierung ist es "Kennzeichen eines Szenarienpapiers, dass
es Argumente, Handlungsweisen und ihre Konsequenzen und von
Sachverständigen beigesteuerte Aspekte zusammenstellt, ohne die
Entscheidung des Beratenen zu präjudizieren".

 * 

2. EMT-Umsiedlungen aus Libyen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Umsiedlungen im Rahmen des "Emergency Transit
Mechanismus" (ETM) aus Libyen sind Gegenstand der Antwort der
Bundesregierung (19/19279) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/18998). Wie die Bundesregierung darin darlegt, wurden nach
Angaben des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR) vom
5. Mai 2020 seit November 2017 über den ETM 3.208 Personen aus Libyen
nach Niger evakuiert. Davon seien bisher 2.454 Personen in Belgien,
Deutschland, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Kanada,
den Niederlanden, Norwegen, Schweden, der Schweiz und den Vereinigten
Staaten angesiedelt worden.

Derzeit warten 158 weitere Personen auf ihre Ausreise aus dem Niger in
eines dieser Zielländer, wie die Bundesregierung in ihrer Antwort vom
15. Mai weiter ausführt. Darin verweist sie zugleich darauf, dass nach
ihrer Kenntnis Evakuierungen aus Libyen nach Niger sowie
Neuansiedlungen aus Niger in Aufnahmeländer aufgrund der
Covid-19-Pandemie derzeit suspendiert seien.

 * 

3. Cyber-Angriffe auf Kliniken

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Cyber-Angriffe auf Krankenhäuser geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/19392) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/18797). Danach sind dem Bundesamt für Sicherheit in
der Informationstechnik (BSI) mit Stand vom 22. Mai im Rahmen der
gesetzlichen Meldepflicht seit dem Jahr 2018 von 27 Klinik-Betreibern
Cyber-Angriffe mitgeteilt worden.

 * 

4. Initiative Stärker als Gewalt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Initiative "Stärker als Gewalt" ist ein Thema
der Antwort der Bundesregierung (19/19462) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/18567). Danach handelt es sich bei dieser Initiative
um eine bundesweite Öffentlichkeitskampagne "zur Ächtung von Gewalt
gegen Frauen sowie zur Sensibilisierung und Information der breiten
Öffentlichkeit zu Hilfe, Unterstützung und Handlungsmöglichkeiten für
gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder". Sie richtet sich den Angaben
zufolge "an Betroffene, darunter auch Männer als Betroffene von
häuslicher Gewalt, Angehörige oder Täter, sowie das Umfeld (Familie,
Nachbarinnen und Nachbarn, Kolleginnen und Kollegen) und Fachkräfte".

Erstmals würden "die Hilfe- und Unterstützungsangebote vieler
Kooperationspartnerinnen und -partner übersichtlich gebündelt auf
einer Webseite dargestellt (https://staerker-als-gewalt.de)", führt
die Bundesregierung weiter aus. Ein wichtiges Instrument sei hier
weiterhin das Hilfetelefon "Gewalt gegen Frauen". Hier gebe es unter
der kostenlosen Telefonnummer 08000 - 116 016 Unterstützung und Hilfe
bei allen Formen von Gewalt gegen Frauen.

Die Initiative wurde laut Vorlage am 25. November 2019
öffentlichkeitswirksam gestartet und läuft noch bis zum Ende des
Jahres 2021.

 * 

5. Zahl antisemitischer Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im ersten Quartal 2020 sind in Deutschland nach
vorläufigen Zahlen 287 Straftaten mit antisemitischem Hintergrund
gemeldet worden, darunter sieben Gewalttaten. Fünf Menschen wurden
infolge solcher Straftaten im genannten Zeitraum verletzt, wie aus der
Antwort der Bundesregierung (19/19457) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/18503) hervorgeht.

Danach entfielen fünf Gewalttaten und 269 sonstige Straftaten auf die
politisch rechts motivierte Kriminalität sowie eine sonstige Straftat
auf die politisch links motivierte Kriminalität. Zwei sonstige
Straftaten wurden dem Bereich der "politisch motivierten
Kriminalität - religiöse Ideologie" zugerechnet und drei sonstige
Straftaten dem Bereich der "politisch motivierten Kriminalität -
ausländische Ideologie". Zwei Gewalttaten und fünf sonstige Straftaten
wurde im Bereich "politisch motivierte Kriminalität - Nicht
zuzuordnen" registriert.

Zu den erfassten 287 Straftaten wurden den Angaben zufolge insgesamt
127 Tatverdächtige ermittelt. Wie die Bundesregierung weiter ausführt,
wurde eine Person vorläufig festgenommen. Haftbefehle wurden den
Angaben zufolge nicht erlassen.

 * 
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BUNDESTAG/9878: Heute im Bundestag Nr. 571 - 03.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 571

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juni 2020, Redaktionsschluss: 12.20 Uhr

1. Cloud-Dienste externer Anbieter

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

3. Bahnhöfe mit Bundespolizei

4. Politisch rechts motivierte Straftaten

5. Vollstreckte Haftbefehle an Grenzen

6. Vordrucke für Verpflichtungserklärungen



1. Cloud-Dienste externer Anbieter

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Sofern die Bundesregierung für die Verarbeitung
personenbezogener Daten externe Anbieter von Cloud-Diensten in
Anspruch nimmt, stellt sie dabei nach eigenen Angaben die Einhaltung
der datenschutzrechtlichen Vorschriften durch den Abschluss von
Vereinbarungen nach Kapitel IV der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
sicher. Unabhängig davon sei es gemäß Artikel 57 DSGVO "die Aufgabe
der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden, die Anwendung der
Datenschutzgrundverordnung zu überwachen und durchzusetzen", führt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19444) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/17833) weiter aus.

 * 

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im Februar dieses Jahres 18
Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/19445) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18241) hervor.

Danach wurden mit Stand vom 7. April für Februar 2020 insgesamt 1.002
solcher Straftaten gemeldet, darunter 39 Gewalttaten. Die Zahl der zu
diesen Delikten ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage
auf 436. Sechs Tatverdächtige seien vorläufig festgenommen worden. Wie
es in der Antwort weiter heißt, wurde kein Haftbefehl erlassen.

 * 

3. Bahnhöfe mit Bundespolizei

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Informationen zur Zahl der Bahnhöfe, an denen die
Bundespolizei in den vergangenen Jahren untergebracht war
beziehungsweise ist, enthält die Antwort der Bundesregierung
(19/19455) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17991). Wie
daraus hervorgeht, ist diese Zahl nach Angaben der Deutschen Bahn AG
von 103 im Jahr 2012 bis zum vergangenen Jahr auf den diesjährigen
Wert von 112 gestiegen.

 * 

4. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im Januar dieses Jahres 21
Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/19434) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18341) hervor.

Danach wurden für Januar 2020 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt 999
solcher Straftaten gemeldet, darunter 36 Gewalttaten. Die Zahl der zu
diesen Delikten ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage
auf 385. Ein Tatverdächtiger sei vorläufig festgenommen worden. Wie es
in der Antwort weiter heißt, wurde kein Haftbefehl erlassen.

 * 

5. Vollstreckte Haftbefehle an Grenzen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) An den deutschen Land- und Seegrenzen sind vom 1.
bis 27. Januar dieses Jahres 253 Haftbefehle vollstreckt und 111
Verstöße gegen Wiedereinreisesperren festgestellt worden. Dies geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/19453) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/17774) hervor.

 * 

6. Vordrucke für Verpflichtungserklärungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Verpflichtungserklärungen nach Paragraf 68 des
Aufenthaltsgesetzes zur Haftung für den Lebensunterhalt eines
Ausländers geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/19451) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18192). Darin erkundigte sich
die Fraktion nach der Zahl der Vordrucke für solche Erklärungen, die
in den vergangenen Jahren jeweils an für die Entgegennahme zuständigen
Behörden von Bund und Ländern ausgegeben wurden. Wie dazu aus der
Antwort der Bundesregierung hervorgeht, bewegte sich diese Zahl
zwischen 555.655 im Jahr 2014 und 428.349 im Jahr 2018.

 * 
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BILDUNG/968: Brauchen eine digitale Unterrichtspflicht für den Staat

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Juni 2020

SATTELBERGER: Brauchen eine digitale Unterrichtspflicht für den
Staat 



Zur Studie der GEW zur Digitalisierung der Schulen erklärt der
bildungspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. h.c. Thomas
Sattelberger:

"Corona zeigt: Wir brauchen bundesweit eine digitale Schulpflicht für
den Staat, die in den Schulgesetzen verankert ist. Denn Schulpflicht
für Schüler heißt im Umkehrschluss Unterrichtspflicht für den Staat,
auch digital. Es ist höchste Zeit, den digitalen Turbo für unser
Bildungssystem zu zünden. Dafür ist dreierlei nötig: Erstens muss der
Digitalpakt radikal vereinfacht und Schulen von den verworrenen
Antragsstellungsverfahren befreit werden. Zweitens muss der
Digitalpakt dauerhaft für Lehrerfortbildungen geöffnet werden. Und
drittens müssen digitale Endgeräte endlich als Lernmittel für
bedürftige Familien anerkannt werden. Der Laptop gehört künftig
genauso in die Schultaschen aller Kinder wie der Bleistift. Bislang
fehlen den meisten Ländern Konzepte für die digitale Aus- und
Fortbildung der Lehrer, zudem haben Bund und Länder die
Bereitstellung von Infrastruktur verschlafen. Schulen brauchen daher
mehr Entscheidungsfreiheit vor Ort und mehr personelle, finanzielle
und pädagogische Freiheiten."

 * 
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WIRTSCHAFT/3127: Große Koalition muss Pleitewelle bei Touristikbetrieben verhindern

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Juni 2020

KLINGE: Große Koalition muss Pleitewelle bei Touristikbetrieben
verhindern



Zum Kabinettsbeschluss der Aufhebung der Reisewarnungen erklärt der
tourismuspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Marcel Klinge:

"Der Beschluss ist nicht mehr als ein Tropfen auf den heißen Stein.
Denn damit gibt es weder Planungssicherheit für Reisebüros und -
veranstalter noch für Urlauber, die bereits ihre Ferien gebucht
haben. Auf dieser Basis können nun lediglich Verhandlungen mit den
anderen europäischen Ländern erfolgen. Das ist zu zögerlich und kommt
zu spät, denn in sechs von 16 Bundesländern starten noch in diesem
Monat die Sommerferien. Bundesaußenminister Maas muss nun echte
Perspektiven für die Reisewirtschaft schaffen. Bisher steht die
Bundesregierung noch immer zu sehr auf der Bremse. Viele Betriebe hat
das bereits die Existenz gekostet. Wenn die Große Koalition eine
Pleitewelle der vielen kleinen und mittelständischen
Touristikbetriebe noch verhindern will, muss sie jetzt entschlossen
handeln. Die FDP-Fraktion fordert sowohl einen konkreten,
verbindlichen Fahrplan als auch einen effektiven Rettungsschirm für
die Tourismusbranche."

 * 
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WIRTSCHAFT/3126: Wir brauchen ein Aufholprogramm für die deutsche Wirtschaft

FDP-Pressemitteilung vom 2. Juni 2020

TEUTEBERG-Statement: Wir brauchen ein Aufholprogramm für die
deutsche Wirtschaft



Zu den Erwartungen an den Koalitionsgipfel, zum Todestag von Walter
Lübcke und zur Lage in Hongkong gab die FDP-Generalsekretärin Linda
Teuteberg heute folgendes Statement ab:

"Wir schauen darauf, was die Große Koalition bei ihrem
Koalitionsausschuss heute zum Thema angekündigtes Konjunkturpaket
beraten und beschließen wird. Wir Freie Demokraten erwarten, dass da
Besseres und Kreativeres herauskommt als eine Abwrackprämie nur mit
dem neuen Namen Kaufprämie. Die Abwrackprämie gehört abgewrackt. Sie
ist keine gute Idee, sie wird auch durch einen neuen Namen nicht
besser. Was wir brauchen, ist ein wirkliches Aufholprogramm, damit
unsere Wirtschaft wieder auf einen Wachstumspfad kommt. Dafür haben
wir zahlreiche Vorschläge gemacht und erwarten auch, dass die Große
Koalition hier Besseres vorschlägt als wettbewerbsverzerrende
Subventionen und mit der Gießkanne oder Bazooka hier vorzugehen. Es
geht darum, öffentliches Geld auch gezielt einzusetzen dort, wo jeder
Euro am meisten bringt und nicht einfach mit der Gießkanne Geld zu
verteilen und Schulden zu machen, als gäbe es kein Morgen.

Es ist richtig und notwendig zu investieren, insbesondere in die
digitale Infrastruktur, in die Modernisierung unserer Schulen und
beim Klimaschutz. Aber auch das muss da geschehen, wo der eingesetzte
Euro am meisten bringt. Und wir brauchen dauerhafte Entlastung, dass
Menschen sich darauf verlassen können, sowohl Menschen als auch
Unternehmen, dass sie dauerhaft entlastet werden: bei der
Einkommensteuer, indem wir den Mittelstandsbauch abflachen bei
kleinen und mittleren Einkommen und den Soli vollständig abschaffen
und für die Unternehmen in Deutschland, indem wir Abschreibungen auf
Investitionen erleichtern und so sowohl öffentliche als auch private
Investitionen in Deutschland fördern, anreizen. Das brauchen wir, um
wirklich die Wirtschaft wieder in Schwung zu bekommen. Nicht die
Bazooka oder Gießkanne ist hier gefragt, sondern Ausgabendisziplin
und Ausgabengenauigkeit.

Auch wir Freie Demokraten gedenken des traurigen Ereignisses vor
einem Jahr, als der Kasseler Regierungspräsident Walter Lübcke
ermordet wurde. Für uns ist weiterhin die Auseinandersetzung mit und
die Bekämpfung von Rechtsextremismus ein wichtiges Thema. Es ist
sowohl ein Thema für jeden und jede von uns im Alltag,
Menschenverachtung und Hetze entgegenzutreten, wo immer sie uns
begegnet. Und es ist uns ein Anliegen - wir haben das auch vor diesem
schlimmen Ereignis schon politisch gefordert, dafür Vorschläge
gemacht -, dass wir unsere Sicherheitsbehörden stärken im Kampf gegen
Extremismus, dass sie besser zusammenarbeiten. Dafür haben wir eine
Föderalismuskommission III vorgeschlagen, damit die
Landesverfassungsschutzämter zum Beispiel besser zusammenarbeiten,
dass Versäumnisse wie beim NSU-Komplex nicht mehr vorkommen können.
Dafür wollen wir, dass die Analysefähigkeit gestärkt wird, dass es
eine bessere Zusammenarbeit gibt unserer Sicherheitsbehörden, eine
konsequente Entwaffnung übrigens von Rechtsextremisten und vieles
mehr. Hier muss auch der Rechtsstaat entschlossen vorgehen.

Und schließlich macht uns auch das Vorgehen von China mit dem
angekündigten Sicherheitsgesetz für Hongkong Sorge, wo der Grundsatz
'Ein Land, zwei Systeme' missachtet wird. Hier erwarten wir klare
Worte der Bundesregierung, denn auch China muss sich an Völkerrecht
halten. Es darf nicht zum Bruch internationaler Verträge kommen. Die
Rechte der Hongkonger stehen hier auf dem Spiel. Und wenn es dazu
kommen sollte, dass hier erneut mit Gewaltanwendung eine
Demokratiebewegung unterdrückt werden soll, dann geht es um
Sanktionen. Die Bundesregierung muss hier klarmachen, dass auch China
sich zu halten hat an internationale Verträge. Wir erwarten hier eine
klare Haltung der Bundesregierung und nicht nur Schweigen zu diesem
Thema."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3528: Ausbau von Personen- und Güterverkehr auf der Schiene braucht ausreichend Platz für alle Verkehre (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 3. Juni 2020

Ausbau von Personen- und Güterverkehr auf der Schiene braucht ausreichend Platz für alle Verkehre

Jochen Schulte: Investitionen in Streckennetz sind zu begrüßen, aber: Berufliches Pendeln und Tourismus bei Vollsperrung wichtiger Bahnstrecken unbedingt berücksichtigen



Zum heutigen Gespräch mit Vertretern der DB AG im Energieausschuss des
Landtages Mecklenburg-Vorpommern erklärt der verkehrspolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Die SPD-Fraktion begrüßt es grundsätzlich, wenn die DB AG in das für
die Menschen in Mecklenburg-Vorpommern wichtige Streckennetz
investiert, auch wenn Bauarbeiten immer mit Einschränkungen verbunden
sind. Aber auch notwenige Baumaßnahmen müssen Rücksicht auf die
Umgebung nehmen. Insofern sind die geplanten Arbeiten auf der Strecke
Hamburg-Berlin, die mit einer geplanten Vollsperrung vermutlich ab
September 2021 einhergehen sollen, insbesondere für die touristische
Nachsaison, aber auch für Pendler aus M-V eine ganz erhebliche
Belastung. Dies muss die DB unbedingt berücksichtigen. Zu begrüßen ist
immerhin, dass die Arbeiten konzentriert innerhalb von zehn Wochen
erfolgen sollen.

Wir erachten es perspektivisch als erforderlich, dass auf der Strecke
zwischen Hamburg und Hagenow-Land die Planungen für ein drittes Gleis
aufgenommen werden und die notwendigen Vorkehrungen zur Errichtung
getroffen werden. Insbesondere für den Regionalverkehr von M-V nach
Hamburg erachten wir dies als notwendig, um auf dem RE1 attraktive
Takte und Fahrzeiten anbieten zu können. Auch die Fertigstellung des
Verkehrsprojektes Deutsche Einheit 1 und damit der durchgängig
zweigleisig-elektrifizierte Ausbau bis nach Stralsund gehört nach oben
in der Prioritätenliste des Bundes, um die touristische Anbindung der
Ostseeküste per Bahn zu verbessern.

Wer es ernst damit meint, den Personen- und Güterverkehr auf der
Schiene zu stärken, der muss auch dafür sorgen, dass auf der Schiene
ausreichend Platz für all diese Verkehre ist. Das dritte Gleis von
Hamburg nach Hagenow-Land sowie die Fertigstellung des VDE1 sind
hierbei wesentliche Bausteine aus Landessicht. Die SPD-Fraktion
begrüßt deshalb, dass sich die Landesregierung für diese Maßnahmen im
Bund einsetzt. Es wäre eine gute Gelegenheit für
Bundesverkehrsminister Scheuer, richtige und sinnvolle Entscheidungen
zu treffen und diese Projekte voranzubringen. "

 * 
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LATEINAMERIKA/1979: Brasilien - Mit Fake-News gegen die Demokratie (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Mit Fake-News gegen die Demokratie

Von Niklas Franzen



Präsident Bolsonaro attackiert das Oberste Gericht und ist in
eine Kampagne mit Falschinformationen verstrickt. Die
Corona-Infektionen steigen rasant.

(São Paulo, 1. Juni 2020, taz) - Am Ende der Ansprache wurde
Jair Bolsonaro noch einmal laut. "Es reicht, verdammte Scheiße",
brüllte der Präsident Brasiliens am 28. Mai und erntete bei seinen
Unterstützer*innen Beifall, die sich wie jeden Tag vor dem
Präsidentenpalast versammelt hatten. Am vergangenen Mittwoch hatte die
Bundespolizei Razzien bei mehreren prominenten Verbündeten Bolsonaros
durchgeführt, darunter Politiker*innen, Journalist*innen und
Unternehmer*innen.

Der Vorwurf: Sie sollen hinter Fake-News-Kampagnen stehen. Angeordnet
hatte die Durchsuchungen Alexandre de Moraes, Richter am obersten
Gerichtshof. Bolsonaro drohte daraufhin unverhohlen, er werde keine
"absurden Befehle" mehr befolgen, und so ein Tag werde sich nicht
wiederholen. Es war der Höhepunkt eines Konfliktes, der sich in den
letzten Wochen immer mehr zugespitzt hatte.

Gegen das sogenannte Kabinett des Hasses wird schon länger ermittelt.
Über die sozialen Medien soll die Gruppe - finanziert durch reiche
Unternehmer*innen - systematisch Fake News und Hetze gegen die
demokratischen Institutionen in Brasilien verbreiten. Anführen soll
sie Präsidentenspross Carlos Bolsonaro.

"Der Regierungsapparat wird dazu genutzt, das Internet mit
Falschmeldungen und Gewaltaufrufen zu fluten", sagt die Soziologin und
Professorin der Bundesuniversität von São Paulo, Esther Solano,
der taz. "Das ist antidemokratisch und kriminell."


Ermittlungen gegen Bolsonaro

Besonders geschmacklos reagierte Bildungsminister Abraham Weintraub,
der die Razzien mit der Reichspogromnacht verglich. Jüdische
Organisationen aus der ganzen Welt reagierten empört. Jener Weintraub
steht selbst wegen antidemokratischer Aussagen im Fokus der
Ermittler*innen. Während einer Kabinettssitzung polterte er, die
"Penner" des obersten Gerichtshofes müsse man ins Gefängnis werfen.
Bei der darauf vom Gericht angeordneten Vernehmung war er schließlich
nicht mehr so gesprächig und schwieg.

Bolsonaro bezeichnete das Kabinett des Hasses als "Erfindung".
Allerdings: Journalist*innen berechneten, dass nach den Razzien die
Social-Media-Aktivitäten für den Präsidenten um 40 Prozent
zurückgingen. Laut Richter Moraes könnte die Gruppe sogar wegen
Bildung einer kriminellen Vereinigung angeklagt werden.

Der oberste Gerichtshof hatte zuletzt zahlreiche Dekrete des
Präsidenten geblockt, sowie die Nominierung eines Vertrauten
Bolsonaros zum Chef der Bundespolizei.

Vor zwei Wochen gab ein Richter das Video einer Kabinettssitzung im
April frei [1], das beweisen soll, dass Bolsonaro aus politischen
Gründen Einfluss auf die Bundespolizei nehmen wollte. Der Präsident
des obersten Gerichtshofes leitete Ermittlungen gegen Bolsonaro ein
[2] und verglich am Sonntag die aktuelle Situation in Brasilien sogar
mit Nazi-Deutschland.

Auslöser für den Vergleich waren offene Drohungen aus dem
Regierungslager gegen die demokratischen Institutionen des Landes.
Präsident Bolsonaro ließ sich am Sonntag erneut auf einem Protest in
der Hauptstadt Brasília blicken, wo unter anderem für eine Schließung
des obersten Gerichtshofes demonstriert wurde. Augusto Heleno,
Minister für institutionelle Sicherheit, drohte mit "unvorhersehbaren
Konsequenzen", sollte das Handy des Präsidenten beschlagnahmt werden.
Manche in Brasilien fürchten einen Militärputsch - auch wenn Heleno
das dementierte.


Amtsenthebungsverfahren unwahrscheinlich

Die Soziologin Solano hält einen "klassischen Militärputsch"
allerdings für unwahrscheinlich. "Aber es ist möglich, dass Bolsonaro
die politische Instabilität und die Pandemie ausnutzt, um die
Militarisierung voranzutreiben und eine vermeintliche Ordnung durch
Gewalt wiederherzustellen."

Am Sonntag stellten sich in São Paulo Hunderte Fußballfans
einem Protest von Bolsonaro-Anhänger*innen entgegen. Die Proteste
gipfelten in Straßenschlachten mit der Polizei. Es waren die ersten
Demonstrationen gegen die Regierung seit Langem in Brasilien.

Ein Großteil der Bevölkerung sieht die antidemokratischen Drohungen
aus dem Regierungslager kritisch. Doch die aktuellen Konflikte
bestätigen das Narrativ vieler Bolsonaro-Fans. Die Justiz, der
Kongress und die Medien [3] hätten sich gegen den Präsidenten
verschworen, heißt es.

Durch seine stabile und überaus aktive Basis ist ein
Amtsenthebungsverfahren gegen Bolsonaro - trotz zahlreicher Straftaten
- unwahrscheinlich. Da das Kabinett des Hasses bereits im Wahlkampf
systematisch Falschmeldungen verbreitete, prüft eine Wahlgericht die
Möglichkeit, die Wahl von 2018 zu annullieren. Doch auch dies halten
Expert*innen für unwahrscheinlich.

So steuert Brasilien auf eine gefährliche Pattsituation und eine
schwere institutionelle Krise zu - zum denkbar schlechtesten
Zeitpunkt. Die Zahl an Corona-Infektionen klettert weiter dramatisch
in die Höhe, das Land verzeichnet mittlerweile die zweitmeisten
Infizierten weltweit. Zwei Gesundheitsminister [4] mussten bereits
während der Pandemie zurücktreten. Der Interimsminister ist ein
General und hat neun weitere Militärs eingestellt. Was sie verbindet:
Niemand hat Erfahrung im Gesundheitsbereich.


Anmerkungen:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=nfgv7DLdCqA

[2] https://taz.de/!5687602/

[3] https://taz.de/!5681225/

[4] https://taz.de/!5683829/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/mit-fake-news-gegen-die-demokratie/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





GEWERKSCHAFT/382: Digitalisierung ist keine Privatsache - Staat muss mehr in Ausstattung und Infrastruktur investieren (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 3. Juni 2020

GEW: "Digitalisierung ist keine Privatsache - Staat muss mehr in
Ausstattung und Infrastruktur investieren!"

Bildungsgewerkschaft stellt repräsentative Mitgliederstudie zum Digitalpakt
und zur Digitalisierung an Schulen vor



Frankfurt a.M. - Bund, Länder und Kommunen müssen mit einer gemeinsamen
Kraftanstrengung dafür sorgen, dass deutlich mehr Geld in die
Digitalisierung der Schulen gesteckt wird. Das ist die Konsequenz aus einer
repräsentativen Mitgliederstudie der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW). "Digitalisierung darf keine Privatsache sein. Das ist
bisher jedoch oft der Fall: Neun von zehn Lehrkräften müssen ihre privaten
Endgeräte für dienstliche Zwecke nutzen", sagte Ilka Hoffmann,
GEW-Vorstandsmitglied Schule, am Mittwoch während einer Pressekonferenz der
Bildungsgewerkschaft in Frankfurt a.M. 93 Prozent der befragten
GEW-Mitglieder an Schulen nutzten digitale Medien im Unterricht, davon 55
Prozent mehrmals wöchentlich. Die Mehrheit der Lehrkräfte ist vom Nutzen
digitaler Medien überzeugt. "Die Resultate zeigen: Für die meisten
GEW-Mitglieder an Schulen war es schon vor der Corona-Krise ganz normal,
digitale Medien und Kommunikationsmittel in der Schule einzusetzen",
betonte Hoffmann.

"Wir brauchen dringend eine öffentliche Finanzierung von Endgeräten. Die
zusätzlichen 500 Millionen Euro, die in der Corona-Krise bereitgestellt
wurden, sind nur ein Anfang. Bildungsinfrastruktur vorzuhalten, ist eine
wichtige öffentliche Aufgabe. Bislang ist es aber nur möglich, dass ein
Schulträger maximal 20 Prozent der Fördermittel aus dem 'Digitalpakt
Schule' für mobile Endgeräte einsetzt. Land und Schulträger müssen jedoch
auch die Lehrkräfte mit Endgeräten ausstatten", sagte Ansgar Klinger, 
GEW-Vorstandsmitglied Berufliche Bildung und Weiterbildung. Hoffmann ergänzte:
"Auch bei den Apps und digitalen Tools, die zurzeit aus dem Boden schießen,
brauchen wir öffentliche Kontrolle sowie transparente und gebündelte
Informationen. Bildung in der digitalen Welt darf nicht zu einem privaten,
profitorientierten Patchwork werden."

Auch bei den Themen Datenschutz, Fortbildung und technische Unterstützung
belegt die Studie Defizite. Nur knapp die Hälfte der Befragten hält den
Datenschutz für ausreichend geklärt, 39 Prozent beschreiben ihn als eher
oder überhaupt nicht geregelt. Fast zwei Drittel der Lehrkräfte kritisieren
die Unterstützung des Arbeitgebers in Fragen des Datenschutzes und bewerten
diese als eher unzureichend. "Das ist ein brisanter Befund, wenn man
bedenkt, wie häufig private Endgeräte genutzt werden müssen und wie rasant
der Einsatz digitaler Tools, etwa für Videokonferenzen, während der
Corona-Krise steigt", unterstrich Klinger.

Die Studie zeigt, dass es einen großen Weiterbildungsbedarf gibt: Zwar
haben 58 Prozent der Befragten in den vergangenen zwei Jahren an
Fortbildungen zur Digitalisierung teilgenommen. Aber nur 18 Prozent gaben
an, dass ausreichend Fortbildungen zum Themenkomplex angeboten werden. "Da
klafft eine große Lücke zwischen Bedarf und Angebot. Fortbildungen
scheitern oft an fehlenden relevanten Angeboten und zeitlichen
Kapazitäten", stellte Hoffmann fest. Auch der technische Support sei nicht
zufriedenstellend gelöst und schlucke die Ressourcen der Lehrkräfte.
Lediglich gut 20 Prozent der Befragten waren grundsätzlich mit dem
technischen Support zufrieden.

"Wie die Lehrkräfte trotz der schlechten Ausgangsbedingungen von heute auf
morgen mit großem Improvisationstalent auf Fernunterricht umgestellt haben,
da kann man nur sagen: 'Chapeau!'. Dauerhaft kann das aber nicht die Lösung
sein. Die Mittel aus dem Digitalpakt müssen verstetigt und auf rund 20
Milliarden Euro erhöht werden", sagte Klinger.

Hoffmann mahnte an, die Defizite bei der Umsetzung des Digitalpakts zu
beheben: "Die digitale Beschleunigung darf nicht auf dem Rücken der
Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler ausgetragen werden. Die Lehrkräfte
sind bei der Umsetzung des Digitalpakts bisher zu wenig beteiligt worden,
die Information durch den Arbeitgeber war nicht ausreichend. Noch
gravierender ist aber, dass die Schulen zu wenig Zeit hatten, um sinnvolle
medienpädagogischer Konzepte zu entwickeln. Die Kinder und Jugendlichen
sind keine Lernroboter, die man mit einer Input-/Output-Formel
programmieren kann. Schule ist ein Ort sozialen Lernens und der
Interaktion."

Info: Im Rahmen des Projekts "Bildung in der digitalen Welt" des 
GEW-Hauptvorstands hat die Bildungsgewerkschaft Anfang 2020 fast 18.000
Mitglieder, die an Schulen arbeiten, in einer repräsentativen Online-Studie
zum "Digitalpakt Schule", der im Frühjahr 2019 beschlossen wurde, und zur
"Digitalisierung an Schulen" befragt. Rücklaufquote: 18,8 Prozent. Über den
Digitalpakt werden 5,5 Milliarden Euro bereitgestellt. Die 
GEW-Vorstandsmitglieder Ilka Hoffmann und Ansgar Klinger leiten das
Digitalisierungsforum gemeinsam.

Die GEW hat im vergangenen Jahr in zwei Studien zur Ausstattung der
berufsbildenden und der allgemeinbildenden Schulen im Rahmen des
Digitalpakts errechnet, dass die Paktmittel erhöht und verstetigt werden
müssen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juni 2020

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.
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KRIEG/1789: Bundeswehr - neokoloniale Afrikapräsenz ... (SB)



4.000 Kilometer trennen Mali und den Sahel von Deutschland. Das
reicht schon, dass einige der Auffassung sind, zu glauben, dass wir
damit nichts zu tun hätten. (...) Was dort passiert, das gefährdet
nicht nur die Stabilität unserer südlichen Nachbarschaft, sondern das
wirkt als Brandbeschleuniger für die Ausbreitung von Terrorismus,
organisierter Kriminalität und illegaler Migration bis nach Europa.
(...) Dass Mali inzwischen der zweitgrößte Einsatzort der Bundeswehr
im Ausland ist, ist auch Ausdruck unserer Sorge darüber, und zwar
einer nach wie vor berechtigten Sorge."

Außenminister Heiko Maas [1]

Wer sich der Schätze des Schwarzen Kontinents bemächtigen will, muß
neben Pulver, Blei und Glasperlen auch die weißhäutige Selbstevidenz
menschheitsgeschichtlichen Entwicklungsvorsprungs und
Führungsanspruchs im Marschgepäck haben. Daran hat sich seit
Kolonialzeiten im Prinzip nichts geändert, was nicht zuletzt darauf
zurückzuführen ist, daß diese fließend in aggressiv imperialistische
Expansion überführt worden sind und so gesehen nie geendet haben.
Allerdings ist die Gemengelage der afrikanischen Raubzüge weitaus
verworrener geworden, wie auch die verheerenden Folgen der
Klimakatastrophe und unablässige Kriege den Kontinent in ein globales
Pulverfaß zu verwandeln drohen.

Die Stiefel deutscher Soldaten hinterließen schon zu Beginn des 20.
Jahrhunderts tiefe Abdrücke auf dem Kontinent, als die Kolonialherren
im damaligen Deutsch-Südwestafrika zwischen 1904 und 1908 Schätzungen
zufolge 75.000 Angehörige der Volksgruppen Herero und Nama töteten.
Diese Kolonialgeschichte wird allenfalls als historischer Fehltritt
beklagt, jedoch keinesfalls als eine Voraussetzung des Aufstieg der
Bundesrepublik zur europäischen Großmacht gewertet. Einen Schlußstrich
unter die Vergangenheit zu ziehen, wozu in der deutschen Geschichte
reichlich Anlaß bestand, schließt eine materielle Entschädigung aller
Opfer aus, die nicht über die Mittel verfügen, diese wirksam
einzufordern. Die Bundesrepublik ist nicht der NS-Staat, ist nicht die
Weimarer Republik und schon gar nicht das Kaiserreich. Was wir heute
sind und haben, darf niemand mit früheren Raubzügen in Verbindung
bringen, am allerwenigsten aber mit der heutigen Afrikapolitik.

Daß Afrika eine europäische und nicht zuletzt deutsche
hegemonialpolitische Einflußzone sei, wird seit Jahren in
strategischen Entwürfen der NATO, der Europäischen Union und der
hiesigen Denkfabriken konzipiert und präzisiert. Längst greift der
Vormachtanspruch der Bundesrepublik auch in südlicher Richtung tief in
die Eingeweide des benachbarten Kontinents, gehen offensive
Flüchtlingsabwehr und militärische Präsenz mit ökonomischen Interessen
Hand in Hand. Im April 2014 verabschiedete die schwarz-rote Koalition
die "Afrikapolitischen Leitlinien der Bundesregierung". Darin ist von
Potentialen Afrikas wie einem Zukunftsmarkt mit hohem Wachstum,
reichen Ressourcen, landwirtschaftlicher Produktion und
Ernährungssicherung die Rede, die für die deutsche Wirtschaft
zunehmend interessanter würden. Aus diesen Gründen gelte es, das
politische, sicherheitspolitische und entwicklungspolitische
Engagement Deutschlands in Afrika gezielt zu stärken sowie entschieden
und substantiell zu handeln, wozu auch militärische Interventionen
gehörten. So ist die Bundeswehr derzeit im Mittelmeer, am Horn von
Afrika, in der Sahelzone, in Zentralafrika, im Sudan und Südsudan, in
Somalia und insbesondere mit der neben Afghanistan größten Mission in
Mali präsent.

Bundeskanzlerin Angela Merkel, die ihren Fuß bis dahin nicht auf
afrikanischen Boden gesetzt hatte, reiste 2016 nach Mali, Niger und
Äthiopien, worauf sie 2017 Ägypten und den EU-Afrika-Gipfel in der
Elfenbeinküste besuchte. Die deutsche G20-Präsidentschaft 2017 stand
im Zeichen der Wirtschaft und brachte mit elf Ländern Afrikas die
Initiative "Compact with Africa" auf den Weg, bei der es vor allem um
Rechtssicherheit für private Investitionen geht. Entwicklungshilfe war
gestern, heute steht die Unterstützung deutscher Investoren auf der
Agenda, so das Credo der Bundesregierung. Diese hat natürlich nicht
vor, den europäischen Handelskrieg gegen die afrikanischen Länder zu
beenden, ihre Rohstoffe nicht länger auszuplündern und die
militärische Intervention auszusetzen. Wenngleich sie wirtschaftliche
Zusammenarbeit und eine "Partnerschaft auf Augenhöhe" im Munde führt,
setzt sie ihren Partnern in einer Mischung aus Bestechung und
Erpressung die Pistole auf die Brust. Sie stellt Unterstützung in
Aussicht, sofern im Gegenzug die Migration bekämpft und die Rücknahme
abgelehnter Asylbewerber verbessert wird.

Nicht thematisiert werden die Fluchtursachen, welche die Afrikapolitik
der Europäischen Union und der Bundesrepublik zu verantworten hat. In
diesem Zusammenhang sind insbesondere die Freihandelsabkommen namens
EPAs (Economic Partnership Agreements) zu nennen, die festlegen, daß
die afrikanischen Länder ihre Märkte bis zu 83 Prozent für europäische
Importe öffnen und dazu schrittweise Zölle und Gebühren abschaffen
müssen. Im Gegenzug wird ihnen weiterhin zollfreier Zugang zum
europäischen Markt gewährt, den sie zum großen Teil ohnehin schon
hatten. Weil viele afrikanische Regierungen das Abkommen nicht
unterzeichnen wollten, verhängte die EU zum 1. Oktober 2014
Einfuhrzölle auf mehrere Produkte aus Afrika. Auf diese Weise erpreßt,
haben die meisten noch zögernden Länder unterschrieben.

Da die afrikanischen Staaten mit einer Wirtschaft wie der deutschen
nicht konkurrieren können, gefährden Freihandel und EU-Importe
bestehende Industrien und führen dazu, daß zukünftige gar nicht erst
entstehen. Die EPAs verwandeln die einheimischen Märkte in Müllhalden
für europäische Produkte und etablieren deren Diktat. Zudem stehen
europäische Unterhändler und Spekulanten Gewehr bei Fuß, um sich der
Rohstoffe wie Erdöl, Metalle, Holz oder Kakao zu bemächtigen. Vor dem
Hintergrund angeblicher Bestrebungen Europas und Deutschlands,
Fluchtursachen in den Herkunftsländern zu bekämpfen und
wirtschaftliche Perspektiven vor Ort zu schaffen, sind diese
Freihandelsabkommen absolut kontraproduktiv.

In den kommenden Jahren wird ein enormer Bevölkerungszuwachs auf dem
afrikanischen Kontinent erwartet, wo Prognosen zufolge im Jahr 2050
bis zu 2,6 Milliarden Menschen leben werden. Zugleich sind dort die
gravierendsten Auswirkungen der Klimakatastrophe zu befürchten. Die
unter deutscher Führung entworfene Flüchtlingsabwehr der EU sieht eine
Vorverlagerung des Abwehrregimes in die Herkunfts- und Transitländer
vor. Durch eine Mixtur aus Druckmitteln, Geschenken an die
einheimischen Eliten und einem großen Ballon leerer Versprechen,
garniert mit militärischer Präsenz, Ausrüstung und Ausbildung, soll
das Prinzip der sogenannten Eigenverantwortung und Selbsthilfe
umgesetzt werden.

In Afrika herrschte eine weitgehende Reisefreiheit, die allermeisten
Flüchtlinge wurden von den Nachbarstaaten aufgenommen, und nur ein
Bruchteil kam überhaupt nach Europa. Das lukrative Geschäft der
Schlepper verdankt sich in erster Linie der Illegalisierung von
Flüchtlingen. Die Europäer fordern, daß die afrikanischen Staaten
ihren interstaatlichen Personenverkehr stärker reglementieren, um
Migranten gar nicht erst an die nordafrikanische Küste gelangen zu
lassen. Werden die Bewegungsmöglichkeiten weiträumig unterbunden,
kommt es im Falle von Dürren oder Überschwemmungen und in der Folge
von Hungersnöten zu extremen Belastungen der betroffenen Länder, die
angesichts fehlender Ventilfunktionen durch Migration dramatischer als
je zuvor verlaufen.

Schwerpunkte des militärischen und polizeilichen Übergriffs der
Bundesrepublik auf den benachbarten Kontinent sind die
nordafrikanischen Anrainerstaaten des Mittelmeers, das Horn von Afrika
und die Sahelzone. Die deutsche Marine beteiligt sich mit einem
Seeaufklärer und einem Kriegsschiff an der EU-Mission "Irini" im
östlichen Mittelmeer, die Waffenlieferungen nach Libyen unterbinden
soll. Um Flüchtlinge abzuwehren und Bewegungen von Milizen
einzudämmen, stattet die EU die Staaten Nordafrikas seit Jahren mit
millionenschweren Ausrüstungs- und Ausbildungsprogrammen aus, um deren
Grenzkontrollen zu Land und zur See zu verstärken. Die Bundesregierung
hat mit der Libyenkonferenz ihren Fuß in die Tür zu diesem
Kriegsschauplatz gesetzt und unterstützt neben der seit langem
hochgerüsteten libyschen Küstenwache auch Tunesien, das ebenfalls zum
Vorhof der Festung Europa ausgebaut wird.

Berlins polizeiliches und grenzkontrollpolitisches Engagement in dem
Land zielt darauf ab, "Terrorismus" zu bekämpfen und "irreguläre"
Migration zu unterbinden. So sollen die Landgrenzen zu den
Nachbarstaaten Libyen und Algerien abgeschottet werden, um sie
undurchlässiger für bewaffnete Gruppen und vor Krieg und Elend
fliehende Menschen zu machen. Dafür werden Radargeräte, Kameras und
Fahrzeuge geliefert wie auch Ausbildungsmaßnahmen der Polizeibehörden
durchgeführt. Berlin förderte 2019 ein Grenzkontrollprojekt mit 1,5
Millionen Euro, das Einsatzleitstellen der Grenzpolizei und ein
Schulungszentrum umfaßt. Besonderes Augenmerk gilt der Kontrolle und
Überwachung der Seegrenzen, wofür unter anderem ein Schwimmpier, ein
Portalkran und weitere Ausrüstung für die Küstenwache geliefert
wurden. Allein im vierten Quartal 2019 führte die Bundespolizei 14
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen für die tunesische Nationalgarde,
Grenzpolizei und Küstenwache durch. Das Bundeskriminalamt war mit zwei
Lehrgängen in Tunesien präsent. [2] Zudem ist Deutschland an der
Entwicklung und Erprobung des Meeresüberwachungssystems (ISMariS) der
EU beteiligt, mit dessen Hilfe künftig die von der tunesischen
Küstenwache gesammelten Daten zusammengeführt werden sollen. Diese
großräumige Überwachung des Seegebiets in Echtzeit soll insbesondere
dazu dienen, Flüchtlingsboote aufzuspüren. [3]

Der Bundestag hat eine weitere Beteiligung bewaffneter deutscher
Streitkräfte an der EU-geführten Marineoperation "Atalanta" vor der
Küste Somalias gebilligt. Aufgabe der bis zu 400 Soldaten der
Bundeswehr ist nach offizieller Lesart die Verhinderung und
Abschreckung von Piraterie am Horn von Afrika sowie die Absicherung
von Hilfsmaßnahmen des Welternährungsprogramms und der Afrikanischen
Union. Die Marinetruppen verteidigen hegemoniale Interessen in einer
Region, die durch westliche Überfischung, einseitige Handelsabkommen
und jahrzehntelange Bürgerkriege eine beispiellose soziale Verwüstung
erlitten hat. Tatsächlich sind die Übergriffe auf transnationale
Trawler in den vergangenen Jahren deutlich zurückgegangen. Der
illegale Fischfang ausländischer Flotten habe im Windschatten der
europäischen Kriegsschiffe hingegen weiter zugenommen, berichten
UN-nahe Quellen. Deutschland will innerhalb der EU die Rolle des
"Koordinators" der Marinemission übernehmen und schlägt zudem die
Ausrichtung einer Sudan-Konferenz unter seiner Schirmherrschaft vor,
um auch dort an maßgeblicher Stelle Weichen zu eigenen Gunsten zu
stellen. [4]

Ebenfalls mit großer Mehrheit hat der Bundestag eine Eskalation des
deutschen Militäreinsatzes in der westafrikanischen Sahelregion
beschlossen. Die Stationierung von 1100 Bundeswehrsoldaten in Mali
unter dem Dach der MINUSMA-Mission der Vereinten Nationen wurde
verlängert, gleichzeitig wird die Ausbildung afrikanischer
Stellvertretertruppen ausgeweitet. Entsprechend dem vom Europäischen
Rat geschaffenen Mandat wird das seit sieben Jahren andauernde
EU-Programm EUTM bis Mai 2024 verlängert und auf die Streitkräfte in
Burkina Faso, Mauretanien, Niger und dem Tschad erweitert.

In Mali wurde mittels der Ausbildungsmission EUTM bislang ein Heer von
20.000 Regierungssoldaten aufgestellt. Das neue Mandat sieht
insbesondere vor, daß deutsche Ausbilder diese Truppe sogar in den
Einsatz begleiten, dort aber wie bislang nicht selbst intervenieren
dürfen. Auf diese Weise rückt eine unmittelbare Beteiligung an
Kampfhandlungen näher, was wiederum dem Ruf nach bewaffneten Drohnen
Vorschub leisten würde. Auch wurde die EUTM-Mission von Koulikoro in
Südmali direkt ins Kriegsgebiet im Landesinneren verlegt, wo die
schwersten Kämpfe zwischen Regierungstruppen und Milizen toben.

Die Operation MINUSMA umfaßt bis zu 15.200 ausländische Soldaten und
Polizisten, welche die Verhältnisse im Land stabilisieren sollen.
Zudem betreiben im Rahmen von Barkhane, der Nachfolgemission von
Serval, 3000 französische Soldaten "Aufstandsbekämpfung", hinzu kommen
Spezialkräfte und Söldner der Fremdenlegion. Dabei geht es neben dem
Zugriff auf Bodenschätze wie Gold und Uran insbesondere darum, die
Migration einzudämmen. Im Niger unterhält die Bundeswehr einen
Militärstützpunkt, der als Drehscheibe für alle deutschen
Militäroperationen in der Sahelregion fungiert. Elitesoldaten des
Kommandos Spezialkräfte der Marine (KSM) bilden seit einem halben Jahr
Sondereinheiten des nigrischen Militärs aus. Die geheime "Operation
Gazelle" fand bislang ohne Bundestagsmandat statt, wurde nun aber mit
der Verlängerung von EUTM offiziell eingebunden.

Die Bundesrepublik arbeitet dabei mit Regimen zusammen, die oftmals
gewaltsam gegen die eigene Bevölkerung vorgehen. Die regionalen
Sicherheitskräfte seien ein Teil des Problems, doch ohne sie gehe es
nicht, heißt es dazu in einem Strategiepapier der Stiftung
Wissenschaft und Politik. Die Ausweitung der deutschen Präsenz auf die
gesamte Sahelzone soll einen vorgelagerten Kordon etablieren, der
Flüchtlingen weit im Vorfeld Europas und selbst des Mittelmeers den
Weg versperrt. Fliehende Menschen sind auf Wasserstellen angewiesen,
die jedoch vom nigrischen Militär blockiert werden. In der Wüste
kommen mindestens doppelt so viele Flüchtlinge ums Leben wie im
Mittelmeer. Der Internationalen Organisation für Migration zufolge
sind zwischen 2014 und 2018 mehr als 30.000 Menschen in der Sahara
"verschwunden". Im Dienste europäischer Flüchtlingsabwehr schaffen die
Sahelstaaten einen gigantischen Todesstreifen quer durch den
afrikanischen Kontinent. Vielleicht war es das, was der
stellvertretende Unionsfraktionsvorsitzende Johann Wadephul mit
folgender Aussage meinte: "Die Lage im Sahel ist kritisch. Sie ist
sogar sehr kritisch. (...) Heute ist der Sahel der drängendste
Krisenpunkt. Wir müssen etwas tun, und wir müssen es richtig tun." [5]


Fußnoten:

[1] www.imi-online.de/2020/05/27/kontroverse-um-deutsches-mali-engagement/

[2] www.jungewelt.de/artikel/379468.brd-und-tunesien-seegrenze-im-visier.html

[3] www.jungewelt.de/artikel/378362.eu-und-tunesien-grenzvorposten-tunesien.html

[4] www.wsws.org/de/articles/2020/06/01/afri-j01.html

[5] www.n-tv.de/politik/Deutschland-schickt-mehr-Soldaten-nach-Mali-article21813065.html
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STANDPUNKT/965: Trump und die WHO - Warum "Soft Power" wichtig ist (idw)

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 29.05.2020

Trump und die WHO: Warum "Soft Power" wichtig ist



Akteure auf der internationalen Bühne versuchen, mit militärischer Gewalt
oder Wirtschaftssanktionen - also mit "Hard Power" - Interessen
durchzusetzen und Konflikte zu lösen. Doch häufig bringt "Soft Power" den
Durchbruch: China wirbt mit seiner Panda-Diplomatie um Sympathien, die
Fridays for Future-Bewegung hat ein großes Echo und in der
Coronavirus-Pandemie ist gemeinsames Handeln gefragt. Der Politikwissenschaftler Dr.
Hendrik W. Ohnesorge vom Center for Global Studies (CGS) der Universität
Bonn hat in seiner Dissertation untersucht, wie Soft Power als
strategisches Mittel zur Erreichung eigener Ziele im globalen Wettkampf um
Macht und Einfluss eingesetzt wird.

Unter Macht versteht man die Fähigkeit, seinen eigenen Willen gegenüber
anderen durchzusetzen. Während "Hard Power" auf das Militär oder
wirtschaftliche Sanktionen oder Anreize setzt, basiert "Soft Power" auf
Anziehungs- und Überzeugungskraft. "Bei der Anwendung von Soft Power geht
es also darum, durch Überzeugungsarbeit und eigene Attraktivität das
Verhalten anderer Staaten so zu beeinflussen, dass die eigenen Ziele
erreicht werden können", sagt Dr. Hendrik Ohnesorge vom Center for Global
Studies (CGS) der Universität Bonn, der zu diesem Thema eine Dissertation
geschrieben hat.

So ist China für seine "Panda-Diplomatie" bekannt. Strategisch besonders
wichtige Partner bekommen von der Weltmacht einen dieser tapsigen
schwarz-weißen Bären geschenkt. "Dies soll dazu beitragen, ein positives
China-Bild in der Welt zu vermitteln", sagt der Politikwissenschaftler.
Deutschland praktiziert Soft Power mit seiner Auswärtigen Kultur- und
Bildungspolitik etwa über die Alexander von Humboldt-Stiftung oder das
Goethe-Institut. Ohnesorge: "Deutschland will so seine Attraktivität in
Übersee steigern, etwa um Spitzenkräfte anzuziehen." Für die USA waren
nach dem Zweiten Weltkrieg vor allem Hollywood, McDonald's oder Coca-Cola
wichtige Träger von Soft Power, die bis heute Wirkung entfalten.

Weiterentwicklung und Schärfung des Konzepts

Der Wissenschaftler hat das Konzept von Soft Power, das federführend von
Harvard-Professor Joseph S. Nye entwickelt wurde, in seiner Doktorschrift
weiterentwickelt und geschärft. Ohnesorge hebt die Bedeutung des Faktors
"Persönlichkeit" hervor: "Meinen Beobachtungen zufolge sind es gerade
politische Entscheidungsträger, aber auch Personen aus Gesellschaft,
Medien und Sport, die das Image eines Landes entscheidend prägen."

Dies funktioniert auch im Negativen: Durch den amtierenden Präsidenten
haben die USA empfindliche Einbußen der Soft-Power zu verzeichnen, nennt
Ohnesorge ein Beispiel. Kürzlich etwa drohte Donald Trump mitten in der
Coronavirus-Pandemie der Weltgesundheitsorganisation (WHO) mit einem
endgültigen Zahlungsstopp - wegen "alarmierenden Mangels" an
Unabhängigkeit von China. "Die USA scheinen sich weiter zu isolieren",
sagt Ohnesorge. "Gefragt sind angesichts der komplexen globalen Probleme
statt Drohungen aber Überzeugungsarbeit und Kooperation."

Der Politikwissenschaftler ist sich sicher, dass die Bedeutung von Soft
Power in den internationalen Beziehungen weiter zunimmt. "Der auf Hard
Power basierende Ansatz des Zwangs oder der Anreize in
Friss-oder-Stirb-Manier alleine reicht nicht aus", sagt Ohnesorge. "Vielmehr müssen sich
Entscheidungsträger in Politik und Diplomatie auch der Soft Power
bedienen." Angesichts der fortschreitenden Globalisierung und
gegenseitiger Abhängigkeiten von Staaten, stoße die Hard Power selbst der
mächtigsten Staaten immer wieder an ihre Grenzen. "Die Lösung einiger der
dringlichsten Probleme internationaler Politik, etwa Klimawandel,
extremistischer Terrorismus oder weltweite Pandemien, entziehen sich den
Instrumentarien von Hard Power."

Soft-Power ist im 21. Jahrhundert auf dem Vormarsch

Eindrucksvoller Beleg seien die Erfahrungen der Vereinigten Staaten in der
Terrorismusbekämpfung mit vorrangig militärischen Mitteln. Andererseits
zeige das Beispiel Greta Thunbergs, dass Soft Power weitaus wirkmächtiger
sein kann. "In der Welt des 21. Jahrhunderts bedarf es verstärkt der Soft
Power, basierend auf den Überzeugungs- und Anziehungskräften der
Nationalstaaten sowie anderer Akteure wie internationaler Organisationen,
Nichtregierungsorganisationen oder Individuen", zieht Ohnesorge ein Fazit.
Ein Bekenntnis zum Multilateralismus sowie der Vorrang diplomatischer
Instrumente vor Militärgewalt und Wirtschaftssanktionen könnten als
Ausdruck von Soft Power gelten und dabei gleichzeitig die eigene
Glaubwürdigkeit erhöhen.


Originalpublikation:

Hendrik W. Ohnesorge: 

Soft Power - The Forces of Attraction in International Relations

Springer International Publishing, 307 S.

Hardcover: 90,94 Euro, eBook: 71,68 Euro

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 29.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/085: Zu den Protesten gegen Rassismus und Polizeigewalt in den USA (DKP)

Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
3. Juni 2020

Stellungnahme der DKP zu den Protesten gegen Rassismus und
Polizeigewalt in den USA



Nach dem Mord an dem schwarzen US-Amerikaner George Floyd in Minneapolis
durch vier Polizisten vor laufenden Kameras, breiten sich in zahlreichen
Städten der USA wieder Proteste gegen rassistische Polizeigewalt aus.

Gegen die Proteste wird von Seiten der Polizei und inzwischen in vielen
US-Bundesstaaten auch von Seiten der Nationalgarde mit großer Brutalität
vorgegangen - Schusswaffen, Tränengas, Polizeifahrzeuge, die in
friedliche Menschenmengen fahren. Inzwischen gibt es mindestens drei
weitere Tote. Es ist dann kaum verwunderlich, dass dies zu noch mehr Wut
und Hass auf Seiten vieler Demonstranten führt. Die Situation wird
bewusst und auch durch Provokateure eskaliert. Es geht den
Protestierenden nicht nur um George Floyd und viele andere Tote durch
Polizeigewalt.

Es geht auch um den alltäglichen Rassismus und soziale Ausgrenzung, die
jeden Tag töten: Schwarze US-Amerikaner sind nicht nur unverhältnismäßig
oft Opfer von Polizeigewalt, sie leben auch weitaus öfter in Armut und
ohne jegliche Krankenversicherung, haben oft entweder gar keine oder
prekäre Jobs. Sie machen nur 12 Prozent der Bevölkerung der USA aus,
aber 33 Prozent der Gefängnisinsassen. Die Sterberate durch die
Corona-Pandemie ist bei ihnen um ein Vielfaches höher als bei anderen
Bevölkerungsgruppen. So liegt die Sterberate für mit dem Corona-Virus
infizierte Schwarze zum Beispiel in Chicago sieben Mal höher als für
weiße Einwohner der Stadt. Das ist die Vorzeigedemokratie der
Imperialisten, die täglich mit dem Finger auf die sozialen und
demokratischen Verhältnisse in den Ländern zeigen, die sich ihnen nicht
unterordnen.

Für diese Situation tragen sowohl die Trump-Regierung als auch ihre
Vorgänger, gleichgültig ob Republikaner und Demokraten, die
Verantwortung. Ernsthafte Versuche diese Verhältnisse zu ändern hat es
nie gegeben. Beide Seiten nutzen die Situation für ihren Wahlkampf.
Trump kündigt den Einsatz von Militär an, er ruft die Gouverneure zu
größerer Härte auf, stellt Antifaschisten und Linksradikale als
Verursacher der Gewalt dar. Die Demokraten beschuldigen Trump der
Eskalation, die hinter ihnen stehende Kräfte stehen aber genauso für
eine Fortsetzung von Rassismus, Armut und Ausbeutung.

Wieder einmal wird deutlich: Kapitalismus tötet auf vielfältige Weise -
diese Situation kann nur durch gemeinsames Handeln verändert werden. Die
DKP ist solidarisch mit allen, die gegen Rassismus, Armut, soziales
Elend und Ausbeutung kämpfen, gleichgültig welcher Herkunft sie sind und
welche Hautfarbe sie haben.

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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USA/1426: Washington - Unruhen provoziert und befördert ... (SB)

Washington - Unruhen provoziert und befördert ...



"Der Ku Klux Klan kommt in die amerikanische Flagge gehüllt, sozusagen
die amerikanischen Prinzipien predigend mit einer Bibel in der
Hand ..." Diese Worte stammen zwar aus dem Jahr 1923, ausgesprochen
von Lonnie Jackson, damals Bürgermeister von Central City in Kentucky
und Vorsitzender des 23. Bezirks der United Mine Workers of America,
aber sie passen perfekt zu der beschämenden Episode, die sich am Abend
des 1. Juni 2020 in der US-Hauptstadt Washington zugetragen hat.
Präsident Donald Trump ließ friedliche Demonstranten, die im Lafayette
Park gegen rassistisch-motivierte Übergriffe der Polizei und die
Ermordung des Afroamerikaners George Floyd eine Woche zuvor in
Minneapolis protestierten, von bewaffneten Polizisten sowie Soldaten
der regulären Streitkräfte gewaltsam vertreiben, um einen kurzen
Spaziergang durch die Grünanlage zur anglikanischen Kirche Saint
John's machen zu können und sich vor dem wegen der jüngsten Unruhen
verbarrikadierten Gotteshaus mit hochgehaltener Bibel in der Hand
fotografieren zu lassen.

Auf den Auftritt des Republikaners Trump haben der Pastor der
St.-John's-Gemeinde und die Erzbischofin von Washington, die beide
vorab weder informiert noch gefragt worden waren, wie auch der Primus
der Episkopalkirche der USA entsetzt reagiert und den Mißbrauch des
heiligsten jüdäo-christlichen Symbols, der Bibel, zu politischen
Zwecken heftig kritisiert. Demokraten und gemäßigte Republikaner sahen
im Knüppel- und Tränengaseinsatz gegen die Teilnehmer der
Protestkundgebung einen Frontalangriff auf das in der US-Verfassung
verbriefte Recht auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit. Auch wegen
des Einsatzes der regulären Streitkräfte im Innern stehen
Justizminister William Barr und Verteidigungsminister Mark Esper in
der Kritik.

Barr soll den Einsatz gesetzlich ermöglicht haben, indem er die für
das Weiße Haus geltenden Sicherheitsbestimmungen kurzfristig auf den
Lafayette Park und die unmittelbar nördlich daran angrenzende St.
John's ausgeweitet hat. Barr und Esper begleiteten zusammen mit
Trump-Tochter Ivanka, Schwiegersohn Jared Kushner und Pressesprecherin
Kayleigh McEnany den Präsidenten beim kurzen Gang - drei Minuten hin
und drei Minuten zurück. Mark Milley, der Vorsitzende der Vereinigten
Stabschefs, dirigierte im Tarnanzug die skurrile Operation persönlich
vor Ort. Aus Protest gegen die Aktion trat James Miller, der von 2012
bis 2014 Staatssekretär im US-Verteidigungsministerium war, als
Mitglied des wissenschaftlichen Rats des Pentagons zurück und warf
Esper in der Washington Post vor, bei einem eklatanten Verstoß gegen
die US-Verfassung mitgewirkt zu haben. Miller warnte Esper vor der
Gefahr, daß Trump in den kommenden Tagen den Befehl erteilen könnte,
die US-Streitkräfte gegen die eigene Bevölkerung einzusetzen, und
appellierte an den Pentagon-Chef, sich in einem solchen Szenario der
illegalen Anweisung zu widersetzen.

Das alles kann Trump nicht kratzen. Der zwielichtige Immobilienhai,
der im präsidialen Wahlkampf 2016 gegen Hillary Clinton seine
Anhängerschaft offen zu Handgreiflichkeiten gegen politische Gegner
und kritische Journalisten aufrief, 2017 bei einer Rede in seiner
Heimatstadt der New Yorker Polizei unter tobendem Gejohle Hunderter
blauuniformierter Beamten empfahl, bei der Festnahme von Verdächtigen
nicht allzu zimperlich zu Werke zu gehen, und im selben Jahr eine
gewalttätige Horde von KKK-Logenbrüdern und tätowierten Neonazis in
Charlottsville, Virginia, nachdem einer von ihnen mit seinem Auto in
eine Gruppe linker Gegendemonstranten gefahren war und eine junge Frau
getötet hatte, als "gute Leute" bezeichnete, weiß ganz genau, was sein
Fußvolk von ihm hören will.

Noch im April, auf dem ersten Höhepunkt der Corona-Virus-Epidemie in
den USA, forderte Trump die braven Bürger in Michigan, Minnesota und
Virginia, wo die demokratischen Gouverneure wegen der Lungenkrankheit
Covid-19 strenge Ausgangsregeln verhängt hatten, per Twitter dazu auf,
ihre jeweiligen Bundesstaaten "zu befreien" und ihren "zweiten Zusatz"
- das verfassungsmäßige Recht auf Waffenbesitz - "zu retten". Prompt
machten nicht nur in diesen Bundesstaaten Trumps weiße Bewunderer
schwer bewaffnet mobil und besetzten zeitweise das Kongreßgebäude in
Lansing, Michigan. Wegen der Gefahr einer gewaltsamen
Auseinandersetzung sah sich die Gouverneurin von Michigan, Gretchen
Whitner, sogar dazu gezwungen, eine Sitzung des Kongresses abzusagen.
Das Gewaltmonopol des Staates war durch Trumps Sturmabteilung
ausgehebelt worden.

Von einigen Floskeln des Bedauerns und einem obligatorischen Telefonat
mit George Floyds Familie - deren Angaben zufolge sie praktisch nicht
zu Wort kam, da der Präsident immer nur auf sie einredete -, einmal
abgesehen, hat Trump nichts unternommen, um die Gemüter von Millionen
schockierter Bürger angesichts der Mordtat von Minneapolis, bei der
der Polizist Derek Chauvin neun Minuten lang vor laufender
Handy-Kamera einer Passantin mit dem Knie auf dem Hals seinem am Boden
liegenden, um Gnade flehenden und um Luft ringenden Opfer das Leben
ausquetschte, zu beruhigen. Das Gegenteil ist der Fall. Seit es bei
den Protesten zu ersten Ausschreitungen und Plünderungen gekommen ist,
befindet sich Trump rhetorisch auf dem Kriegspfad, beschimpft die
"nicht-friedlichen" Demonstranten als "Terroristen" und droht ihnen
mit "beißenden Hunden", "ominösen Waffen" und der vollen Härte der
US-Militärmaschinerie.

Dabei mehren sich die Hinweise, daß die Gewalttätigkeiten und der
Vandalismus, die seit Tagen zu nächtlichen Ausgangssperren in mehr als
zwei Dutzend US-Großstädten geführt haben, von Personen ausgehen, die
lediglich als linke Antifa-Aktivisten getarnt sind. Das berüchtigtste
Beispiel ist der sogenannte Umbrella Man, der am zweiten Tag der
Proteste in Minneapolis schwarzgekleidet, mit Gasmaske und Hut sowie
einem geöffneten schwarzen Regenschirm in der einen Hand und einem
Fäustel in der anderen die großen Schaufenster der örtlichen Filiale
der Kfz-Ersatzteilkette AutoZone einschlug. Als Demonstranten ihn an
seinem Zerstörungswerk hindern bzw. seine Identität feststellen
wollten, verließ der großgebaute Mann, der sich extrem selbstbewußt
wie ein kampferfahrener Angehöriger der Spezialstreitkräfte oder
Mitarbeiter eines privaten Sicherheitsdiensts à la Black Water benahm,
ganz seelenruhig und wortlos den Ort über einen nahegelegenen,
weitläufigen Parkplatz.

Auch wenn es Bürgerrechtsorganisationen, Lokalpolitikern und örtlicher
Polizei in einer Reihe von Städten wie Newark, New Jersey und Flint,
Michigan, durch Vereinbarungen und gegenseitige Rücksichtsnahme
gelungen ist, die Protestaktionen friedlich ablaufen zu lassen, sieht
es in den meisten Metropolen der USA ganz anders aus. Zahlreiche
übermäßige Gewaltanwendungen seitens der Polizei nicht nur gegen
Demonstranten, sondern auch gegen Journalisten werden gemeldet. Im New
Yorker Stadtteil Brooklyn sind Polizisten mit zwei Geländewagen in den
Protestzug hineingefahren. Dafür setzte es Kritik seitens des
demokratischen Gouverneurs Andrew Cuomo. Aus New York und Tennessee
kursieren Fotos von schwer bewaffneten Polizisten, die das
Taucherzeichen für "OK" statt nach oben nach unten zeigen und sich
damit offen als Anhänger der rechtsradikalen, trumpnahen
QAnon-Verschwörungsbrigade - vergleichbar dem Prepper-Netzwerk
Hannibal in Deutschland - zu erkennen geben.

In seiner Rede, die er unmittelbar vor dem Gang zur St. John's Church
im Rosengarten des Weißen Hauses hielt, hat Trump von den
demokratischen Gouverneuren und Bürgermeistern an der Ostküste sowie
an den Großen Seen mehr Härte gegen die "Anarchisten" in ihren Städten
verlangt und mit der Entsendung regulärer Kampftruppen gedroht, falls
sie seinem Rat nicht folgten. Damit verschärft sich der Konflikt
zwischen dem sich immer autoritärer gebenden Trump und der
demokratischen Opposition im Lande erheblich. Bei der Rede hat Trump
sich selbst zum "Präsidenten für Law and Order" hochstilisiert und
erneut versprochen, das Recht auf Waffenbesitz zu verteidigen. Das war
ein ganz klares Signal an die eigene Anhängerschaft, die sich zum Teil
"Boogaloo Bois" nennt, sich mit ihren Pistolen und Gewehren den dem
Weißen Haus hörigen Elementen bei Polizei und Streitkräften
anzuschließen. Am Tag darauf wurden aus Philadelphia erste bewaffnete
Überfälle weißer Lynch Mobs auf Demonstranten gemeldet. Angesichts der
aktuellen Entwicklung geben die Worte Joe Lockharts, des ehemaligen
Pressesprechers Bill Clintons, der bei CNN am 2. Juni sagte, er habe
die Unruhen nach der Ermordung von Robert Kennedy und Dr. Martin
Luther King jun. 1968 sowie wegen des Vietnamkriegs erlebt, doch in
seinem ganzen Leben noch nie so viel Angst um die Zukunft seines
Landes gehabt wie heute, sehr zu denken.

3. Mai 2020
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FRAUEN/846: Häusliche Gewalt während der Corona-Pandemie (idw)

Technische Universität München - 02.06.2020

Häusliche Gewalt während der Corona-Pandemie: Erste große Studie zu
Erfahrungen von Frauen und Kindern in Deutschland



Rund 3 Prozent der Frauen in Deutschland wurden in der Zeit der strengen
Kontaktbeschränkungen zu Hause Opfer körperlicher Gewalt, 3,6 Prozent
wurden von ihrem Partner vergewaltigt. In 6,5 Prozent aller Haushalte
wurden Kinder gewalttätig bestraft. Dies zeigt die erste große
repräsentative Umfrage zu häuslicher Gewalt während der Corona-Pandemie,
ein Projekt der TUM und des RWI - Leibniz-Institut für
Wirtschaftsforschung. Waren die Frauen in Quarantäne oder hatten die
Familien finanzielle Sorgen, lagen die Zahlen deutlich höher. Nur ein sehr
kleiner Teil der betroffenen Frauen nutzte Hilfsangebote.

Während der Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen zur Bekämpfung der
Corona-Pandemie wuchs die Sorge, dass Frauen und Kinder unter häuslicher
Gewalt leiden könnten. Doch da nicht alle Opfer Anzeige erstatten oder
Hilfsangebote nutzen, blieb die tatsächliche Dimension im Dunkeln.

Janina Steinert, Professorin für Global Health an der Technischen
Universität München (TUM), und Dr. Cara Ebert vom RWI - Leibniz-Institut
für Wirtschaftsforschung haben deshalb rund 3.800 Frauen zwischen 18 und
65 Jahren online nach ihren Erfahrungen befragt. Die Studie ist
hinsichtlich Alter, Bildungsstand, Einkommen, Haushaltsgröße und Wohnort
repräsentativ für Deutschland. Die Frauen wurden zwischen 22. April und 8.
Mai 2020 nach dem vorangegangenen Monat gefragt, also der Zeit der
strengsten Kontaktbeschränkungen. Da manche Befragten aus Scham
möglicherweise nicht zutreffende Antworten geben, wandten die
Wissenschaftlerinnen bei besonders stigmatisierten Formen der Gewalt, z.B.
sexueller Gewalt, eine anerkannte indirekte Fragemethode an.

Fast 5 Prozent der Partner regulieren die Kontakte der Frauen

Diese erste große deutsche Studie zu diesem Thema zeigt:


	Körperliche Gewalt: 3,1 Prozent der Frauen erlebten zu Hause mindestens eine körperliche Auseinandersetzung, zum Beispiel Schläge. In 6,5 Prozent der Haushalte wurden Kinder körperlich bestraft.

	Sexuelle Gewalt: 3,6 Prozent der Frauen wurden von ihrem Partner zum Geschlechtsverkehr gezwungen.

	Emotionale Gewalt: 3,8 Prozent der Frauen fühlten sich von ihrem Partner bedroht. 2,2 Prozent duften ihr Haus nicht ohne seine Erlaubnis verlassen. In 4,6 Prozent der Fälle regulierte der Partner Kontakte der Frauen mit anderen Personen, auch digitale Kontakte, zum Beispiel über Messenger-Dienste.



Ein Vergleich dieser Zahlen mit Daten aus der Zeit vor der Pandemie wäre
nicht aussagekräftig, da bisherige Studien nach Gewalterfahrungen
innerhalb längerer Zeiträume gefragt haben, nicht aber nach einem Zeitraum
weniger Wochen.

Risikofaktor Finanzsorgen

Höher war die Zahl der Opfer sowohl bei Frauen als auch Kindern, wenn


	sich die Befragten zu Hause in Quarantäne befanden (körperliche Gewalt gegen Frauen: 7,5 %, körperliche Gewalt gegen Kinder: 10,5 %).

	die Familie akute finanzielle Sorgen hatte (körperliche Gewalt gegen Frauen: 8,4 %, körperliche Gewalt gegen Kinder: 9,8 %).

	einer der Partner aufgrund der Pandemie in Kurzarbeit war oder den Arbeitsplatz verloren hatte (körperliche Gewalt gegen Frauen: 5,6 %, körperliche Gewalt gegen Kinder: 9,3 %).

	einer der Partner Angst oder Depressionen hatte (körperliche Gewalt gegen Frauen: 9,7 %, körperliche Gewalt gegen Kinder: 14,3 %).

	sie in Haushalten mit Kindern unter 10 Jahren lebten (körperliche Gewalt gegen Frauen: 6,3 %, körperliche Gewalt gegen Kinder: 9,2 %).



Aus diesen Risikofaktoren leiten die Wissenschaftlerinnen mehrere
Empfehlungen für bestehende und eventuelle künftige Ausgangs- und
Kontaktbeschränkungen während einer möglichen "zweiten Welle" der Pandemie
ab: "Es sollten Notbetreuungen für Kinder geschaffen werden, die nicht nur
Eltern in systemrelevanten Berufen zur Verfügung stehen", sagt Janina
Steinert. "Da Depressionen und Angstzustände das Gewaltpotential erhöhen,
sollten psychologische Beratungen und Therapien auch online angeboten und
ohne Hürden genutzt werden können. Frauenhäuser und andere Stellen, die
Hilfen anbieten, müssen systemrelevant bleiben."

"Hilfe auch online anbieten"

Die Wissenschaftlerinnen fragten zudem, ob die betroffenen Frauen
Hilfsangebote kennen und genutzt haben:


	48,2 Prozent der Opfer kannten die Telefonseelsorge, 3,9 Prozent hatten dort angerufen.

	32,4 Prozent kannten das Hilfetelefon "Gewalt gegen Frauen", 2,7 Prozent hatten sich dorthin gewandt.

	44,3 Prozent kannten das Elterntelefon, 21,5 Prozent hatten dort Hilfe gesucht.

	5,5 Prozent kannten die Aktion "Codewort Maske 19", bei der Apotheken die Behörden verständigen, wenn eine Kundin dieses Codewort sagt. 1,8 Prozent hatten diese Möglichkeit genutzt.



"Wenn Frauen durch ihre Partner intensiv kontrolliert werden, können sie
telefonische Beratungsangebote nur schwer nutzen. Hilfe sollte deshalb
auch online angeboten werden, per Chat, Messenger und E-Mail", empfiehlt
Cara Ebert. "Die bestehenden Hilfsangebote müssen zudem besser in der
Öffentlichkeit beworben werden, zum Beispiel durch große Plakate in
Supermärkten und Apotheken sowie durch Onlineanzeigen."


Übersicht der Studienergebnisse:

https://www.gov.tum.de/globalhealth/forschung/covid-19-and-domestic-violence/

Mehr Informationen:


	Eine kleinere Umfrage der Wissenschaftlerinnen war im April in das regelmäßige "COVID-19 Snapshot Monitoring (COSMO)" eingeflossen, in dem mehrere Forschungseinrichtungen die "psychologische Lage" in Deutschland analysieren.
 https://projekte.uni-erfurt.de/cosmo2020/archiv/06-02/cosmo-analysis.html#16_häusliche_gewalt

	Die aktuelle Studie wurde gefördert von der Dr. Hans Riegel-Stiftung und der Joachim Herz Stiftung.

	Prof. Janina Steinert forscht an der Hochschule für Politik München (HfP) und der TUM School of Governance. Dr. Cara Ebert forscht am RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung.



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 02.06.2020

WWW: http://idw-online.de
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ARBEIT/3061: Der Arbeitsmarkt im Mai 2020 (BA)

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 3. Juni 2020

Der Arbeitsmarkt im Mai 2020 - Wegen der Corona-Krise weiter stark unter
Druck 



"Der Arbeitsmarkt ist wegen der Corona-Pandemie weiterhin stark unter
Druck. Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung sind auch im Mai gestiegen,
allerdings nicht mehr so stark wie im April. Bei der Beschäftigung sind
erste Spuren sichtbar. Die Kurzarbeit hat das Niveau der Krise von 2009
deutlich überschritten. Die Nachfrage der Betriebe nach neuen Mitarbeitern
ist weiterhin rückläufig, hat sich aber immerhin gefangen.", sagte der
Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA), Detlef Scheele,
heute anlässlich der monatlichen Pressekonferenz in Nürnberg.

Arbeitslosenzahl im Mai: +169.000 auf 2.813.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: +577.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: +0,3 Prozentpunkte auf 6,1 Prozent

Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit 

Die Arbeitslosenzahl ist von April auf Mai infolge der Corona-Krise erneut
kräftig gestiegen, wenn auch nicht mehr so stark wie im Vormonat. Mit
2.813.000 liegt sie 169.000 höher als im Vormonat. Saisonbereinigt
entspricht das einem Zuwachs um 238.000.

Gegenüber dem Vorjahr hat sich die Arbeitslosenzahl um 577.000 erhöht. Die
Arbeitslosenquote steigt um 0,3 Prozentpunkte auf 6,1 Prozent und
verzeichnet auch im Vergleich zum Mai des vorigen Jahres ein Plus von 1,2
Prozentpunkten. Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt
ermittelte Erwerbslosenquote belief sich im April auf 4,3 Prozent.

Die Unterbeschäftigung, die auch Veränderungen in der Arbeitsmarktpolitik
und kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit berücksichtigt, hat sich
saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 170.000 erhöht. Damit wächst die
Unterbeschäftigung weniger stark als die Arbeitslosigkeit. Dies liegt zu
einem großen Teil daran, dass wegen der Kontaktbeschränkungen Angebote der
Arbeitsmarktpolitik nicht zum Einsatz kamen. Insgesamt lag die
Unterbeschäftigung im Mai 2020 bei 3.573.000 Personen. Das waren 383.000
mehr als vor einem Jahr.

Kurzarbeit

Vor Beginn der Kurzarbeit müssen Betriebe Anzeige über den
voraussichtlichen Arbeitszeitausfall erstatten. Nach aktuellen Daten zu
geprüften Anzeigen wurden vom 1. bis einschließlich 27. Mai für 1,06
Millionen Personen konjunkturelle Kurzarbeit angezeigt, nach zusammen 10,66
Millionen im März und April. Das heißt aber nicht, dass diese Menschen
schlussendlich auch alle kurzarbeiten werden.

Aktuelle Daten zur tatsächlichen Inanspruchnahme stehen bis März zur
Verfügung und umfassen damit zeitlich den ersten Monat der Verschärfung der
Corona-Krise. So wurde nach vorläufigen hochgerechneten Daten der
Bundesagentur für Arbeit im März für 2,02 Millionen Arbeitnehmer
konjunkturelles Kurzarbeitergeld gezahlt. Die Inanspruchnahme von
Kurzarbeit lag damit schon im März weit über den Werten zur Zeit der Großen
Rezession 2008/2009.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

Die Corona-Krise hat auch zu einem Rückgang der Erwerbstätigkeit und der
Beschäftigung geführt. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich
die Zahl der Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im April
saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 275.000 verringert. Mit 44,90
Millionen Personen fiel sie im Vergleich zum Vorjahr um 218.000 niedriger
aus. Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung verzeichnet im
Vergleich zum Vorjahr noch einen Zuwachs. Insgesamt ist sie im März nach
hochgerechneten Angaben der BA im Vergleich zum Vorjahr um 330.000 auf
33,62 Millionen Beschäftigte gestiegen. Von Februar auf März, bereits von
den wirtschaftlichen Einschränkungen durch die Corona-Pandemie beeinflusst,
ergibt sich saisonbereinigt ein Rückgang um 21.000.

Arbeitskräftenachfrage

Die Nachfrage nach neuen Arbeitskräften ist infolge der Corona-Krise massiv
zurückgegangen. Im Mai waren 584.000 Arbeitsstellen bei der BA gemeldet,
208.000 weniger als vor einem Jahr. Saisonbereinigt hat sich der Bestand
der bei der BA gemeldeten Arbeitsstellen um 44.000 verringert. Die
Stellenneumeldungen haben sich nach dem starken Einbruch im April aber
etwas gefangen. Der BA-Stellenindex (BA X) - ein Indikator für die
Nachfrage nach Personal in Deutschland - sank im Mai 2020 um 3 Punkte auf
91 Punkte. Er liegt damit 38 Punkte unter dem Vorjahreswert.

Geldleistungen

1.058.000 Personen erhielten im Mai 2020 Arbeitslosengeld, 364.000 mehr als
vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in der
Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag im Mai bei 4.027.000.
Gegenüber Mai 2019 war dies ein Anstieg von 75.000 Personen. 7,4 Prozent
der in Deutschland lebenden Personen im erwerbsfähigen Alter waren damit
hilfebedürftig.

Ausbildungsmarkt 

Der Ausgleich auf dem Ausbildungsmarkt hat sich im Zuge der Corona-Krise
verlangsamt. Von Oktober 2019 bis Mai 2020 meldeten sich bei den Agenturen
für Arbeit und den Jobcentern 400.000 Bewerberinnen und Bewerber für eine
Ausbildungsstelle, 39.000 weniger als im Vorjahreszeitraum. Von diesen
waren 229.000 im Mai noch auf der Suche. Gleichzeitig waren 463.000
betriebliche Ausbildungsstellen gemeldet, 46.000 weniger als vor einem
Jahr. Auffällig zurückgegangen sind im Vergleich zum Vorjahr vor allem
gemeldete betriebliche Ausbildungsstellen in Gastronomie- und
Hotellerieberufen, im Friseurhandwerk, in Maschinenbau- und
Betriebstechnik, in der Elektrotechnik, in kaufmännischen Berufen, in
Informatikberufen, im Lebensmittelverkauf und im Berufskraftverkehr. Im Mai
waren noch 250.000 Ausbildungsstellen unbesetzt. Insgesamt ist der
Ausbildungsmarkt im Mai noch sehr in Bewegung. Deshalb ist es für eine
fundierte Bewertung zu früh.

Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

https://statistik.arbeitsagentur.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 32 vom 03.06.2020

Bundesagentur für Arbeit, Pressestelle

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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UNTERNEHMEN/2847: HeidelbergCement untergräbt Klimaschutz und Menschenrechte (Kritische Aktionäre)

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Gemeinsame Pressemitteilung 03.06.2020

HeidelbergCement untergräbt Klimaschutz und Menschenrechte

- Ausbeutung von Menschen und Ressourcen durch Betonriesen

- Aufruf zur Achtung indigener Rechte und des Völkerrechts in Indonesien,
Westsahara und Westjordanland



Heidelberg - Zur virtuellen Hauptversammlung von HeidelbergCement werden am
Donnerstag, den 4.6.20, Umwelt-, Friedens- und
Menschenrechtsorganisationen, darunter Fridays for Future, Watch
Indonesia!, ROBIN WOOD und pax christi gegen die Unternehmenspolitik des
Baustoffkonzerns protestieren.

HeidelbergCement unter Deutschlands klimaschädlichsten Unternehmen
Nach RWE ist HeidelbergCement derzeit das klimaschädlichste Unternehmen im
DAX. Wenn alle Unternehmen bis 2050 eine Klimabilanz wie die von
HeidelbergCement hätten, würde sich das Klima laut der #WhatIf-Studie des
Beratungsunternehmens Right um ganze 10,7 Grad Celsius erwärmen.
"Schönrechnerei bringt keine Klimagerechtigkeit. Die Klimaziele von
HeidelbergCement müssen dem 1,5-Grad Ziels des Pariser Klimaschutzabkommens
gerecht werden", fordert Line Niedeggen von Fridays for Future Heidelberg.

Indonesien: Missachtung von Indigenen-Rechten, Ignorieren der
staatlichen Umweltprüfung

Das indonesische Tochterunternehmen von HeidelbergCement, Indocement,
verfolgt weiterhin den Plan, eine Zementfabrik am Kendeng-Karstgebirge
(Java) zu errichten. Eingriffe in das fragile Karst-Ökosystem hätten
weitreichende Folgen für Natur und Mensch. Unabhängige
Wissenschaftler*innen sowie eine von Präsident Joko Widodo in Auftrag
gegebene strategische Umweltprüfung kommen zu dem Ergebnis, dass
Rohstoffabbau am Kendeng-Karst zu Dürren und Überschwemmungen führen
könnten. Der lokalen Bevölkerung, überwiegend Landwirt*innen, zu denen auch
die indigene Gemeinschaft der Samin gehört, würde die Lebensgrundlage
entzogen. "HeidelbergCement muss seine Verantwortung wahrnehmen! Dieses
Projekt, welches verheerende Folgen für die Umwelt hat, die Rechte
Indigener missachtet und den Anforderungen von UN- und OECD-Richtlinien
nicht gerecht wird, muss gestoppt werden", fordert Josephine Sahner von
Watch Indonesia!.

Westsahara: Expansion statt Achtung des Völkerrechts

HeidelbergCement ist weiterhin Mehrheitseigentümer des marokkanischen
Unternehmens Ciments du Maroc und kontrolliert nun durch die Übernahme von
Cimenteries Marocaines du Sud (CIMSUD) insgesamt zwei Zementfabriken in der
von Marokko besetzten Westsahara, wie Western Sahara Resource Watch
berichtete.

"HeidelbergCement fördert direkt die illegalen Annexions- und
Siedlungspraktiken Marokkos, die von den Wissenschaftlichen Diensten des
Deutschen Bundestages als Verletzung der Vierten Genfer Konvention und
deren erstem Zusatzprotokoll eingestuft worden sind", kritisiert auch
Khadja Bedati von der Sahrauischen Jugend.

Westjordanland: Weiter völkerrechtswidrige Geschäfte

Entgegen bisheriger Ankündigungen ist HeidelbergCement über Hanson Israel
weiter an Geschäftstätigkeiten im Westjordanland beteiligt.
"Materiallieferungen in illegale israelische Siedlungen und Ressourcenabbau
in der Westbank stützen die Besatzungsökonomie und sind ein
Völkerrechtsbruch auf Kosten der palästinensischen Bevölkerung.
HeidelbergCement muss sich endlich von diesen Geschäften trennen", fordern
Dr. Manfred Budzinski, Sprecher der pax christi-Kommission Nahost, und pax
christi Baden-Württemberg.

Protestaktionen zur virtuellen Hauptversammlung

Umweltaktivist*innen von Fridays for Future, Watch Indonesia!, ROBIN WOOD
und anderen Organisationen werden bei einer Corona-konformen Demonstration
vor der Konzernzentrale in Heidelberg gegen die weltweite Klima- und
Naturzerstörung durch die Zementproduktion demonstrieren.

"Wer an Klimakiller-Branchen denkt, denkt nicht gleich an die
Baustoff-Industrie. Verdient aber hat sie das, allen voran
HeidelbergCement, weil das Unternehmen das Klima extrem stark belastet. Die
Produktion von Zement verursacht etwa acht Prozent der weltweiten 
CO2-Emissionen. Mit den Protesten am Donnerstag lenken wir die öffentliche
Aufmerksamkeit auf das klimaschädliche und menschenverachtende Geschäft von
HeidelbergCement und fordern Klimagerechtigkeit ein", so Jana Ballenthien
von ROBIN WOOD.


Unterstützende Organisationen:

Fridays for Future, Watch Indonesia!, ROBIN WOOD, pax christi, Western
Sahara Resource Watch Germany, Wurzeln im Beton, Klimakollektiv Heidelberg,
Extinction Rebellion Heidelberg, Dachverband Kritische Aktionär*innen

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07290: Fatal fehlgegriffen (SB)

Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte Gerusel in seiner Partie gegen den
Hamburger Kunsztowicz aus einer Benoni-Verteidigung einen Wall gegen
die weiße Königsflügelattacke aufgebaut und konnte sogar nach Abtausch
eines Turmpaares mit 24...Ld7xa4 einen Bauern gewinnen. Kunsztowiczs
Esatz dafür war allenfalls fragwürdig. Um weiterhin im trüben zu
fischen, zog er daher den listigen Zug 25.Lg2-h3, eigentlich ein
Trojanisches Pferd, mußte er doch auf die Ahnungslosigkeit seines
Gegners spekulieren. Nun, die Folge gab ihm Recht, denn geblendet von
der Möglichkeit, die Damen zu einer weiteren Vereinfachung zu
tauschen, erwiderte Gerusel 25...Df8-g7??, womit er seine Partie mit
einemmal aus dem Fenster warf. An dich die Frage, Wanderer: Auf welche
Weise wurde dieser fatale Fehlzug bestraft und wie hätte Gerusel, im
Vollbesitz seiner geistigen Kräfte, seinen Hals aus der Schlinge
ziehen können?






[image: SCHACH-SPHINX/07290: Fatal fehlgegriffen (SB)]



Kunsztowicz - Gerusel

Bad Neuenahr 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Mauern um den schwarzen König schützten ihn nicht wirklich, denn
der Turmzug 1.Tb6-h6!! trieb den ersten Riß hinein. Die tödliche
Drohung lautete 2.Th6xh7+ Kh8xh7 3.De5-h5# Also spielte Lichtenegger
1...Ta8-a6, worauf 2.Td4-d6 Ta6xd6 3.De5xd6 g7xh6 4.Dd6-f6# folgte.
Lichtenegger hatte das rasche Matt einem trostlosen Siechtum
vorgezogen. Geholfen hätte unterdessen auch 3...Tf8-e8 nicht wegen des
Springerüberfalls 4.Sf3-g5!
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MEDIEN/080: Jung, weiblich und extravertierter? Studie identifiziert typische Nutzer von Facebook, Instagram und WhatsApp (idw)

Universität Ulm - 02.06.2020

Jung, weiblich und extravertierter? Studie identifiziert typische Nutzer
von Facebook, Instagram und WhatsApp



Weltweit sind 2,7 Milliarden Menschen auf mindestens einer der zum
Facebook-Konzern gehörenden Social-Media-Plattformen Facebook, WhatsApp
oder Instagram aktiv. Wie die Nutzung einer oder mehrerer dieser sozialen
Medien mit soziodemografischen Merkmalen und den "Big Five" genannten
Persönlichkeitsmerkmalen zusammenhängt, haben Forschende rund um den Ulmer
Professor Christian Montag nun untersucht. In ihrer Studie kamen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu dem Schluss, dass Personen,
die Social-Media-Plattformen nutzten, jünger, häufiger weiblich und
extravertierter als Nichtnutzer waren.

Facebook, WhatsApp, Instagram zählen zu den bekanntesten sozialen Medien
und gehören alle zum US-amerikanischen Facebook-Konzern. In einer Studie
haben Forscherinnen und Forscher rund um von der Universität Ulm nun
untersucht, wie die Nutzung dieser Plattformen mit soziodemografischen
Merkmalen und den "Big Five"-Persönlichkeitsmerkmalen zusammenhängt. Dabei
konnten sie feststellen, dass Personen, die mindestens auf einer
Social-Media-Plattform aktiv waren, im Allgemeinen jünger, häufiger weiblich
und etwas extravertierter als Nichtnutzer waren. Veröffentlicht wurde die
Studie in der Fachzeitschrift "Frontiers of Psychology".

Derzeit nutzen 2,7 Milliarden Menschen weltweit mindestens eine der zum
Facebook-Konzern gehörenden Social-Media-Plattformen Facebook, WhatsApp
oder Instagram. Frühere Untersuchungen der individuellen Unterschiede
zwischen Benutzern und Nichtbenutzern von sozialen Medien haben sich in
der Regel nur auf eine Plattform konzentriert. Die neue Studie nimmt nun
das Zusammenspiel der Facebook-eigenen Plattformen in den Fokus. "Dies
entspricht eher der Lebenswirklichkeit der Userinnen und User. Wir konnten
zeigen, dass sie oft mehrere Social-Media-Kanäle nutzen, wenn auch in
unterschiedlicher Kombination. Bislang gab es noch keine Studie, die
dieses Zusammenspiel berücksichtigt", so der Erstautor Dr. Davide Marengo
von der Universität Turin. Zum Zeitpunkt der Studie war Marengo als
Gastwissenschaftler Teil der Arbeitsgruppe von Professor Christian Montag,
dem Leiter der Abteilung Molekulare Psychologie der Universität Ulm.

Ausgewertet wurden für die Studie Online-Fragebögen von rund 3000
Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus Deutschland, die ein Smartphone
besitzen. Im Durchschnitt betrug das Alter der Teilnehmenden 35,53 Jahre
alt, ein Großteil der Befragten war zwischen 22 und 49 Jahren alt. In der
Stichprobe erwies sich der Messenger-Dienst WhatsApp als die am häufigsten
verwendete Plattform mit der größten Reichweite (92 %), dahinter folgen
Facebook (57,7%) und Instagram (46,3%).

Die Teilnehmenden sind auch nach der kombinierten Nutzung der
verschiedenen Plattformen gefragt worden. Dabei zeigte sich, dass die
größte Gruppe der Gesamtstichprobe alle Facebook-eigenen Plattformen
(33,2%) gleichzeitig nutzte. Andere häufige Kombinationen waren die
ausschließliche Nutzung von WhatsApp (24,1 %), eine Kombination aus
WhatsApp und Facebook (22,5 %) sowie die Kombination von WhatsApp und
Instagram (12,1 %). Keine der Plattformen nutzten 5,8 % der Teilnehmenden.

Bei der Erhebung der Persönlichkeitsmerkmale wurde im Fragebogen das
weltweit anerkannte "Big Five Modell" verwendet. In den entsprechenden
Antworten machten die Befragten beispielsweise Angaben über ihre Offenheit
für Erfahrungen, Gewissenhaftigkeit oder Verträglichkeit. Zusätzlich sind
soziodemographische Angaben der Nutzer erfasst worden, wie Alter oder
Bildungsgrad. Aus den statistischen Analysen ergab sich, dass Personen,
die mindestens eine Social-Media-Plattform nutzten, im Allgemeinen jünger
und häufiger weiblich waren. Nur kleine Unterschiede fanden sich bei den
Persönlichkeitsvariablen. So zeigten sich Social-Media-Nutzer etwas
extravertierter im Vergleich zu Nichtnutzern. Zusätzlich ergaben sich auch
kleine Unterschiede innerhalb der Nutzergruppen in Bezug auf
Gewissenhaftigkeit und Neurotizismus.

Beim Vergleich der soziodemografischen Variablen wie Alter, Geschlecht
oder Bildungsgrad konnten die Forschenden feststellen, dass das Alter die
stärkste Assoziation mit den Social-Media-Präferenzen zeigte. Nicht-Benutzer
und WhatsApp-Benutzer bildeten mit 42 - 43 Jahren die älteste
Gruppe. Die Befragten, die sowohl WhatsApp als auch Instagram verwendeten,
waren die jüngsten (Durchschnittalter rund 26 Jahre). "Insgesamt stützen
unsere Ergebnisse die Annahme, dass Instagram vor allem die jüngere
Nutzergeneration anzieht", erklärt Professor Christian Montag.

Darüber kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass Frauen in sozialen Medien
stärker vertreten waren - unabhängig davon, welche Kombination von
sozialen Plattformen untersucht wurde. Ergänzende Analysen hinsichtlich
der "Big-Five"-Persönlichkeitsmerkmale haben gezeigt, dass innerhalb der
Social Media Nutzer besonders diejenigen, die alle Facebook-Angebote
nutzten oder sich nur für Instagram/WhatsApp entschieden, etwas weniger
gewissenhaft waren. "Schließlich stellten wir ebenfalls fest, dass der
Neurotizismus, das heißt die emotionale Labilität, bei Personen, die alle
Plattformen oder nur WhatsApp und Instagram nutzen, signifikant
ausgeprägter war als bei Personen, die keine Plattform oder nur WhatsApp
verwenden", schlussfolgert Dr. Davide Marengo.

Insgesamt unterstreicht die Studie die Rolle von soziodemographischen
Variablen, aber auch der Persönlichkeitsmerkmale Neurotizismus und
Gewissenhaftigkeit bei der unterschiedlichen Nutzung sozialer Medien. Die
Persönlichkeitseigenschaft Extraversion unterscheidet besonders
Social-Media-Nutzer und Nicht-Nutzer. "Insoweit stimmen diese Ergebnisse mit
früheren Studien über die 'Big Five'-Persönlichkeitsmerkmale und die
Verwendung spezifischer Social-Media-Plattformen überein. Unsere
Ergebnisse sind unter anderem für Forscherinnen und Forscher relevant, die
in ihren Studien soziale Medien zur Rekrutierung von Probanden
untersuchen, da die Stichprobenmerkmale je nach verwendeter Plattform
unterschiedlich sein können", sagt Professor Christian Montag. "Wir sind
aber auch davon überzeugt, dass unsere Ergebnisse dabei helfen können, zu
verstehen, welche Bevölkerungsgruppen möglicherweise besonders anfällig
für die Effekte von Fake-News oder Filterblasen zu sein scheinen, die vor
allen Dingen durch Social Media befeuert werden."


Hinweis auf eine neue Studie: 

Die Ulmer Forschenden um Professor Christian Montag untersuchen aktuell die
Nutzung von WhatsApp und wollen ergründen, ob bestimmte Funktionen wie der
"gelesen"-Vermerk Einfluss auf das Wohlbefinden haben. Außerdem wird
diskutiert, ob der Aufbau der App dazu anregt, mehr Zeit mit WhatsApp zu
verbringen, als eigentlich gewollt.

Weitere Informationen und Fragebogen zur anonymisierten Studienteilnahme:

www.doppelhaken.info.

Originalpublikation:

Marengo D, Sindermann C, Elhai J and Montag C:

One Social Media Company to Rule Them All: Associations between Use of
Facebook-Owned Social Media Platforms, Sociodemographic Characteristics,
and the Big Five Personality Traits.

Frontiers of Psychology. 11:936.

DOI: 10.3389/fpsyg.2020.00936

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, 02.06.2020
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MELDUNG/581: Verbraucher-Ängste - "Bargeld ist wie Essen oder Drogen" (idw)

IUBH Internationale Hochschule GmbH - 02.06.2020

Verbraucher-Ängste: "Bargeld ist wie Essen oder Drogen"

Wirtschaftspsychologin Prof. Pitters forscht über die Rückkehr zu Bargeld
in Krisenzeiten



Wir erleben gerade einen radikalen Wechsel - weg vom Bargeld, hin zum
kontaktlosen Bezahlen. In fast jedem Supermarkt wird man derzeit dazu
aufgefordert. Doch zahlreiche Kunden bevorzugen weiterhin Münzen und
Scheine statt Kreditkarte: Drei Viertel der Zahlungen erfolgen im
deutschen Einzelhandel mittels Bargeld (Quelle: Handelsforschungsinstitut
EHI Retail). Warum das gerade in Zeiten von Corona so ist, erforscht Prof.
Dr. Julia Pitters, Wirtschaftspsychologin an der IUBH Internationalen
Hochschule. "In Krisensituationen vertrauen Menschen reflexartig auf
Bewährtes - deshalb bevorzugen sie auch haptisches Bezahlen gegenüber
digitalen Zahlungsmitteln."

Bargeld aktiviert Belohnungszentrum im Gehirn

Der Unterschied zwischen Karten- versus Bargeldzahlung liege in der
Reaktion des Gehirns, so Pitters: "Bargeld ist wie Drogen oder Essen. Im
Hirn sind Areale ausgebildet, die auf den Geldreiz ansprechen. Sehen wir
Geld, wird ein Belohnungszentrum aktiviert. Das ist wie bei einer Sucht.
Die Menschen werden fokussierter und zielgerichteter." Dies habe
gleichzeitig den Effekt, dass Menschen weniger spendabel und großzügiger
agieren: "Das greifbare Geld hat einen Besitztumseffekt. Das wissen wir
aus Studien und Fokusgruppen. Bei Bargeld weiß ich, was ich habe, das ist
haptisch greifbar. Bei einer Kreditkarte, übrigens ähnlich wie bei
Fremdwährung im Urlaub, ist das Bezahlen abstrakter - es schmerzt nicht so
sehr, etwas auszugeben."

In Krisenzeiten: lieber Bargeld als Kreditkarte

Wie Menschen gerade in Krisen mit Geld umgehen, habe auch historische
Gründe, so Pitters: "Es gibt sicher einen gewissen Stolz auf das eigene
Bargeld. Weil die D-Mark lang gut funktioniert hat. Gerade in
wirtschaftlich unsicheren Zeiten hält man in Deutschland oder auch in
Österreich daran fest, was sich bewährt hat; man agiert eher
traditionell." Das belegen auch Daten der Bundesbank zur Finanzkrise von
2008, als Auszahlungen von Banknoten außergewöhnlich stark zunahmen. "In
Ländern wie Schweden wundert man sich über so was. Hier ist man gern
fortschrittlich."

Pitters sieht jedoch auch klare Vorteile beim elektronischen Bezahlen:
"Ein Pluspunkt ist die Sicherheit. Ich muss mein Geld nicht zuhause
lagern. Und wenn mir die Karte gestohlen wird, kann ich sie sperren. Heute
machen wir uns aber immer mehr Sorgen um unsere Daten. Da verändert sich
der Sicherheitsbegriff, und einige setzen wieder auf Bargeld, um nicht zu
viel von sich preiszugeben."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2019
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IUBH Internationale Hochschule GmbH, 02.06.2020
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FORSCHUNG/1614: Gletscherüberwachung mit Glasfaserkabeln (idw)

Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien - 15.05.2020

Gletscherüberwachung mit Glasfaserkabeln



Durch die Messungen kleinster Erschütterungen kann die Entwicklung von
Gletschern besser verstanden und eine mögliche Gefahr abgewandt
werden. SNF-Förderprofessor Fabian Walter schlägt hierfür nun ein
neues Instrument vor: das Glasfaserkabel. Damit lassen sich ganze
Gletscher überwachen -selbst in abgelegenen Regionen.

Gletscher sind ständig in Bewegung und werden daher überwacht.
Aufschluss über ihre Entwicklung geben beispielsweise
Satellitenbilder. Seismometer ermöglichen es den Forschenden, in den
Gletscher hineinzuhören, um mehr über seine Bewegungen zu erfahren.
Allerdings ist die Anzahl der Messpunkte auf den Gletschern meist
unzureichend, da sich die Messgeräte in Gletscherregionen nur unter
grossem Aufwand einrichten lassen. Fabian Walter, SNF-Förderprofessor
an der ETH Zürich, hat nun in einer Studie gezeigt, dass sich auch
Glasfaserkabel zur Überwachung von Gletschern eignen. Im Gegensatz zu
Seismometern liefern sie nicht nur mehr Messpunkte, sondern sind auch
einfacher zu installieren. So ermöglichen sie selbst bei schwer
zugänglichen Gletschern eine intensive Überwachung.

Alle zwei Meter ein Messpunkt

Die Studie, deren Resultate in der Zeitschrift Nature Communications
(*) publiziert sind, wurde auf dem Rhonegletscher, auf 2500 m Höhe im
nordöstlichsten Zipfel des Kantons Wallis durchgeführt. Dort massen
die Teams von Fabian Walter und Andreas Fichtner, Professor für
Seismologie und Wellenphysik an der ETH Zürich, während fünf Tagen im
März 2019 seismische Erschütterungen. Dazu verlegten sie ein
Glasfaserkabel von einem Kilometer Länge einige wenige Zentimeter tief
in die Schneedecke des Gletschers. Die Forschenden massen winzige
Störungen des optischen Signals im Glasfaserkabel. Die Technik des
Distributed Acoustic Sensing ermöglichte es somit, entlang des Kabels,
in regelmässigem Abstand von wenigen Metern, kleinste Erschütterungen
zu messen. Diese können in einem Seismogramm abgebildet werden.

Da bei dieser Methode wesentlich mehr Sensoren auf derselben Fläche -
insgesamt 500 Messpunkte pro Kilometer Glasfaserkabel - zum Einsatz
kommen können, enthalten die erhobenen Daten mehr Information als die
von Seismometern gelieferten Messdaten. Laut der Studie lassen sich
dadurch insbesondere Steinschläge und Eisbeben exakter lokalisieren.
Darüber hinaus konnten neue Erkenntnisse über die Fliessbewegungen der
Gletscher gewonnen werden. Mit den bisherigen Mitteln nur schwer
messbare seismische Wellen zeugen von ruckartigen Bewegungen, die man
bereits vom grönländischen und antarktischen Inlandeis kennt und die
nun auch für die Alpen nachgewiesen sind.

Informationen über Vorgänge im Eis

An bestimmten Orten werden Glasfaserkabel bereits heute für die
Erdbebenüberwachung eingesetzt. Der auf Eisbeben spezialisierte
Seismologe Fabian Walter ist aber einer der ersten Glaziologen, der
die Technik des Distributed Acoustic Sensing auf Gletschern einsetzt.
"Zurzeit arbeiten auch andere Forschungsteams, etwa in Alaska, in
diesem Bereich, denn Glasfaserkabel bieten in dieser rauen Umgebung
viele Vorteile. Während für die Einrichtung einer seismischen
Messstation, die nur einen winzigen Gletscherbereich abdeckt, oft
mehrere Arbeitsstunden erforderlich sind, wird ein Glasfaserkabel mit
Hunderten von Sensoren ganz einfach ausgerollt. So lassen sich
theoretisch ganze Gletscher überwachen", sagt der Wissenschaftler, der
für diese Studie mit dem Schweizerischen Erdbebendienst der ETH Zürich
zusammengearbeitet hat.

Aus den durch das Kabel gemessenen Geschwindigkeiten von seismischen
Wellen lassen sich auch weitere Informationen ableiten, etwa die
Zusammensetzung des Eises. Auch ermöglichen sie Aufschlüsse über die
Verformung des Eises sowie die Entstehung von Rissen und Abbrüchen des
Gletschers.

Inwieweit sich die Messmethode in weiteren Bereichen anwenden lässt,
soll noch erforscht werden. Glasfaserkabel werden heute bereits
entlang von Strassen, Bahnstrecken oder bestimmten Infrastrukturen
verlegt. Dark-Fibre-Glasfaserkabel, also verlegte, aber noch nicht mit
dem Netz verbundene Kabel, könnten beispielsweise zur Überwachung von
Erdbeben eingesetzt werden und damit zur Prävention von Folgeschäden.

Nachwuchsförderung

Mit den im Jahr 2000 eingeführten SNF-Förderungsprofessuren wurden
insgesamt 691 Forschende unterstützt. 2018 wurde das Förderinstrument
durch das neue Eccellenza ersetzt. Die Eccellenza Professorial
Fellowships
finanzieren das Salär der Assistenzprofessorinnen und -professoren
sowie
die Projektkosten.

Originalpublikation:

(*) F. Walter, D. Gräff, F. Lindner, P. Paitz, M. Köpfli, M. Chmiel,
A.
Fichtner: Distributed Acoustic Sensing of Microseismic Sources and
Wave
Propagation in Glaciated Terrain, Nature Communications (2020).

https://doi.org/10.1038/s41467-020-15824-6



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snf.ch/de/fokusForschung/newsroom/Seiten/news-200515-medienmitteilung-gletscherueberwachung-mit-glasfaserkabel.aspx

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news747491 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1165
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FORSCHUNG/1613: Wie Feinstaub aus Schadstoff-Gasen entsteht (idw)

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 14.05.2020

Wie Feinstaub aus Schadstoff-Gasen entsteht

Internationales Forschungsprojekt beobachtet ultraschnelles
Partikelwachstum durch Ammoniak und Salpetersäure



FRANKFURT. Wenn in asiatischen Mega-Cities Winter-Smog herrscht,
misst man in den Straßen mehr Feinstaub, als es eigentlich geben
dürfte. Ein internationales Team mit Beteiligung von ForscherInnen der
Goethe-Universität Frankfurt sowie der Universitäten en Wien und,
Innsbruck und Frankfurt hat jetzt herausgefunden, dass vor allem
Salpetersäure- und Ammoniak-Dämpfe zur Bildung weiterer
Feinstaubpartikel beitragen. Salpetersäure und Ammoniak entstehen in
Stadtzentren vorwiegend aus Autoabgasen. Die hohe lokale Konzentration
der Dämpfe in den Straßenschluchten beschleunigt den Experimenten
zufolge das Wachstum winziger Nanopartikel zu stabilen Aerosolpartikel
rasant. (Nature, DOI 10.1038/s41586-020-2270-4)

In urbanen Ballungszentren führen hohe Konzentrationen von Feinstaub
zu erheblichen Beeinträchtigungen der Gesundheit. Besonders in den
Wintermonaten ist die Situation in vielen asiatischen Mega-Cities
dramatisch, wenn Smog die Sichtweite stark reduziert und das Atmen
schwerfällt.

Feinstaubpartikel, deren Durchmesser kleiner als 2,5 Mikrometer ist,
entstehen vorwiegend direkt durch Verbrennungsprozesse zum Beispiel in
Kraftfahrzeugen oder Heizungen, man spricht von primärem Feinstaub.
Darüber hinaus entsteht Feinstaub auch in der Luft als sekundärer
Feinstaub, indem sich Gase aus organischen Substanzen, Schwefelsäure,
Salpetersäure oder Ammoniak an winzige Nanopartikel anlagern. Dadurch
wachsen Partikel heran, die einen Teil des Feinstaubs bilden.

Rätselhaft war bisher, wie sich sekundäre Feinstaubpartikel in den
Straßenschluchten von Mega-Cities neu bilden können. Berechnungen
zufolge sollen sich die winzigen Nanopartikel eher an die reichlich
vorhandenen größeren Partikeln anlagern als neue Feinstaubpartikel zu
bilden.

Am Teilchenbeschleuniger CERN in Genf haben Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler im internationalen Atmosphären-Forschungsprojekt CLOUD
jetzt in einer Klimakammer Bedingungen nachgestellt, die in den
Straßen von Mega-Cities herrschen, und die Entstehung sekundären
Feinstaubs nachgestellt: In den Straßenschluchten einer Stadt kommt es
zu einer lokalen Erhöhung von Schadstoffen. Die Ursache für die
ungleichmäßige Verteilung der Schadstoffe sind einerseits die hohen
Schadstoffemissionen auf Straßenniveau. Andererseits dauerte es
einigen Minuten bis sich die Straßenluft mit Luft aus der Umgebung
vermischt. Dies führt dazu, dass sich die beiden Schadstoffe Ammoniak
und Salpetersäure in der Straßenluft kurzzeitig stark anreichern. Die
hohen Konzentrationen, dies zeigten die CLOUD-Experimente, schaffen
Bedingungen, unter denen die beiden Schadstoffe an Nanopartikel
kondensieren können: An wenige Nanometer großen Kondensationskernen
bildet sich Ammoniumnitrat und lässt diese Partikel rasch anwachsen.

"Wir haben beobachtet, dass diese Nanopartikel innerhalb weniger
Minuten sehr rasch anwachsen. Sie wachsen teilweise einhundert Mal
schneller, als wir dies bisher von anderen Schadstoffen kennen, wie
zum Beispiel Schwefelsäure", erläutert der Klimaforscher Prof. Joachim
Curtius von der Goethe-Universität Frankfurt. "In urbanen
Ballungszentren liefert der von uns beobachtete Prozess damit einen
wichtigen Beitrag zur Bildung von Feinstaub im Wintersmog. Denn der
Prozess läuft nur bei Temperaturen von weniger als etwa plus fünf Grad
Celsius ab". Der Aerosolphysiker Paul Winkler von der Universität Wien
erklärt dazu: "Bei wärmeren Bedingungen sind die Teilchen zu flüchtig
und könnten daher keinen Beitrag zum Wachstum liefern."

Die Bildung von Aerosolpartikeln aus Ammoniak und Salpetersäure tritt
vermutlich nicht nur in Städten und Ballungsgebieten auf, sondern auch
gelegentlich in höheren Luftschichten der Atmosphäre. Ammoniak, das
hauptsächlich in der Landwirtschaft entsteht, gelangt durch
aufsteigende Luftströmungen aus bodennaher Luft in die obere
Troposphäre, und Salpetersäure entsteht durch Blitze aus dem
Stickstoff der Luft. "Es bilden sich bei den dort herrschenden
niedrigen Temperaturen neue Ammoniumnitratpartikel, die als
Kondensationskeime bei der Wolkenbildung eine Rolle spielen",
verdeutlicht der Ionenphysiker Armin Hansel von der Universität
Innsbruck die dadurch auch bestehende Klimarelevanz des
Forschungsergebnisses.

Das Experiment CLOUD (Cosmics Leaving OUtdoor Droplets) am CERN
untersucht, wie neue Aerosolpartikel in der Atmosphäre aus
Vorläufergasen gebildet werden und weiter zu Kondensationskeimen
wachsen. Damit liefert CLOUD ein grundlegendes Verständnis zur
Entstehung von Wolken und Feinstaub. CLOUD wird von einem
internationalen Konsortium - bestehend aus 21 Instituten -
durchgeführt. Die CLOUD-Messkammer wurde mit CERN-Know-how entwickelt
und erreicht bedeutend besser definierte Messbedingungen als andere
vergleichbare Experimente. Bei CLOUD-Messkampagnen wird mit einer
Vielzahl an unterschiedlichen Messgeräten der physikalische und
chemische Zustand der Atmosphäre bestehend aus Teilchen und Gase
charakterisiert. Das Team um Joachim Curtius vom Institut für
Atmosphäre und Umwelt der Goethe-Universität Frankfurt entwickelt und
betreibt im CLOUD-Projekt zwei Massenspektrometer, um Spurengase wie
den Ammoniak und Schwefelsäure auch bei kleinsten Konzentrationen
nachzuweisen. An der Fakultät für Physik der Universität Wien
entwickelt das Team um Paul Winkler im Rahmen eines ERC-Projektes ein
neues Partikelmessgerät, mit dem speziell die Aerosoldynamik im
relevanten Größenbereich von 1 bis 10 nm Nanometern quantitativ
untersucht werden kann. Armin Hansel vom Institut für Ionenphysik und
Angewandte Physik der Universität Innsbruck entwickelte mit seinem
Forschungsteam im Rahmen eines FFG-Projektes ein neues Messverfahren
(PTR3-TOF-MS) um die Spurengase beim CLOUD Experiment noch
empfindlicher zu analysieren.

Publikation: 

Wang, M., Kong, W., et al. Rapid growth of new atmospheric
particles by nitric acid and ammonia condensation. Nature, DOI
10.1038/s41586-020-2270-4.

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem
Pionierleistungen erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts-
und Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung
und Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu
ihren historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drei größten deutschen
Universitäten. Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und
der Universität Mainz ist die Goethe-Universität Partner der
länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz Rhein-Main.

 www.goethe-universitaet.de

Herausgeberin:

Die Präsidentin der Goethe-Universität
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ÖKOLOGIE/097: Wo laufen sie denn wirklich? Forscherteam denkt ökologische Begegnungsmodelle neu (idw)

Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 14.05.2020

Wo laufen sie denn wirklich? 

Ein
interdisziplinäres Forscherteam denkt ökologische Begegnungsmodelle
neu



Von riesigen Gnu-Herden, die durch die Serengeti ziehen, bis hin zur
malariabehafteten Mücke, die sich lautlos einem Menschen nähert - die
Art und Weise, wie Tiere sich bewegen, ist ausschlaggebend für viele
ökologische Zusammenhänge. Mit Hilfe sogenannter Begegnungsraten
berechnen Forscher wie oft aktive Individuen miteinander in Kontakt
kommen. Während GPS-Geräte eine Vielzahl an wertvollen Datensätzen
generiert haben, gibt es bei der Modellierung der Bewegungsdaten
jedoch großen Nachholbedarf. Ein internationales Team aus Ökologen und
Physikern hat nun gezeigt, dass die erhobenen Daten und deren
Abbildung anhand bisheriger Modelle stark voneinander abweichen.

Das aus der Chemie stammende Standardmodell für Begegnungen, das
"Massenwirkungsgesetz", wird seit über einhundert Jahren auch in der
Ökologie angewendet. Dabei wird vorausgesetzt, dass sich jedes
Individuum gleichmäßig in seinem Habitat bewegt. "Unsere
Untersuchungen zeigen aber, dass die meisten Tiere sich keineswegs
gleichmäßig in der Fläche bewegen, sondern sich eher in einem
verkleinerten Aktionsraum, sozusagen ihrem Zuhause, aufhalten",
erläutert Dr. Justin Calabrese, Gastprofessor am Center for Advanced
Systems Understanding (CASUS) in Görlitz. Diese Abweichungen zwischen
den erhobenen Daten und den Annahmen aus dem Massenwirkungsgesetz
legen nahe, dass die bisher genutzten Modelle für Begegnungsraten
überdacht werden müssen.

"Das ist wichtig, weil das Massenwirkungsgesetz überall in der
Ökologie und in verwandten Bereichen Anwendung findet", erklärt
Calabrese. Als aktuelles Beispiel nennt er die epidemiologischen
SIR-Modelle (Susceptible, Infected, Recovered), die hinzugezogen
werden, um die Ausbreitung und Kontrolle ansteckender Krankheiten wie
COVID-19 zu verstehen. Das interdisziplinäre Forscherteam fand heraus,
dass die Modellierungsergebnisse vollkommen anders aussehen würden,
wenn in die Begegnungsraten das Verhalten im Aktionsraum einbezogen
würde. Denn die Begegnungen, die überwiegend auf der Annahme der
Massenwirkung beruhen, konnten nur sehr begrenzt in den
realistischeren Modellierungen abgebildet werden.

"Dies lässt vermuten, dass Populationsmodelle, wie beispielsweise
SIR-Krankheitsmodelle, die sich auf das Massenwirkungsgesetz stützen,
mit einer realistischeren Berechnung sehr verschiedene Vorhersagen des
Bewegungsverhaltens liefern", beschreibt Dr. Ricardo Martinez-Garcia,
Assistenzprofessor am Internationalen Zentrum für Theoretische Physik
in S�o Paulo. Auffallend ist, dass die neu berechneten Begegnungsraten
im Vergleich zum bisherigen Modell höher oder niedriger ausfallen
können und dass sie auf die Eigenheiten des Bewegungsverhaltens
sensibel reagieren. Martinez-Garcia erklärt, dass "diese Art der
Kontextabhängigkeit es uns erschwert beurteilen zu können, in welche
Richtung die Vorhersagen überhaupt gehen. Hieraus resultiert ein
zukünftiger Forschungsbedarf."

Die Modellierung von Begegnungsraten in der Ökologie hat tiefe
interdisziplinäre Wurzeln. Das Massenwirkungsgesetz beruht auf dem
Konzept des idealen Gases und beschreibt somit Tiere als Partikel, die
sich weitgehend zufällig bewegen und nicht mit ihrer Umwelt
interagieren. Um den Rahmen für die neuartige Modellierung von
Begegnungen zu entwickeln, bezog sich das Team auf präzisierte
physikalische Konzepte, die der statistischen Mechanik des
Ungleichgewichts entlehnt sind. "Die Übertragung von Konzepten aus
einer Disziplin in eine andere ist eine wirkungsvolle Methode, um die
Komplexität zu bewältigen, die wir in der Natur sehen. Diese Arbeit
ist ein klares Beispiel dafür", beurteilt Calabrese, der erst kürzlich
ans neu gegründete CASUS wechselte, das selbst interdisziplinäre
Systemforschung betreibt und unterschiedliche Forschungsdisziplinen
miteinander verknüpft.

Bei CASUS wird Calabrese an der Schnittstelle von Ökologie und
Erdsystemwissenschaften arbeiten. An den Untersuchungen waren neben
der Princeton University, der Smithsonian Institution und der
University of Maryland auch das Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung
Leipzig (UFZ) und die Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
beteiligt. Der interdisziplinäre Ansatz ist wichtig, da die
Forschungsergebnisse zu den Begegnungsraten weit über die ökologischen
Fragestellungen hinaus bedeutsam sein können. Denn Begegnungen
zwischen Individuen, Gruppen oder anderen Einheiten, die einen
begrenzten räumlichen Aktionsraum aufweisen, sind ein weit
verbreiteter Untersuchungsgegenstand in den Natur-, Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften.

Publikation:

R. Martinez-Garcia, C. H. Fleming, R. Seppelt, W. F. Fagan, J. M.
Calabrese: How range residency and long-range perception change
encounter
rates, Journal of Theoretical Biology, 2020 (DOI:
10.1016/j.jtbi.2020.110267)

Das Center for Advanced Systems Understanding (CASUS) wurde 2019 in
Görlitz gegründet und betreibt digitale interdisziplinäre
Systemforschung in unterschiedlichen Bereichen wie Erdsystemforschung,
Systembiologie und Materialforschung. Innovative Forschungsmethoden
aus Mathematik, theoretischer Systemforschung, Simulation, Daten- und
Computerwissenschaft werden eingesetzt mit dem Ziel, komplexe Systeme
von bisher nie dagewesener Realitätstreue abzubilden und so zur Lösung
drängender gesellschaftlicher Fragen beizutragen. Kooperationspartner
sind das Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR), das
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung in Leipzig (UFZ), das
Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik in Dresden
(MPI-CBG), die Technische Universität Dresden (TUD) und die
Universität Wroclaw. Das Zentrum wird aus Mitteln des
Bundeministeriums für Bildung und Forschung und des Sächsischen
Staatsministeriums für Wissenschaft, Kultur und Tourismus
gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hzdr.de/presse/encounter_rates

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news747455
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ÖKOLOGIE/096: Klimawandel fördert im Boden lebende Erreger von Pflanzenkrankheiten (idw)

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 13.05.2020


Klimawandel fördert im Boden lebende Erreger von Pflanzenkrankheiten




Sevilla, Leipzig, Halle. Die Klimaerwärmung wird weltweit zu einer
Zunahme von bodengebundenen Krankheitserregern für Pflanzen führen.
Darunter sind auch Krankheiten wichtiger Nahrungs- und Arzneipflanzen,
was langfristig die Ernährungssicherheit und Lebensqualität der
Weltbevölkerung gefährden könnte. Zu diesem Ergebnis kommt eine
experimentelle Studie unter Beteiligung von Wissenschaftlern des
Deutschen Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv), der
Universität Leipzig (UL) und der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU), die im Fachmagazin Nature Climate Change
veröffentlicht wurde.




[image: Foto: © Manuel Delgado-Baquerizo]

Ökosysteme in mittleren und hohen Breitengraden auf der nördlichen
Erdhalbkugel werden voraussichtlich verstärkt von der Zunahme
bodengebundener Erreger von Pflanzenkrankheiten betroffen sein. Das
Bild zeigt Wälder im Westen der USA.

Foto: © Manuel Delgado-Baquerizo



Ein Teelöffel Erde enthält Millionen Mikroorganismen. Die meisten
dieser Bodenorganismen sind für den Menschen von Nutzen, denn sie
verbessern die Fruchtbarkeit der Böden, regulieren das Klima und
helfen mit, Nahrungsmittel und andere Naturprodukte herzustellen.
Andere hingegen vernichten als Krankheitserreger regelmäßig ganze
Ernten und verursachen so massiven wirtschaftlichen Schaden oder gar
Hungersnöte. Einer der am meisten verbreiteten Getreidepilze ist
Fusarium. In Nordamerika betrug Ende der 1990er Jahre der durch diesen
Erreger verursachte jährliche Verlust bei Weizen und Gerste rund eine
Milliarde US-Dollar.




[image: Foto: © Beatriz Gozalo]

Forscher bei der Entnahme von Bodenproben in Spanien. Trockengebiete
gehören heute zu den Ökosystemen mit den höchsten Anteilen an
bodengebundenen Pflanzenpathogenen.

Foto: © Beatriz Gozalo



Steigende Bedeutung der Böden für die Gesundheit weltweit wichtiger Kulturpflanzen

Die aktuelle Studie eines internationalen Forscherteams mit
maßgeblicher Beteiligung von iDiv, UL und MLU zeigt nun, dass die
zunehmende Klimaerwärmung zur Vermehrung bodengebundener
Krankheitserreger für Pflanzen beiträgt. Das könnte längerfristig die
globale Ernährungssicherung gefährden, die derzeit auf relativ wenigen
Pflanzenarten fußt. Betroffen davon sind Nutzpflanzen wie Weizen,
Sonnenblumen oder Gemüse, aber auch solche, die für die Produktion von
Kosmetika oder Arzneimitteln verwendet werden, zum Beispiel Hibiskus
und Aloe Vera. Außerdem wären wildwachsende Pflanzenarten betroffen,
die als Nahrung für Wildtiere dienen.

Dazu glichen die Forscher Beobachtungsdaten aus globalen Datenbanken
mit Ergebnissen eines Langzeitexperiments ab. Sie nahmen Bodenproben
an 235 verschiedenen Standorten auf sechs Kontinenten und in 18
Ländern und deckten so die gesamte Bandbreite von Klimabedingungen -
von Wüsten bis hin zu tropischen Inseln - ab. Darüber hinaus nutzten
sie Daten eines zehnjährigen Feldexperiments bei Madrid, das ein
Forschungsteam um Co-Autor Fernando Maestre an der Universität
Alicante durchführt. Die Zusammenarbeit zwischen Maestre und
Wissenschaftlern am iDiv fand 2019 im Rahmen eines Sabbatjahres in
iDiv's Synthesezentrum sDiv statt.

"Dass die Studie globale Beobachtungdaten mit Daten aus einem
zielgerichteten Experiment verbindet, macht sie besonders wertvoll",
sagt Prof. Nico Eisenhauer, Leiter der Arbeitsgruppe Experimentelle
Interaktionsökologie bei iDiv und der UL. "Dies ermöglichte es uns,
wissenschaftlich zu beweisen, dass die weltweite Zunahme von
Pathogenen in den Böden tatsächlich durch die Klimaerwärmung
vorangetrieben wird."

Erster globaler Atlas bodengebundener Pflanzenpathogene

Die Studie bietet außerdem einen ersten globalen Atlas bodengebundener
Pflanzenpathogene und zeigt, wo auf der Erde diese heute am häufigsten
vorkommen bzw. berechnet, wo sie unter verschiedenen Voraussetzungen
zukünftig vorkommen werden. Für diese Modelle berücksichtigten die
Forscher drei verschiedene Szenarien, welche wirtschaftlichen Pfade
die globale Gesellschaft künftig beschreitet (sogenannte "shared
socioeconomic pathways" - SSPs): Nachhaltigkeit, regionale
Ungleichheit sowie das Festhalten an fossilen Brennstoffen.

Die Ergebnisse ermöglichen es vorherzusagen, welche Regionen künftig
besonders anfällig für mikrobielle Schädlingskrisen sind. So zeigte
sich, dass die Böden weiter Teile Asiens, Afrikas, Australiens und
Amerikas bereits hohe Anteile von Pflanzenpathogenen enthalten. Dabei
handelt es sich um Regionen mit warmem Klima, wie heiße Wüsten oder
tropische Wälder. Betroffenen sind aber auch menschenreiche Gebiete
mit einem starken Bevölkerungswachstum.

Bevölkerungsreiche Weltregionen betroffen

"Die Folgen wirken sich wahrscheinlich auch auf die Ernährung der
wachsenden Bevölkerung aus, insbesondere in den am wenigsten
entwickelten Ländern, wo die Mehrzahl der Menschen weitestgehend von
der Viehzucht und den Produkten abhängig sind, die von den natürlichen
Ökosystemen ermöglicht werden", sagt Co-Autor Dr. Carlos António
Guerra, der bei iDiv und MLU forscht. Den stärksten Zuwachs an
Pflanzenpathogenen zeigen die Modelle aber in den Böden der nördlichen
Hemisphäre, nahe der Arktis und in Südamerika, wo bei allen Szenarien,
selbst bei einer nachhaltigen Entwicklung, ein Anstieg der Temperatur
vorhergesagt wird.

"Die Klimaerwärmung findet bereits statt, und wir müssen uns an die
Folgen jahrelanger Nutzung fossiler Brennstoffe anpassen", meint
Erstautor Dr. Manuel Delgado-Baquerizo von der Pablo de
Olavide-Universität Sevilla. "Das Wissen darüber, wie sich der
Klimawandel auf die mikrobiellen Gemeinschaften im Boden und damit auf
die Produktion von Nahrungsmittel und Naturfasern auswirken wird, ist
überlebenswichtig. Dies ist umso mehr der Fall, wenn wir in Zukunft
eine stetig wachsende Bevölkerung versorgen wollen."

Diese Studie wurde von iDiv's Sythesezentrum sDiv ermöglicht und
gefördert durch die DFG - Deutsche Forschungsgemeinschaft (FZT-118).

Originalpublikation:

Delgado-Baquerizo, M., Guerra, C. A., Cano-Díaz, C., Egidi E., Wang,
J.T.,
Eisenhauer, N., Singh, B. K., Maestre, F. T. (2020): The proportion of
soil-borne pathogens increases with warming at the global scale.
Nature
Climate Change. 

https://doi.org/10.1038/s41558-020-0759-3



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.youtube.com/watch?time_continue=9&v=97lbPMh1YbU&feature=emb_logo

 Erklärvideo zum Thema in englischer Sprache

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news747319

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1813

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig - 13.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STADT/527: Weniger Autos und mehr Lebensqualität in Städten (idw)

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 02.06.2020

MCC: Weniger Autos und mehr Lebensqualität in Städten



Der stetig zunehmende Straßenverkehr ist nicht nur schädlich für das
Weltklima, sondern hat auch lokal negative Folgen, etwa in Form von
Staus und Luftverschmutzung. Weil diese Folgen vor allem in
Ballungsräumen beträchtlich sind - und dort selbst ein Elektroauto
insgesamt immer noch vier Fünftel der Folgeschäden eines Benziners
verursacht -, muss die Politik bei der Bepreisung von Straßenverkehr
geografisch differenzieren. Zu dieser Empfehlung kommt jetzt ein Team
von Fachleuten, überwiegend vom Berliner Klimaforschungsinstitut MCC
(Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change), in
einem Beitrag für die renommierte Fachzeitschrift Nature Climate
Change.

Demnach sollte der Staat, um die Lebensqualität in den Ballungsräumen
zu verbessern, dort gezielt Anreize für weniger Autoverkehr schaffen:
Zusätzlich zu der einheitlichen Bepreisung des Klimagases CO2, wie sie
Deutschland im Klimapaket von 2019 auf den Weg gebracht hat, sollte es
Straßenbenutzungsabgaben geben, etwa abhängig von der Uhrzeit
("Staugebühr") oder vom Schadstoffausstoß des einzelnen Autos
("Luftverschmutzungsgebühr"). Für die geografische Differenzierung
sprechen drei Gründe, erklärt Felix Creutzig, Leitautor und Leiter der
MCC-Arbeitsgruppe Landnutzung, Infrastruktur und Transport: "Erstens
ist die Bevölkerung in Vorstädten und im ländlichen Raum höheren
Preisen an der Zapfsäule stärker ausgesetzt, weil sie mehr für Sprit
ausgibt. Zweitens treten Staus und Luftverschmutzung eben vor allem in
Ballungsräumen auf. Und drittens kann man in der Stadt eher das Rad
oder öffentliche Verkehrsmittel nehmen und damit auf höhere Preise im
Autoverkehr reagieren."

Während die bisherigen Spritsteuern zum Beispiel mit
Straßenreparaturkosten begründet werden, sollte der Staat mit diesen
umweltpolitisch begründeten Abgaben nicht etwa seine Kassen auffüllen:
Wichtig, so betont das Autorenteam in seinem Beitrag, ist eine
adäquate Rückverteilung. Die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung fließen
idealerweise vollständig in Form einer Pro-Kopf-Rückerstattung an die
Bürger zurück -sodass diejenigen Geld sparen, die ihr Verhalten ändern
und weniger emittieren. Hingegen sollte der Staat mit den Einnahmen
aus den geografisch differenziert erhobenen Stau- und
Luftverschmutzungsgebühren auch gezielt Alternativen zum Autoverkehr
stärken: etwa Schnellbahn-Verbindungen, Sonderspuren für Busse sowie
Radwegenetze. Gleichwohl, so heißt es in dem Beitrag weiter, seien
auch bei den auf die Städte konzentrierten Gebühren Rückerstattungen
sinnvoll: nämlich dann, wenn es der Akzeptanz in der Bevölkerung
dienlich sei. "Interessant ist zum Beispiel das Going-Green-Programm
in Israel", berichtet MCC-Forscher Creutzig: "Alle, die mit dem Auto
fahren, bekommen dort ein jährliches Guthaben - von dem dann Gebühren
für das Fahren in Hauptverkehrszeiten abgebucht werden. Das schafft
Anreiz zur Stauvermeidung und verschiebt zudem die Wahrnehmung weg von
Gebühren zahlen hin zu Geld sparen."

Originalpublikation:

Creutzig, F., Javaid, A., Koch, N., Knopf, B., Mattioli, B.,
Edenhofer,
O., 2020, Adjust urban and rural road pricing for fair mobility,
Nature Climate Change

http://dx.doi.org/10.1038/s41558-020-0793-1

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mcc-berlin.net/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news748312

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)

gGmbH - 02.06.2020
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VERBAND/649: Jahresbericht 2019 - Chance für sozial-ökologische Transformation der Wirtschaft nutzen (BUND TH)

BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 3. Juni 2020

BUND Thüringen stellt Jahresbericht 2019 vor 

Chance für sozial-ökologische Transformation der Wirtschaft nach
Corona nutzen



Erfurt. Der BUND Thüringen hat heute in Erfurt seinen Jahresbericht
2019 präsentiert. Waldsterben, der Kampf gegen den Klimawandel
gemeinsam mit Fridays for Future und der Erhalt der Artenvielfalt
standen im Fokus der Verbandsaktivitäten. Der BUND Thüringen fordert,
Konjunkturpakete jetzt für den ökologischen Umbau der Wirtschaft
einzusetzen.

"Das Jahr 2019 war umweltpolitisch ein Jahr der Extreme", zog Ron
Hoffmann, Vorsitzender des BUND Thüringen Bilanz. "Zum ersten Mal sind
in Thüringen Tausende gemeinsam mit dem BUND und Fridays for Future
für mehr Klimaschutz auf die Straße gegangen. Weltweit waren es sogar
mehrere Millionen. Zudem hat Thüringen das beste Naturschutzgesetz
bekommen, das es je hatte. Die gesetzliche Verankerung der Natura
2000-Stationen und das Verbot von Pestiziden in Schutzgebieten ist
auch bundesweit vorbildlich. Erstmals wurde aber auch bekannt, dass
weltweit rund eine Million Arten akut vom Aussterben bedroht sind. Der
heißeste Sommer seit der Wetteraufzeichnung hat darüber hinaus ein
Waldsterben nie gekannten Ausmaßes mit rund vier Millionen Festmetern
Schadholz, allein in Thüringen, offenbart."

Nach Angaben von Hoffmann hat sich der BUND Thüringen im vergangenen
Jahr mit zahlreichen Projekten für den Schutz von Tieren und Pflanzen
sowie bedrohter Lebensräume eingesetzt. Der Umbau ökologischer
Waldränder zur Stabilisierung der Wälder gegen Trockenheit, die Pflege
von halboffenen Streuobstwiesen im Umfeld des Nationalpark Hainich
oder die Anlage von Tümpeln für den Laubfrosch sind Modellprojekte für
eine naturschutzgerechte Landnutzung.

Im Südharz hat der Verband mit seiner Kampagne zum Erhalt
einzigartigen Gipskarstlandschaft ein klares Zeichen gegen die
unersättliche Gier der Gipsindustrie gesetzt. Dass sich auch bei der
europäischen Agrarpolitik etwas ändern muss, machte der BUND Thüringen
gemeinsam mit Thüringer Bäuerinnen und Bauern und der
Arbeitsgemeinschaft bäuerlicher Landwirtschaft Mitteldeutschland (AbL)
bei einer Demonstration in Erfurt deutlich.

"Mit der Corona-Krise sind die Herausforderungen für den Umwelt- und
Naturschutz aber nicht kleiner, sondern größer geworden", betonte
Hoffmann. "Wer jetzt eine Abwrack-Prämie für Verbrenner fordert, heizt
das Klima auf, nicht die Konjunktur. Denn: nach Corona ist die
Klimakrise nicht vorbei. Daher fordert der BUND Thüringen einen neuen
Gesellschaftsvertrag, der mit der Einrichtung eines
'Transformationsfonds Thüringen' untersetzt ist." Zentrale Idee eines
solchen Gesellschaftsvertrages sei, laut Hoffmann, der "gestaltende
Staat", der für die Transformation aktiv Prioritäten setzt,
gleichzeitig erweiterte Partizipationsmöglichkeiten für seine
Individuen und die Zivilgesellschaften bietet und der Wirtschaft und
Wissenschaft Handlungsoptionen für Nachhaltigkeit eröffnet. So könnten
alle gemeinsam eine kollektive Verantwortung für die Eindämmung des
Klimawandels und für die Abwendung anderer Gefährdungen der Menschheit
als Teil des Erdsystems übernehmen. Um dieses Ziel zu erreichen,
sollte der "Transformationsfonds Thüringen" demokratisch legitimiert
und kontrolliert den anstehenden Transformationsprozess unterstützen
und steuern. Im "Transformationsfonds" sollten die umfangreichen
Mittel und Anstrengungen des Landes der kommenden Jahre für die
zwingend gebotenen Anpassungen im Land im Hinblick auf eine
nachhaltige Entwicklung genutzt und gebündelt werden.

"Konkret bedeutet das", so Hoffmann weiter, "beispielsweise den
Windkraftausbau im Freistaat nach der aktuellen Entscheidung der
Bundesregierung wieder voranzutreiben. Wir brauchen dringend eine
solare Baupflicht und der Ausbau eines flächendeckenden Öffentlichen
Nahverkehrs muss stärker gefördert werden. Ein Klimaschutzfahrplan mit
jährlich verbindlichen Reduktionszielen für Treibhausgase muss heute
schon Wege in eine klimaneutrale Gesellschaft von morgen aufzeigen."



Jahresbericht des BUND Thüringen 2019

www.bund-thueringen.de/service/publikationen/detail/publication/jahresbericht-2019/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.06.2020

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel.: 0361/555 03 10, Fax: 0361/555 03 19

Internet: www.bund-thueringen.de
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FORSCHUNG/597: Schiffsemissionen reduzieren - aber wie? (idw)

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 14.05.2020

Schiffsemissionen reduzieren - aber wie?



Schiffe sind im internationalen Handel das wichtigste Transportmedium.
Forscherinnen und Forscher der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
sowie des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel
untersuchen im Rahmen des transdisziplinären und internationalen
Forschungsprojekt ShipTRASE Auswirkungen der globalen Schifffahrt auf
den Ozean und die Gesellschaft. Das Projekt nimmt in diesen Tagen
seine Arbeit auf.

Der Computer auf dem Schreibtisch, die Jacke an der Garderobe und
wahrscheinlich sogar der Kaffeebecher im Küchenschrank - die meisten
Gegenstände in unserem Alltag sind per Schiff um die halbe Welt
gereist, bevor wir sie nutzen können. Die Schifffahrt ist das
wichtigste Transportmedium im internationalen Handel. Rund 90.000
Handelsschiffe haben 2018 etwa 11 Milliarden Tonnen Fracht über die
Ozeane und Randmeere bewegt. Tendenz: steigend.

Obwohl Schiffe im Vergleich zum Transport per LKW oder Güterzügen pro
transportierter Tonne Fracht emissionsärmer sind, hat der umfangreiche
Warentransport zur See weitreichende Umweltfolgen. Schon heute
arbeiten einzelne Staaten, die Europäische Union sowie die Vereinten
Nationen daran, Regularien für einen umweltfreundlicheren,
emissionsarmen Schiffsverkehr und damit eine nachhaltigere und
gerechtere Nutzung der Weltmeere zu aufzustellen und umzusetzen.
Bisher ist allerdings noch wenig über die Wirkung einzelner Maßnahmen
und die Auswirkungen auf die Meeresumwelt bekannt.

Vor diesem Hintergrund wollen Forscherinnen und Forscher aus Schweden,
Deutschland und Frankreich jetzt im Rahmen des Projekts ShipTRASE die
ökologischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Aspekte sowohl kurz-
als auch langfristiger Maßnahmen zur Reduzierung von Schiffsemissionen
und entsprechende Kontrollmechanismen analysieren. Das Belmont Forum,
das internationale Nachhaltigkeitsnetzwerk Future Earth und die 
EU-Programminitiative "Gesunde und Produktive Meere und Ozeane" (JPI
Oceans) haben das Projekt als eines unter 13 förderwürdigen inter- und
transdisziplinären Nachhaltigkeitsprojekten ausgewählt.

Insgesamt drei Jahre werden die deutschen Projektpartner, das 
Walther-Schücking-Institut für Internationales Recht an der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU), das GEOMAR 
Helmholtz-Zentrum für
Ozeanforschung Kiel sowie das Maritime Cluster Schleswig-Holstein, nun
Handlungsoptionen für eine nachhaltigere Schifffahrt entwickeln und
dabei naturwissenschaftliche und rechtliche Perspektiven miteinander
verknüpfen.

"Um alle Aspekte des Themas abdecken zu können, benötigen wir
Expertinnen und Experten aus sehr unterschiedlichen Bereichen. In Kiel
verfügen wir zum Glück über diesen breiten Zugang zu maritimen Themen
und haben dank des Future Ocean Netzwerkes Erfahrung in der
Zusammenarbeit über Fachgrenzen hinweg", betont Prof. Dr. Nele 
Matz-Lück vom Walther-Schücking-Institut. "Für die anstehenden Aufgaben
können wir auf die Expertise in den Bereichen chemischer
Ozeanographie, internationales Recht, Umweltökonomie und
Ingenieurwissenschaften zurückgreifen. Auch die Schifffahrtsindustrie
wollen wir aktiv mit einbinden", ergänzt Prof. Dr. Christa Marandino
vom GEOMAR.

Ein Aspekt, der in Kiel untersucht wird, sind sogenannte
Emissionskontrollgebiete (Emission Control Areas, ECAs). Zu diesen
ECAs gehören auch Nord- und Ostsee. "In diesen Gebieten ist zum
Beispiel der Ausstoß von Schwefeloxiden aus Schiffschornsteinen streng
limitiert", erklärt Prof. Dr. Nele Matz-Lück. Allerdings fehle es
teilweise an Vorschriften zur genauen Umsetzung und auch die
Überwachung der Vorschriften sei oft unklar geregelt, so Matz-Lück.

Darüber hinaus ist in einigen Fällen offen, welche Folgen Maßnahmen
haben werden, die dazu beitragen sollen, die neuen Emissions-Regularien 
einzuhalten. In ShipTRASE werden die Auswirkungen von
Gaswaschanlagen, sogenannten Scrubbern, sowie langfristig als
alternativer Treibstoff der Einsatz von Flüssiggas (LNG) untersucht.

Mit Hilfe von Laborexperimenten werden Forscherinnen und Forscher am
GEOMAR unter Leitung von Professorin Marandino untersuchen, welche
Auswirkungen diese Technologien auf die obersten Wasserschichten
haben, ob sie gegenüber herkömmlichen Antrieben und Schiffsemissionen
eine Entlastung bringen oder möglicherweise sogar neue, bisher noch
unbekannte Schadstoffe in die Meere einbringen. "Unser Ziel ist es zu
verstehen, ob sich verschiedene Typen von Schiffsemissionen
unterschiedlich auf die Chemie des Oberflächenwassers auswirken",
fasst Christa Marandino zusammen.

Mit den naturwissenschaftlichen und rechtlichen Grundlagen werden dann
sowohl in Deutschland als auch international Vertreterinnen und
Vertreter aus Industrie, Politik und Wirtschaft einbezogen, um diese
Themen zu diskutieren, Informationen und Ergebnisse zu teilen und die
weitere wissenschaftliche Forschung mitzugestalten.

"ShipTRASE liefert damit eine Analyse der wirtschaftlichen und
ökologischen Konsequenzen der Umsetzung von Kontrollgebieten auf See,
verschiedener Optionen alternativer Treibstoffe und der Auswirkungen
von weiterer rechtlicher Regulierung sowie einer Methodik zur
Durchführung einer solchen Analyse", fasst Professorin Matz-Lück die
Ziele des Projekts zusammen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de 

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

https://www.wsi.uni-kiel.de/de 

Das Walther-Schücking-Institut für Internationales Recht an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news747417

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 14.05.2020
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VERBAND/052: Konjunkturhilfen konsequent auf Klimaschutztechnologien konzentrieren (BEE)

Bundesverband Erneuerbare Energie - 2. Juni 2020

Konjunkturhilfen konsequent auf Klimaschutztechnologien
konzentrieren 



Berlin, 02.06.2020: "Kaufanreize für Pkw müssen die Mobilität der
Zukunft ins Auge fassen, damit Deutschlands Automobilwirtschaft auch
weiterhin im internationalen Wettbewerb bestehen kann. Sowohl für den
Individualverkehr als auch für den öffentlichen Nahverkehr braucht es
nun die richtigen Impulse, um Innovationen anzuschieben und die
Modernisierung der Fahrzeugflotten zu ermöglichen. Viel zu lange haben
die deutschen Autohersteller die Entwicklung hin zur Elektromobilität
und zu sauberen Kraftstoffen verschlafen, und auch die Politik hat
tatenlos zugesehen. Aber noch besteht die Chance, die saubere
Energieversorgung des Verkehrssektor ambitioniert voranzubringen.
Kaufanreize ohne eine solche Lenkungswirkung sind jedoch nicht
zielführend und werden weder den gewünschten ökonomischen Effekt haben
noch lassen sich damit Sektorenziele erfüllen. Staatliche
Konjunkturhilfen müssen daher konsequent auf Fortschritt und
Klimaschutz ausgerichtet werden", betont Dr. Simone Peter, Präsidentin
des Bundesverbands Erneuerbare Energie, im Vorfeld der Verhandlungen
zwischen Union und SPD über ein Konjunkturpaket. Die deutsche
Industrie sei hier schon viel weiter, als es vor allem die Union und
das Bundesverkehrsministerium suggerieren.

"Für eine saubere Verkehrswende stehen schon heute mit der
Elektromobilität und mit Biokraftstoffen die Technologien und
Kraftstoffe für PKWs zur Verfügung, die sich hervorragend ergänzen und
sinnvoll kombinieren lassen", so Peter. "Falls sich die
Bundesregierung zugunsten von zusätzlichen Kaufanreizen im Bereich der
Mobilität entscheiden sollte, müssen diese zwingend die Transformation
in Richtung E-Mobilität, biogener und synthetischer Kraftstoffe
vorantreiben." Im Stromsektor brauche es zum Erreichen des
65-Prozent-Ziels für den Ausbau der Erneuerbaren Energien einen
verlässlichen Fahrplan, der technologiespezifische Ausbaupfade
definiert, die dem wachsenden Bedarf nach grünem Strom im
Mobilitätsbereich Rechnung tragen. Weiterhin sei der Auf- und Ausbau
der öffentlich zugänglichen Ladeinfrastruktur für batteriebetriebene
Fahrzeuge zu forcieren sowie ein Tankstellennetz für Fahrzeuge, die
mit grünem Wasserstoff oder Biogas betrieben werden. Der Bundesverband
Erneuerbare Energie schlägt vor, 1.000.000 Ladepunkte bis zum Jahr
2025 zu errichten (nicht erst im Jahr 2030 laut Masterplan
Ladeinfrastruktur der Bundesregierung) und darüber hinaus ein
100.000-Schnellladepunkte-Ziel für 2025 sowie ein
1.000-Wasserstofftankstellen-Ziel für 2025 einführen. Auch im privaten
Wohnumfeld muss der Einbau von Ladesäulen beschleunigt werden, um die
Potenziale der Elektromobilität vollends auszuschöpfen.

Wie ein nachhaltiges Konjunkturprogramm Wirtschaft und Klima
gleichermaßen helfen kann, hat der Bundesverband Erneuerbare Energie
kürzlich in einem detaillierten Positionspapier [*] dargelegt.

Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland
bündelt der BEE die Interessen von 55 Verbänden und Unternehmen aus
den Branchen der Wind-, Bio- und Solarenergie sowie der Geothermie und
Wasserkraft. Wir vertreten auf diese Weise 30.000 Einzelmitglieder,
darunter mehr als 5.000 Unternehmen, 316.000 Arbeitsplätze und mehr
als 3 Millionen Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent
Erneuerbare Energie in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.



[*]
https://www.bee-ev.de/fileadmin/Publikationen/Positionspapiere_Stellungnahmen/BEE/BEE-Positionspapier_Grundz%C3%BCge_f%C3%BCr_ein_nachhaltiges_Corona-Konjunkturprogramm.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.06.2020

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

Tel: 030 2758170 - 16, Fax: 030 2758170 - 20

E-Mail: presse@bee-ev.de

Internet: www.bee-ev.de
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AGRARINDUSTRIE/154: Die Rübenschlammerden der Zuckerfabriken - ein Grundwasser-Risiko? (LBU)

Landesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz Niedersachsen e.V.
Pressemitteilung, 25. Mai 2020

Die Rübenschlammerden der Zuckerfabriken - ein Grundwasser-Risiko?

Umweltverband LBU thematisiert Risiken der Nitratauswaschung und
fehlende Transparenz über Ausbringungsmengen und Maßnahmen



Angesichts überhöhter Nitrat-Messwerte in Regionen mit intensiver
flächenloser Tierhaltung aber auch in etlichen anderen
Ackerbauregionen verlangt die Umweltorganisation Landesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (LBU) Niedersachsen von den zuständigen
Behörden eine noch intensivere Suche nach den tatsächlichen Ursachen
und Verursachern der Einträge von Nitrat. Derzeit müssten in den
'Roten Düngeverordnungs-Gebieten' jeweils viele hundert Landwirte ihre
Düngung reduzieren, obwohl sie selbst überhaupt nicht Verursacher
dieser erhöhten Nitrateinträge gewesen seien. LBU-Vertreter Eckehard
Niemann fordert in diesem Zusammenhang die Genehmigungsbehörden dazu
auf, die Ausbringung von Rübenschlammerden durch die Zuckerfabriken
genauer zu kontrollieren: Bei zu hohen Ausbringungsmengen auf Äcker
sowie bei falscher Bodenbearbeitung und Fruchtfolge nach der
Ausbringung drohe auch dort eine hohe Nitratauswaschung.

Die Rückführung der den Zuckerrüben anhaftenden 'Rübenerde' auf Äcker
bewertet der LBU an sich als sinnvolle Kreislaufwirtschaft. Allerdings
sei unbedingt zu beachten, dass diese Rübenerde eben auch Rübenanteile
enthalte und dass infolgedessen mit den Rübenwasch-Schlämmen auch
Stickstoffmengen von mehreren tausend Kilogramm auf einen Hektar
Ackerland gelangten. Dieser - zunächst noch organisch gebundene -
Rübenreste-Stickstoff werde im Boden in wasserlöslichen und
auswaschungsgefährdeten Nitrat-Stickstoff umgebaut. Wenn die Wurzeln
der danach angebauten Kulturpflanzen und der danach angebauten
Zwischenfrüchte diese Nitratmengen nicht aufnehmen und verwerten
könnten, erfolge eine erhebliche Nitratverlagerung ins Grundwasser.

Laut LBU-Vertreter Niemann haben die 20 deutschen Zuckerfabriken in
den letzten Jahrzehnten jeweils jährlich etwa eine Million Tonnen
Rübenerde auf jährlich etwa 1.000 Hektar Ackerland verbracht. Trotzdem
gebe es kaum Untersuchungen über die Stickstoffgehalte der
Rübenschlammerden oder über die Nitratauswaschungen unter diesen
Äckern. Es sei deshalb nun rasch und konsequent zu klären, inwieweit
die jeweils gemessenen Stickstoffgehalte der von den Zuckerfabriken
ausgebrachten Schlämme an Genehmigungsbehörden, Landwirte und
Öffentlichkeit mitgeteilt wurden.

Der LBU appelliert nicht nur an die Zuckerfabriken in Niedersachsen
sondern in ganz Deutschland, angesichts der unübersehbaren
Nitratauswaschungs-Risiken hier volle Transparenz zu gewährleisten.
Beispielhaft bemängelt der LBU in einem Dossier den unbefriedigenden
und öffentlichkeitsfernen Umgang des Nordzucker-Werks Uelzen und des
Landkreises Uelzen mit dieser Problematik.



weitere Informationen:

www.lbu-niedersachsen.de

Unser Selbstverständnis als Anwälte der Natur

http://www.lbu-niedersachsen.de/download/Anwaelte_der_Natur.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 25.05.2020

Landesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (LBU) Niedersachsen e.V.

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

E-Mail: info@lbu-niedersachsen.de

Internet: www.lbu-niedersachsen.de
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MASSNAHMEN/190: Förderung von Insektenschutz im Ackerbau mit über 3 Millionen Euro (BfN)

Bundesamt für Naturschutz (BfN):

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin/Bonn, 03. Juni 2020

BMU und BfN fördern Insektenschutz im Ackerbau mit über 3 Millionen
Euro

Neues Projekt "FINKA" erprobt mit Betriebspartnerschaften innovative
Wege



Die Vielfalt der Insekten schwindet, ihre Häufigkeit nimmt weiter ab.
Die Gründe hierfür sind vielfältig - einer davon ist der unverändert
hohe Einsatz von Insektiziden und Herbiziden in der Landwirtschaft.
Das Bundesamt für Naturschutz fördert daher das neue Projekt "FINKA -
Förderung von Insekten im Ackerbau" im Bundesprogramm Biologische
Vielfalt mit rund 3,15 Millionen Euro aus Mitteln des Ministeriums für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit. Modellhaft sollen im
Vorhaben mit Partnerschaften zwischen konventionell und ökologisch
wirtschaftenden Ackerbaubetrieben neue, insektenfreundlichere
Bewirtschaftungsmethoden landwirtschaftlicher Flächen erprobt werden.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Pflanzenschutzmittel wirken
schädlich auf Insekten, indem sie Nahrungsnetze und Lebensräume
beeinträchtigen. Effektiver Insektenschutz erfordert deshalb auch
einen grundsätzlich restriktiveren Umgang mit Pestiziden, nicht nur
mit Glyphosat. Mit dem neuen Projekt FINKA fördern wir nun ein
Vorhaben, das insektenfreundlichere Lösungen auch für die
konventionelle Landwirtschaft entwickelt und erprobt."

BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel: "Viele landwirtschaftliche
Betriebe halten den Einsatz von Insektiziden und Herbiziden für
unabdingbar. Mit Betriebspartnerschaften geht FINKA jetzt neue Wege:
Zusammen mit Tandems von ökologisch wirtschaftenden und konventionell
arbeitenden Partnerbetrieben sollen Lösungsansätze entwickelt werden,
die sich auch im konventionellen Landbau einfach und
betriebswirtschaftlich sinnvoll umsetzen lassen."

Im Projekt FINKA haben sich die Kompetenzzentrum Ökolandbau
Niedersachsen GmbH (KÖN), das Landvolk Niedersachsen -
Landesbauernverband e.V. (LV), das Netzwerk Ackerbau Niedersachsen
e.V. (NAN), die Westfälische Wilhelms-Universität Münster (WWU) und
die Georg-August-Universität Göttingen (GAUG) zusammengeschlossen, um
Lösungsstrategien zur Förderung der Insektenvielfalt und der
Ackerbegleitflora zu erarbeiten und zugleich ein breiteres Bewusstsein
hierfür innerhalb der Landwirtschaft zu fördern.

Im Rahmen des Modellprojektes werden 30 Betriebspartnerschaften
zwischen konventionell und ökologisch wirtschaftenden
Ackerbaubetrieben in verschiedenen Boden-Klima-Räumen Niedersachsens
geschlossen. Über einen Zeitraum von fünf Vegetationsperioden
verzichten die konventionellen Betriebe auf jeweils einer Fläche auf
den Einsatz von chemisch-synthetischen Insektiziden und Herbiziden.
Gemeinsam mit landwirtschaftlichen Beraterinnen und Beratern sowie den
ökologisch wirtschaftenden Partnerbetrieben werden alternative
Anbaumethoden erarbeitet, erprobt und ausgewertet. Darüber hinaus
finden auf den Maßnahmenflächen sowie auf jeweils einer
konventionellen und einer ökologisch bewirtschafteten Vergleichsfläche
wissenschaftliche Erhebungen zur Ackerbegleitflora und Insektenfauna
statt. Ziel dieser Erhebungen ist es, die jeweilige Vielfalt der
Flächen anhand ökologischer Messgrößen wie Artenvielfalt und Biomasse
zu dokumentieren.

Da die Umsetzung des herbizid- und insektizidfreien Ackerbaus in der
Praxis auf den Maßnahmenflächen der Betriebe erfolgt, können die
Landwirtinnen und Landwirte ihre Erfahrungen unmittelbar an ihre
Berufskollegen weitergeben. Die Ergebnisse sollen nicht nur die
Landwirtinnen und Landwirten ermutigen, sich verstärkt mit dem Thema
"Biologische Vielfalt in der Agrarlandschaft" auseinanderzusetzen,
sondern auch dazu beitragen, dass mehr Betriebe den Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln reduzieren und durch praktikable,
insektenfreundliche Anbaumethoden ersetzen. Zusätzlich sollen
öffentliche Feldtage und weitere regionale und überregionale
Veranstaltungen die Öffentlichkeit über die gefährdete biologische
Vielfalt einerseits und insektenfreundliche Agrarmaßnahmen
andererseits informieren und so das Bewusstsein für eine
insektenverträgliche Landwirtschaft fördern.

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.

Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm



Kontaktdaten sowie Projekt-Steckbrief unter:

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/projekte/projektbeschreibungen/finka.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.06.2020

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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PREIS/023: European Natura 2000-Award für Thüringen zum Greifen nah (NABU TH)

NABU Landesverband Thüringen: 

Gemeinsame Presseinformation mit dem BUND Thüringen und dem
Deutschen Verband für Landschaftspflege - 2. Juni 2020

European Natura-2000-Award für Thüringen zum Greifen nah

Netzwerk Natura-2000-Stationen gehört zu Finalisten einer der
wichtigsten Naturschutzpreise



Erfurt/Brüssel. Heute gab die Europäische Kommission bekannt, dass das
Thüringer Netzwerk der Natura-2000-Stationen zu den Finalisten des
European Natura-2000-Awards gehört. Das Thüringer Modell aus 12
Natura-2000-Stationen und einem Kompetenzzentrum trägt seit 2016 zum
Schutz des europäischen Naturerbes bei. Eine Auszeichnung mit einem
der wichtigsten europäischen Naturschutzpreise rückt jetzt in
greifbare Nähe.

"Natura 2000 ist das weltweit größte, grenzüberschreitende
Schutzgebietsnetz", erklärt Dr. Burkhard Vogel, Vorsitzender des BUND
Thüringen. "Thüringen leistet mit über 250 Natura-2000-Gebieten einen
wichtigen Beitrag zum Schutz des europäischen Naturerbes. Gerade in
Zeiten des bedrohlichen Artensterbens nimmt die Arbeit der
Natura-2000-Stationen eine besondere Bedeutung ein. Sie bringen die
Umsetzung von Natura 2000 voran, indem sie Arten- und
Biotopschutzmaßnahmen initiieren sowie zum Thema beraten. Und das mit
Erfolg. Deshalb freut es uns, dass das Thüringer Modell jetzt auch auf
europäischer Ebene als Vorbild wahrgenommen wird."

Der European Natura-2000-Awards wird seit 2014 alle zwei Jahre von der
Europäischen Kommission für herausragende Leistungen in Bezug auf
Natura 2000 verliehen. Das Thüringer Netzwerk tritt in der Kategorie
"Grenzüberschreitende Zusammenarbeit und Vernetzung" an. Die Bewerbung
ist ein Gemeinschaftsprojekt des BUND Thüringen, des NABU Thüringen,
des Deutschen Verbandes für Landschaftspflege und des Thüringer
Ministeriums für Umwelt Energie und Naturschutz.

Martin Schmidt, Vorsitzender des NABU Thüringen: "Die Umsetzung von
Natura 2000 kann in Thüringen nur gemeinsam gelingen. Die
Natura-2000-Stationen haben sich in den letzten Jahren zur anerkannten
Schnittstelle zwischen den Behörden, unserem Ehrenamt und den
Landnutzern vor Ort entwickelt. Deshalb haben wir uns zusammen mit dem
Thüringer Umweltministerium als obersten Naturschutzbehörde dafür
entschieden, eine gemeinsame Bewerbung einzureichen." Das
Umweltministerium unterstützt das Netzwerk der Stationen mit ca. 1,6
Mio. Euro jährlich.

Dr. Jürgen Metzner, Geschäftsführer des Deutschen Verbandes für
Landschaftspflege (DVL), ergänzt: "Der Finaleinzug des Netzwerkes
Natura-2000-Stationen zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind.
Unsere Thüringer Einrichtungen leben 'Zusammenarbeit und Vernetzung'.
Gemeinsam mit Landnutzern und regionalen Partnern konnten sie bereits
über 150 Projekte anstoßen und umsetzen. Die 12 Natura-2000-Stationen
und das Kompetenzzentrum sind heute aus der Naturschutzlandschaft
Thüringens nicht mehr wegzudenken."

Jetzt ist das Thüringer Netzwerk auf die Unterstützung der Thüringer
Bürger und Bürgerinnen angewiesen: Zusätzlich zum Natura-2000-Award
besteht die Möglichkeit, den "European Citizens Award" zu erhalten.
Darüber können ab heute alle unter 

https://natura2000award-application.eu/finalist/4439 

für das Thüringer Netzwerk Natura 2000-Stationen online abstimmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.06.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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WALD/724: Baumkronen schützen Waldlebewesen vor Klimaerwärmung (idw)

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL
- 14.05.2020

Baumkronen schützen Waldlebewesen vor Klimaerwärmung



Das kühlende Blätterdach der Bäume schützt Waldorganismen vor
Temperaturextremen. Es hat einen wichtigen Einfluss auf ihre Anpassung
an die Klimaerwärmung, weist eine internationale Studie unter Leitung
der Eidg. Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL nach,
die heute im Fachjournal «Science» erscheint.




[image: Foto: © Pieter de Frenne]

Hemisphärisches Foto eines Buchenwaldes. Je dichter das Kronendach,
desto stärker ist dessen kühlender Effekt im Unterholz und auf dem
Waldboden. 

Foto: © Pieter de Frenne



Das kühlende Blätterdach der Bäume schützt Waldorganismen vor
Temperaturextremen. Es hat einen wichtigen Einfluss auf ihre Anpassung
an die Klimaerwärmung, weist eine internationale Studie unter Leitung
der Eidgenössischen Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft
WSL nach, die heute im Fachjournal «Science» erscheint.

Das Klima im Wald ist nicht das gleiche wie das Klima ausserhalb des
Waldes. Das kann jeder nachvollziehen, der an heissen Sommertagen die
Kühle unter dem Blätterdach sucht. Für wissenschaftliche Studien gilt
jedoch «DIE» Klimaerwärmung als jene, die von vielen tausenden
standardisierten Wetterstationen in aller Welt gemessen wird. Diese
stehen in der Regel auf freiem Feld und messen die Temperatur in 1,5
bis 2 Metern Höhe. Ein Grossteil aller landlebenden Arten weltweit
leben jedoch in Wäldern und dort oft im Unterwuchs und auch im Boden,
weshalb die Klimadaten vom offenen Feld für sie nur bedingt
aussagekräftig sind.

Nun hat ein internationales Forschungsteam unter Leitung der
Eidgenössischen Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL
und der Universität Cambridge erstmals die Klimaerwärmung unter dem
Kronendach - und damit den Unterschied zur Freiland-Klimaerwärmung -
mit handfesten Zahlen bestimmt. Dazu mass das Team um Florian
Zellweger von der WSL an 100 Orten die Temperatur im Waldesinneren und
kombinierte diese in einem Computermodell mit bis zu 80 Jahre
zurückreichenden Daten über die Baumkronendichte des Waldes. Diese
umfassten fast 3000 Standorte aus langfristigen
Beobachtungsprogrammen, davon 37 im Schweizer Jura.

Die Forschenden berichten in «Science», dass die im freien Feld
gemessene Klimaerwärmung die Temperaturentwicklung unter dem
Blätterdach nur unzureichend wiedergibt. Wird das Kronendach dichter,
verringert es für die darunter lebenden Organismen die Klimaerwärmung,
lichtet es sich, wird es sprunghaft wärmer. «Das ist wichtig zu
wissen, um die Auswirkungen des Klimawandels auf die Biodiversität im
Wald zu verstehen», erklärt Studienleiter Florian Zellweger von der
WSL.

Rückstand bei der Klimaanpassung

Sämtliche Organismen haben ein Temperaturoptimum, in dem sie am besten
gedeihen. Wenn sich das Klima erwärmt, profitieren wärmeliebende Arten
und verdrängen die an Kälte angepassten, die zum Beispiel in höhere
Berglagen ausweichen. Das Temperaturoptimum von Waldorganismen liegt
jedoch deutlich unter den tatsächlich gemessenen Temperaturen, das
heisst, sie haben einen Rückstand bei der Klimaanpassung. «Viele Arten
leben in einem zunehmend suboptimalen Temperaturbereich in Bezug auf
den globalen Klimawandel», erklärt Zellweger.

Das bedeutet, dass ein Verlust der schützenden Baumkronen - sei es
durch die Natur oder durch Menschen verursacht - eine zusätzliche,
drastische Erwärmung für die darunter wachsenden Pflanzen bedeutet,
auf die sie schlecht vorbereitet sind. Plötzlich liegt ihr bisher
kühler, schattiger und meist auch luftfeuchterer Standort viel öfter
und länger in der brütenden Hitze; gleichzeitig trocknet der Boden
aus. Viele Arten können sich nicht schnell genug anpassen, werden von
wärmeliebenden Arten verdrängt und sterben möglicherweise lokal aus.
Angesichts der zu erwartenden Zunahme von sommerlichen Hitzewellen in
Europa dürfte dies die Waldbiodiversität verändern und «einzelne Arten
in Schwierigkeiten bringen», erklärt Zellweger. Waldbewirtschafter
sollten deshalb die Auswirkungen von Forsteingriffen auf die
Klimabedingungen im Waldesinnern und deren Einfluss auf die
Biodiversität berücksichtigen.



Originalpublikation:

Zellweger, F., De Frenne, P., Lenoir, J. et al. (2020): Forest
microclimate dynamics drive plant responses to warming. ScienceMag.


https://science.sciencemag.org/lookup/doi/10.1126/science.aba6880

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news747300

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution799

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL - 14.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTIONSTAGE/1071: Online-Event zum Tag der Nachhaltigkeit, 4. Juni 2020 (idw)

Fachhochschule St. Pölten - 26.05.2020

Tag der Nachhaltigkeit, 4. Juni 2020



Online-Event mit Vorträgen, Workshops und der Verleihung des
Sustainable Development Awards der FH St. Pölten. Die Vorträge beim
Tag der Nachhaltigkeit der Fachhochschule St. Pölten widmen sich den
Themen Nachhaltigkeit und Kommunikation, Klimawandel, Agenda 2030 und
sozialer Ungleichheit. Workshops behandeln das Umsetzen der
UN-Nachhaltigkeitsziele in der Lehre sowie das Thema Radwege in St.
Pölten. Zudem wird der erste Sustainable Development Award der FH St.
Pölten für nachhaltige Projekte von Studierenden vergeben.

Die Vorträge zum Thema Nachhaltigkeit und Kommunikation halten
Roswitha Reisinger von der Zeitschrift Lebensart sowie FH-Lektor und
Wirtschaftsethiker Michael Litschka. Zum Thema Nachhaltigkeit und
Klimawandel spricht Herbert Formayer von der Universität für
Bodenkultur und Mitglied im UniNEtZ, einem Netzwerk österreichischer
Universitäten, das die Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen an
Hochschulen unterstützt. Zum Thema "Agenda 2030, Interdependenzen und
soziale Ungleichheiten in Österreich" tragen Karin Kuranda von SDG
Watch Austria, Karin Fischer von der JKU Linz und Katharina Kreissl
von der Universität Salzburg vor.

"Nachhaltige Entwicklung ist uns an der FH St. Pölten ein großes
Anliegen. Das Kollegium der FH hat das Thema daher als sein
Jahresthema ausgeschrieben, um das sich Vorträge, Veranstaltungen und
andere Aktivitäten drehen", sagt FH-Kollegiumsleiterin Monika
Vyslouzil.

Workshops

Der Workshop "Nachhaltigkeit in der Lehre" untersucht, wie in allen
Studiengängen Bezüge zu Nachhaltiger Entwicklung und den Sustainable
Development Goals der Vereinten Nationen hergestellt werden können -
von der Technikfolgenabschätzung über Gesundheitsversorgung und
Regionalverkehr bis zur Planung und Herstellung multimedialer
Medienprodukte. Mit kreativen Methoden werden Ideen gesammelt und
gemeinsam weiterentwickelt. Wichtiges Thema dabei sind
Schlüsselkompetenzen für nachhaltiges Denken und Handeln.

Beim Workshop "Radfahren und Radwege in St. Pölten und Umgebung"
können sich alle Teilnehmer*innen zum Thema austauschen und über ihre
Erfahrungen berichten. Der Workshop ist Teil der Initiative
Klimahauptstadt 2024 St. Pölten, die mit diesem Workshop ihre St.
Pöltner Klimagespräche startet.

Sustainable Development Award

Die FH St. Pölten vergibt bei der Veranstaltung erstmals ihren
Sustainable Development Award für Projekt- oder Forschungsarbeiten
bzw. Konzepte im Zusammenhang mit Nachhaltiger Entwicklung im Rahmen
eines Studiums. Am Wettbewerb teilnehmen können aktive Studierende der
FH St. Pölten.

Es werden fünf Preise in mehreren Kategorien vergeben - vier im Wert
von jeweils 1.000 Euro und ein Preis im Wert von 500 Euro. Die Preisgelder
werden vom Förderverein der FH St. Pölten und einzelnen Mitgliedern
des Fördervereins (Arbeiterkammer NÖ, NÖGKK, NÖVOG, kwak, Sparkasse NÖ
Mitte West) gesponsert.

Über die Fachhochschule St. Pölten

Die Fachhochschule St. Pölten ist Anbieterin praxisbezogener und
leistungsorientierter Hochschulausbildung in den sechs Themengebieten
Medien & Wirtschaft, Medien & Digitale Technologien, Informatik &
Security, Bahntechnologie & Mobilität, Gesundheit und Soziales. 25
Studiengänge und zahlreiche Weiterbildungslehrgänge bieten ca. 3400
Studierenden eine zukunftsweisende Ausbildung. Neben der Lehre widmet
sich
die FH St. Pölten intensiv der Forschung. Die wissenschaftliche Arbeit
erfolgt zu den oben genannten Themen sowie institutsübergreifend und
interdisziplinär. Die Studiengänge stehen in stetigem Austausch mit
den
Instituten, die laufend praxisnahe und anwendungsorientierte
Forschungsprojekte entwickeln und umsetzen.

Tag der Nachhaltigkeit

04.06.2020, 09.00 bis ca. 18.30 Uhr, online

https://kollegium-jt.fhstp.ac.at/tag-der-nachhaltigkeit-an-der-fh-st-poelten/

https://kollegium-jt.fhstp.ac.at

Natürlich finden Sie uns auch auf Facebook und Twitter:

https://www.facebook.com/fhstp, https://twitter.com/FH_StPoelten.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news747995

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1888

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten - 26.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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